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Jederzeit wiederholbar 

Mit 61 Warnstreiks inner¬ 
halb von sieben Tagen un¬ 
terstrichen die Coca-Cola- 
Beschäftigten ihre Forde¬ 
rungen in der Tarifrunde. 
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Sorge um den Abwärtssog 

Das knappe Scheitern der nieder¬ 
sächsischen CDU in Niedersach¬ 
sen bringt die Berliner Zentrale in 
Wallung. 
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„Union-Busting“ 

Das Plattmachen von 
Gewerkschaften ist 
auch in der BRD an¬ 
gekommen. 
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Weil du arm 
bist, musst du... 

Europas Gesundheitssysteme in der Krise 


I m Jahr 2010 kam es in vielen Län¬ 
dern der Europäischen Union zu ei¬ 
nem deutlichen Rückgang der Aus¬ 
gaben für den Gesundheitsbereich. 
Das besagt die Studie „Gesundheit 
auf einen Blick: Europa 2012“ die 
von der Europäischen Kommission 
und der OECD herausgegeben wur¬ 
de. Lag die durchschnittliche Wachs¬ 
tumsquote der Gesundheitsausgaben 
pro Kopf in der Europäischen Union 
in den Jahren 2000 bis 2009 noch bei 
4,6 Prozent, so änderte sich dies im 
Krisenjahr 2010 dramatisch. 

Der Rückgang bei den Pro-Kopf-Ge- 
sundheitsausgaben war in jenem Jahr 
am stärksten in Irland (minus 7,9 Pro¬ 
zent), Estland (minus 7,3), Island (mi¬ 
nus 7,1) und Griechenland (minus 6,7). 
Malta war neben der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 2010 das einzige 
Land, in dem 2010 die Gesundheits¬ 
ausgaben im Vergleich zu den Vorjah¬ 
ren noch einmal anstiegen. 

Jüngere Zahlen werden in der Studie 
nicht genannt. 

OECD-Vize-Generalsekretär Yves 
Leterme erklärte im Zusammenhang 
mit dieser Studie: „Trotz knapper öf¬ 
fentlicher Kassen setzen die Länder 
alles daran, dass der Zugang zu hoch¬ 
wertiger Gesundheitsversorgung in 
Europa die Norm bleibt.“ Es werde 
sich zeigen, ob dies gelingt. 

Und der designierte EU-Kommissar 
für Gesundheit, Tonio Borg, stellte 
fest: „Zwar finden wir in dem Bericht 
bisher keine Hinweise darauf, dass die 
Krise in Europa zu einer Verschlech¬ 
terung des allgemeinen Gesundheits¬ 
zustandes geführte hätte.“ Die Folgen 
von schwierigen sozialen Verhältnis¬ 
sen und mangelhafter Gesundheits¬ 
versorgung würden aber erst mit der 
Zeit sichtbar. 

Obwohl die Verfasser des Berichts 
darauf bestehen, dass sich die „Ge¬ 
sundheit der Bevölkerung in den letz¬ 
ten Jahrzehnten deutlich verbessert“ 
habe, kommen sie nicht umhin zuzu¬ 
geben, dass Fortschritte im Gesund¬ 
heitswesen mit „erheblichen Kosten“ 
verbunden sind, die nach „Ausbruch 
der Wirtschafts- und Finanzkrise“ in 
vielen europäischen Ländern redu¬ 
ziert wurden. 

Im Wortlaut liest es sich so: „Mehrere 
Länder, die von der Krise besonders 


betroffen sind, haben eine Reihe von 
Maßnahmen ergriffen, um die öffent¬ 
lichen Ausgaben für Gesundheit zu 
reduzieren.“ 

Diese Kürzungen werden wie immer 
als „unvermeidlich“ hingestellt, sie 
können sich allerdings „auf die grund¬ 
legenden Ziele der Gesundheitssyste¬ 
me aus wirken“. 

Können sich auf grundlegende Ziele 
auswirken? 

Sie haben dies schon, wie aktuelle 
Berichte aus mehreren europäischen 
Ländern zeigen. Die UZ berichtete in 
ihrer Ausgabe vom 5. Januar über Ver¬ 
änderungen im Gesundheitswesen in 
der Region Madrid. Dort sollen sechs 
große Krankenhäuser und 27 Gesund¬ 
heitszentren privatisiert werden, eben¬ 
so alle Dienstleistungen für die öffent¬ 
lichen Krankenhäuser. 533 Millionen 
Euro sollen so eingespart werden. 
Alle 17 spanischen Verwaltungsregi¬ 
onen haben bei der Gesundheit den 
Rotstift angesetzt. Im Durchschnitt 
fuhren sie ihre Ausgaben in den ver¬ 
gangenen drei Jahren um 11,4 Prozent 
zurück. Die Extremadura sogar um 
23,3 Prozent. 

Lange Wartelisten für Operationen 
waren schon früher ein Problem des 
staatlichen spanischen Gesundheits¬ 
systems. Doch seit Beginn der schwe¬ 
ren Wirtschaftskrise vor fünf Jahren 
hat sich die Situation verschärft. 

In den anderthalb Jahren zwischen 
Ende 2010 und Mitte 2012 hat sich 
die Wartezeit nach Recherchen von 
„EI Pais“ im Durchschnitt von 32 auf 
72 Tage verlängert. 

In den vergangenen sechs Monaten 
wurden zahlreiche Gesundheitszent¬ 
ren auf dem Lande geschlossen. 
Bereits jetzt fehlen in griechischen 
Kliniken Medikamente, Binden, Gips 
oder Spritzen. Laut Presseberichten 
wurden 661 Fachabteilungen einzel¬ 
ner Kliniken und ganze Kranken¬ 
häuser bereits geschlossen bzw. zu¬ 
sammengelegt. Der Anteil der nicht 
Krankenversicherten ist im Land auf 
rund 35 Prozent geklettert. Versicher¬ 
te müssen sich mit höheren Eigenbei¬ 
trägen beim Kauf von Medikamenten 
beteiligen. Inzwischen sind viele El¬ 
tern nicht mehr in der Lage, die Imp¬ 
fungen für ihre Kinder zu bezahlen. 
In ihrer Not suchen sie die Kliniken 


von Nichtregierungsorganisationen 
wie „Ärzte der Welt“ auf. 

Und im aktuellen „Sparpaket“ der 
griechischen Regierung sind für das 
Gesundheitswesen „Einsparungen“ 
in Höhe von 1,5 Milliarden Euro vor¬ 
gesehen ... 

Aber auch Länder wie Island, einst für 
ein vorbildliches Gesundheitssystem 
bekannt, sind betroffen. So wurden 
in Island Kliniken und Ärztestatio¬ 
nen in kleinen Siedlungen die Mittel 
um bis zu 80 Prozent gekürzt. Die 22 
Hospitäler außerhalb der Hauptstadt 
Reykjavik sollen im Rahmen einer 
Spar-„Reform“ auf sechs reduziert 
werden, teilweise sind sie schon ge¬ 
schlossen. Der Eigenanteil, den es bei 
einem Arztbesuch zu zahlen gilt, wur¬ 
de drastisch erhöht, auch für Arznei¬ 
mittel oder Zahnarztbesuche. Immer 
mehr Ärzte gehen ins Ausland. 

Diese Beispiele ließen sich beliebig 
fortsetzen. Und auch Deutschland 
ist davon nicht ausgenommen. Zu¬ 


nehmend mehr Menschen in der Eu¬ 
ropäischen Union können sich einen 
Arztbesuch, die Zuzahlungen für Me¬ 
dikamente oder gar einen Kranken¬ 
hausaufenthalt nicht mehr leisten. In 
vielen Regionen wird die Versorgung 
schlechter. Es ist nur eine Frage der 
Zeit, bis die Folgen schlechter oder 
fehlender Behandlung sichtbar wer¬ 
den. 

Dabei ist eine „zentrale Priorität“ für 
die EU angeblich die „Gesundheit 
und Sicherheit ihrer Bürger“. „Durch 
die EU-Gesundheitspolitik haben alle 
das Recht auf dieselben hohen Stan¬ 
dards im Gesundheitsbereich und auf 
Zugang zu einer hochwertigen Ge¬ 
sundheitsversorgung“, kann man auf 
den Seiten der Europäischen Kom¬ 
mission lesen. - Was für ein Hohn. 
Doch nicht nur in Griechenland und 
Spanien regt sich der Widerstand ge¬ 
gen die rigide Sparpolitik der Herr¬ 
schenden ... 

-hnm 
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Erst Mali, dann ganz Afrika 

Der Feldzug in Nordafrika ist auch Teil eines Wirtschaftskriegs gegen China 


Täglich Erfolgsmeldungen von der 
Front „vor unserer Haustür“, aus Mali: 
Französische Soldaten erobern Tim- 
buktu, tschadische und französische 
Truppen sind in Gidal einmarschiert, 
der Vormarsch geht weiter in Rich¬ 
tung Gao. Nachts werden die Basisla¬ 
ger im Hinterland der Aufständischen 
von Kampfjets bombardiert. Geht die 
„Rückeroberung“ Malis in diesem 
Tempo voran, so ist bald nichts mehr 
zu befreien außer Sand. 

Was als französische Intervention 
begonnen hat mit der Begründung, 
es handle sich um einen Einsatz von 
wenigen Wochen, bis ganz Mali von 
islamistischen Aufständischen und 
Al-Kaida-Gruppen gesäubert sei, 
ist inzwischen eine Intervention der 


hochentwickelten kapitalistischen 
Staaten des Westens geworden. Von 
einem überschaubaren Zeitrahmen 
ist nicht mehr die Rede, „jahrelang“ 
müsse eine militärische Präsenz ge¬ 
halten werden, um den Raum gegen 
den „Terrorismus“ zu sichern, hört 
man aus Washington und aus den eu¬ 
ropäischen Hauptstädten. In den Wor¬ 
ten des britischen Premiers Cameron: 
„Die Antwort auf die Krise in Mali 
wird eher Jahre, vielleicht sogar Jahr¬ 
zehnte in Anspruch nehmen als Mo¬ 
nate.“ Eine „lange Phase der Instabili¬ 
tät“ sagen Berliner Regierungsberater 
dem Land laut dem Nachrichtenportal 
German Foreign Policy voraus. 

Den Worten folgen Taten. Frankreich 
hat sich bereits Stützpunkte in Niger 


gesichert. Die Bundeswehr richtet in 
der senegalesischen Hauptstadt Da¬ 
kar einen Stützpunkt für Transport¬ 
flugzuge der Luftwaffe ein. US-Trup- 
pen sind bereits in der Zentralafri¬ 
kanischen Republik, in Uganda, im 
Südsudan und in der Demokratischen 
Republik Kongo stationiert. 

Sie sagen Mali, sie meinen Afrika. 
Und mit Afrika meinen sie die Bo¬ 
denschätze, an denen dieser bitterar¬ 
me Kontinent so reich ist. Nichts von 
alledem hat Washington verloren. Der 
künftige Außenminister der Vereinig¬ 
ten Staaten, John Kerry, stellte bei 
seiner Anhörung vor dem US-Senat 
klar, dass der angebliche „Krieg gegen 
den Terror“ ein Spiel über die Bande 
ist. Originalton Kerry: „Nun zu China 


und Afrika. China ist in ganz Afrika 
vertreten - ich betone, in ganz Afrika. 
Und sie schließen langfristige Verträ¬ 
ge über Mineralien ab, über ... ergän¬ 
zen Sie selbst. Und es gibt einige Ge¬ 
genden, da sind wir gar nicht im Spiel, 
Leute. Ich sage das nicht gerne. Aber 
wir müssen da rein.“ 

Diese wenigen Sätze sind aussage¬ 
kräftiger als viele tiefschürfende Ana¬ 
lysen. Der wirtschaftliche Austausch 
ist im vergangenen Jahrzehnt Jahr für 
Jahr um durchschnittlich ein Drittel 
gewachsen und nähert sich der Marke 
von 200 Milliarden Dollar jährlich und 
lässt damit sowohl die Zahlen der EU 
als auch der USA hinter sich. Das ist 
einer der Hauptgründe für neokoloni¬ 
alistische Ambitionen. Manfred Idler 


Thema der Woche 


Gegen die Sicher¬ 
heitskonferenz 

Der Chef der „Siko“, Wolfgang Ischin- 
ger machte schon vor Beginn der Kon¬ 
ferenz in einem Artikel deutlich: „Es 
hat lange gedauert, bis wir verstanden 
haben, dass die Androhung oder gar 
der Einsatz militärischer Gewalt bis¬ 
weilen nötig ist, um politische Ziele zu 
erreichen.“ 

Totz Nieselregen, vereinzelter Graupel¬ 
schauer und mancher Irritationen im 
Demobündnis gingen am Samstag etwa 
3 000 Kriegsgegnerinnen auf die Straße 
und protestierten gegen die Siko. 90 Or¬ 
ganisationen und ebenso viele Einzel¬ 
personen hatten den Aufruf zur Demo 
unterschrieben und entsprechend bunt 
waren Kundgebung und Demo. 
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++letzte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meldung+++ 

Presseberich tigung 

Brüssel: Und nun noch eine Richtig¬ 
stellung. Wie gestern irrtümlich berich¬ 
tet wurde, hat die EU nicht eine Ver¬ 
besserung durch Bankenaufsicht be¬ 
schlossen, sondern natürlich nur eine 
verbesserte Bankenaussicht. 

++letzte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meldung+++ 

Unwort 

Berlin/Frankfurt: Der Antrag, den Be¬ 
griff „deutscher Waffenexport“ zum 
Unwort des Jahres zu erklären, wurde 
erneut abgelehnt. 

Wie der Vorstandssprecher der Deut¬ 
schen Bank für die Kulturkommission 
erklärte, seien deutsche Waffenexporte 
nur etwas positives, weil sie börsenno¬ 
tiert seien und erfolgreich zur Lösung 
kriegerischer Konflikte in der Welt bei¬ 
tragen. 

Darum würden „Deutsche Waffenex¬ 
porte“ für die nächsten Jahrzehnte zum 
Wort des Jahres vorgeschlagen werden. 

chen+++aktenzeichen+++aktenz 

eichen+++aktenzeichen++ 

Aus dem Anstandsbuch 

Chefs dürfen künftig Arbeitnehmer am 
Arbeitsplatz nicht mehr mit versteckten 
Kameras filmen, sondern nur noch mit 
öffentlich installierten. 

Wenn allerdings voyeuristische Füh¬ 
rungskräfte eigene Beobachtungen in 
Duschen, Toiletten oder Umkleideräu¬ 
men vornehmen, sollten sie sich ver¬ 
halten räuspern, um ihre Anwesenheit 
anzuzeigen. 

Werner Lutz 
(Deutscher Einheit (z)-Textdienst) 


Kulturforum 
der DKP 



Eine CD mit allen vorliegenden Do¬ 
kumenten (Eingangsreferate, fast 
alle Workshop-Berichte) und Fotos 
des Kulturforums 2012 in Hannover 
kann bestellt werden. 

Unkostenbeitrag: 3,50 Euro (inkl. Ver¬ 
sand). 

Bestellungen an Werner Lutz, E-Mail: 
einheiztext@t-online.de, 
oder UZ-Redaktion/Kultur, Hoff¬ 
nungstraße 18,45172 Essen; E-Mail: 
manfred.idler@unsere-zeit.de 
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Castkolumne von Volker Metzroth 


Gesünder durch 
Arbeitszeitverkürzung 


„Die Krankheit des 21. Jahrhunderts 
ist der Stress“, schrieb der belgische 
Arzt und Genosse Hans Krammisch 
in seinem aktuellen Buch über den 
Stress in der Arbeit. Wie recht er da¬ 
mit hatte, zeigt der jüngst veröffent¬ 
lichte „Stressreport Deutschland 
2012“. Waren früher Staublungen 
der Bergleute, Bleivergiftungen der 
Schriftsetzer und kaputte Kreuze der 
Fernfahrer typisch für Berufskrank¬ 
heiten, so sind dies heute Magen¬ 
geschwüre, Bluthochdruck, Herzin¬ 
farkt und das sogenannte Burnout- 
syndrom. 59 Mio. Krankheitstage, 
28 Mrd. Euro Behandlungskosten 
und 41 % aller Frühverrentungen 
im Durchschnittsalter von 48 Jahren 
allein infolge psychischer Erkran¬ 
kungen schrecken sogar bürgerli¬ 
che Ökonomen und Politiker auf. 
Alle finden es schlimm. Bei der Fra¬ 
ge nach den Ursachen und der rich¬ 
tigen „Medizin“ dagegen gehen die 
Meinungen dann aber gehörig ausei¬ 
nander. Dass das auch etwas mit Ka¬ 
pitalismus zu tun hat, bleibt in den 
Mainstreammedien unerwähnt. 
Unter kapitalistischen Verhältnissen 
hat sich die wissenschaftlich-techni¬ 
sche Revolution der letzten Jahr¬ 
zehnte, der Siegeszug der Mikroelek¬ 
tronik, gegen die Arbeitenden gerich¬ 
tet, statt ihnen einen Anteil an der 
Produktivkraftentwicklung zu brin¬ 
gen, z. B. wesentlich kürzere Arbeits¬ 
zeiten. Wie zuvor in der Produktion, 
wurden Dienstleistung, Verwaltung, 
Entwicklung und Planung in einzel¬ 
ne Tätigkeiten zerlegt und so wieder 
zusammengefasst, dass immer mehr 
eintönige Arbeit den Berufsalltag 
bestimmt und kreative Bereiche bei 
wenigen „Spitzenkräften“ verblei¬ 
ben. Zudem ermöglichen die neuen 
Produktionsmittel immer mehr Leis- 
tungs- und Verhaltenskontrollen bis 
hin zur Videoüberwachung, die CDU 
und FDP jüngst im „Arbeitnehmer¬ 
überwachungsgesetz“ weitgehend le¬ 
galisieren wollten. Hatte der Fließ¬ 
bandarbeiter nach Feierabend und 
im Urlaub noch seine Ruhe, wird 
die jetzt vielen mit Handy, Laptop, 
Smartphone usw. geraubt. Ständige 
Erreichbarkeit, auch im Urlaub, nicht 
erfasste Überzeiten sonntags am 
Laptop usw. verwischen die Grenzen 
zwischen Arbeit und Freizeit immer 
mehr. Das „Menschsein“ kommt im¬ 
mer weniger vor, damit auch die Re¬ 
generierung von Körper und Geist, 
man wird krank. Stressfaktoren sind 
auch die oft langen Wege zur Arbeit. 
Viele haben Abwesenheitszeiten von 
über 12 Stunden. 

Sogenannte leistungsbezogene Ent¬ 
geltbestandteile, Prämien statt Fest¬ 
lohn, betriebliche Beurteilungssys¬ 
teme etc. sind weitere Stressursa¬ 
chen. Wenn eine große Tageszeitung 
schrieb, dass selbst Schuld habe, wer 
nach Feierabend seine dienstlichen 
Mails lese, mag das juristisch stim¬ 
men. Es hilft aber im Alltag nicht de¬ 
nen, die Montags morgens erst mal 
ihre elektronische Post lesen, wäh¬ 
rend die „Schwarzarbeiter“ vom Wo¬ 
chenende gleich loslegen. Erstere 
sind dann die, die „rumsitzen“, wäh¬ 
rend andere arbeiten. Mit allen Fol¬ 
gen durch oben genannte Systeme. 
Frau von der Leyen sieht die betrieb¬ 
lichen „Sozialpartner“ in der Pflicht. 
Betriebsräte sollen reparieren, was 
profitgesteuerte Manager kaputt ma¬ 
chen. Tatsächlich haben Betriebsräte 
beim Arbeitsschutz einige Möglich¬ 
keiten, Technologieberatungsstel¬ 
len des DGB unterstützen sie dabei. 
So gibt es bei VW und bei Daimler 
Betriebsvereinbarungen, nach de¬ 
nen außerhalb gewisser Kernzeiten 
dienstliche Blackberrys nicht mehr 
erreichbar sein dürfen bzw. im Ur¬ 
laub eingehende E-Mails gelöscht 
werden können. Aber nur gut 40 % 
aller Beschäftigten arbeiten in Be¬ 
trieben mit Betriebsräten, und längst 
nicht überall sind die so handlungsfä¬ 
hig wie in den genannten Konzernen. 



Es gibt tausende Ratgeber zum Um¬ 
gang mit Stress, sowohl Personen 
als auch Bücher, Hefte, Videos etc. 
Den meisten ist gemein, dass sie nur 
an den Symptomen herumdoktern. 
Wenn jemand krank wurde, weil zur 
leistbaren Arbeitsmenge X noch die 
Menge Y hinzukam, dann kann der 
ggf. mit Sport, autogenem Training 
und vieles andere mehr sich selbst, 
zumeist in der Freizeit, so stärken, 
dass dann X+Y zu schaffen sind. 
Die Gesetzmäßigkeiten der kapita¬ 
listischen Konkurrenz werden dann 
aber bald dazu führen, dass dem 
„motivierten und belastbaren Mitar¬ 
beiter“ zusätzlich die Arbeitsmenge 
Z aufgebrummt wird und er dann un¬ 
ter X+Y+Z an den Punkt kommt, wo 
ihm alle Ratgeber nicht mehr weiter¬ 
helfen können. 

Zu allem kommt die steigende Ver¬ 
unsicherung über die eigene Zu¬ 
kunft. Werde ich meinen Arbeits¬ 
platz behalten, kriege ich als 50-Jäh¬ 
riger überhaupt wieder Arbeit oder 
als 25-Jähriger endlich mal einen 
unbefristeten Job? Zu den Ablen¬ 
kungsstrategien von Personalma¬ 
nagern gehört auch zu bezweifeln, 
dass der Stress großteils beruflich 
bedingt ist. Häusliche und familiä¬ 
re Probleme seien viel gravierender. 
Klar, wenn der Partner nach 13 Stun¬ 
den Arbeit und Bahnfahrt genervt 
nach Hause kommt und der Jüngs¬ 
te noch Hilfe bei den Schularbeiten 
will, die Partnerin auf dem Sprung 
zur Nachtschicht ist, der Sohn ge¬ 
frustet in der vierten Warteschleife 
statt auf einem Ausbildungsplatz ist 
und die Tochter zwei eigene Mini¬ 
jobs koordinieren muss, dann liegen 
öfters die Nerven blank, ist heimi¬ 
scher Zoff vorprogrammiert. Wo da 
aber die häuslichen Probleme her- 
kommen, sieht doch der Blinde mit 
dem Krückstock. 

Es will niemand behaupten, dass alle 
Probleme mit Arbeitszeitverkürzung 
zu lösen seien, schon gar nicht in ei¬ 
ner kapitalistischen Gesellschaft. 
Dennoch wäre eine Arbeitszeitver¬ 
kürzung auf 30 Stunden in der Wo¬ 
che nicht nur gut zur Schaffung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen und 
für ein neues Normalarbeitsverhält- 
nis als Voraussetzung für wirkliche 
Gleichstellung der Geschlechter. Die 
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich wäre auch ein 
großer Schritt zu Arbeitsverhältnis¬ 
sen, in denen die Arbeitenden statt 
nur noch Anhängsel von Maschinen 
und Computern auch gesündere 
Menschen sein könnten. 



Bochum zwischen Konflikt und Solidarität 

GM/Opel will Werksschließung zu 2014! - 
Akzeptiert die IG Metall das Ende der Autoproduktion? 


E twa 1 500 Beschäftigte der Bochu- 
mer Opel-Werke legten am 1. Fe¬ 
bruar erneut für anderthalb Stun¬ 
den die Arbeit nieder. Der Betriebsrat 
hatte zu Informationsveranstaltungen 
sowohl für die Frühschicht als auch die 
Mittagsschicht am Tor 1 in Laer aufge¬ 
rufen. Dort wurde über den Stand der 
Verhandlungen zwischen Betriebsrä¬ 
ten/Gewerkschaft und Opel-Manage¬ 
ment informiert, die die Belegschaft in 
Bochum in eine schwierige Lage ge¬ 
bracht haben. 

Der Bochumer Opel-Betriebsrats Vor¬ 
sitzender Rainer Einenkel kritisiert in 
seiner Rede die Betriebsräte und Auf¬ 
sichtsräte aus den anderen deutschen 
Opel-Werken scharf. „Die Zugeständ¬ 
nisse, die am Mittwoch in Rüsselsheim 
gemacht worden sind, zielen daraufhin, 
den Standort Bochum so schnell wie 
möglich zu schließen“, sagte Einenkel. 
In einem heftig kritisierten Forde¬ 
rungskatalog hat die IG Metall offen¬ 
sichtlich die Schließung der Fahrzeug¬ 
produktion in Bochum akzeptiert und 
fordert nur noch den Erhalt einer „vier¬ 
stelligen Zahl“ von Opel-Arbeitsplät¬ 
zen in Bochum. 1 000 weitere Stellen 
sollen mit Hilfe der öffentlichen Hand 
geschaffen werden. „Ohne jegliche 
konkrete Zusagen sollen die Beleg¬ 
schaftsvertreter ihre Zustimmung zu 
dieser Kapitulation geben“, so Einen¬ 
kel. Für großen Unmut sorgte auch die 
Tatsache, dass gegen die 5 Stimmen aus 
Bochum alle Belegschaftsvertreter der 
anderen Werke einem weiteren Lohn¬ 
verzicht zustimmen wollen. Diese Aus¬ 
führungen wurden auf der emotional 
aufgeladen B elegschaftsVersammlung 
immer wieder mit Zwischenrufen wie 
„Auszahlung“ und „Schluss mit dem 
Schmusekurs“ kommentiert. 

Steve Girskys Erpressungsbrief 

Besonders bitter stößt in Bochum auf, 
dass die IG Metall mit ihrem „Forde¬ 
rungskatalog“ fast komplett auf die 
Forderungen des Opel-Management 
eingehen will. Mit einem Brief an die 
„Lieben Mitarbeiterinnen und Mitar¬ 
beiter“ in Bochum hatte der Aufsichts¬ 
ratsvorsitzende der Adam Opel AG, 
Steve Girsky, in erpresserischer Weise 
in die laufenden Verhandlungen ein¬ 
gegriffen und ultimativ Lohnverzicht 
und weitere Flexibilität gefordert. In 
dem Brief mit Datum vom 22. Januar 
2013 bestätigt der AufsichtsratsVorsit¬ 
zende die Pläne von GM/Opel, noch in 
diesem Jahr „die Produktion des F13- 
Getriebes“ einzustellen. Die „Zafira- 
Produktion“ soll zum Jahresende 2014 
enden und danach „kein Fahrzeug 
mehr in Bochum produziert werden“. 
In Bochum würden dann nach 52 Jah¬ 
ren keine Autos mehr gebaut. Der In¬ 
halt des Girsky Briefes macht deutlich, 
dass der Konzern der Belegschaft den 


schwarzen Peter zuschieben will und 
die Schließung des Bochumer Werkes 
mit dem angeblichen ungenügenden 
Willen der Belegschaft auf Lohnver¬ 
zicht und Kosteneinsparung begrün¬ 
den will. 

Wie Opel arm gerechnet wird 

Wütend wurde im Bochumer Werk 
die Einschätzung der IG Metall aufge¬ 
nommen, nach der die Lage von Opel 
„existenzbedrohende Ausmaße ange¬ 
nommen hat“. Vergessen wird offen¬ 
sichtlich, dass Opel immer noch einer 
der größten Autoproduzenten in Eu¬ 
ropa ist und Umsatzeineinbußen fast 
ausschließlich durch die katastropha¬ 
le Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
EU in Südeuropa entstanden sind und 
seit Jahren ein materieller und ideeller 
Transfer von Opel auf den US-ameri¬ 
kanischen Mutterkonzern General 
Motors erfolgt, Patente, Gewinne und 
zahlreiche Anlagen nach Detroit trans¬ 
feriert wurden. Im Dezember 2012 
wurde bekannt, dass die Opel-Aus¬ 
landsfabriken an den Mutterkonzern 


GM überschrieben wurden. Dies be¬ 
traf das Motorenwerk in Szentgotthard 
in Ungarn, das österreichische Getrie¬ 
bewerk in Aspern, das Entwicklungs¬ 
zentrum in Turin, das polnische Werk 
in Gliwice sowie die Opel-Vertretun¬ 
gen in Großbritannien und Russland. 

Poker um Werksflächen 

Parallel dazu wurde die Frankfurter 
Vertretung des Immobilien-Konzerns 
Jones Lang LaSalle (Chicago) mit der 
Vermarktung des Produktionsstandor¬ 
tes Langendreer beauftragt, indem zum 
Jahresende die Produktion eingestellt 
wird. GM macht damit deutlich, dass 
diese für Bochum und eine zukünftige 
industrielle Produktion wichtigen Flä¬ 
chen ein weiteres Mittel, ist um einen 
hohen Extra-Profit zu erzielen. Ver¬ 
ständlich, dass die Bochumer Beleg¬ 


schaft (86 % IGM-Mitglieder), die in 
dieser Gemengelage befürchtet unter 
die Räder zu gelangen, weiter kämpfen 
will und nicht ihre eigene Beerdigung 
finanzieren will. 

Forderungen 

Im Mittelpunkt der Forderungen der 
Bochumer Belegschaft stehen die For¬ 
derungen nach einer Beschäftigungs¬ 
garantie über 2016 hinaus, das Verbot 
von Massenentlassungen und der Er¬ 
halt der Autoproduktion in Bochum. 
Auch werden weitere Lohnkürzungen 
abgelehnt. Die gestundete 4,3 %ige 
Lohnerhöhung muss ausgezahlt wer¬ 
den, es darf keine Unterschreitung des 
Flächentarifvertrages geben. Von den 
Bundes- und den Landesregierungen 
wird erwartet, dass unter Anwendung 
des § 14 Grundgesetz („Eigentum ver¬ 
pflichtet, sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit die¬ 
nen“), gemeinsam mit den betroffe¬ 
nen europäischen Regierungen eine 
Strategie für die Opel-Standorte und 
den Erhalt der Arbeitsplätze gefun¬ 


den wird, anstatt weiterhin auf ruinö¬ 
se Standortkonkurrenz zu setzen. Vor 
allem muss ein Zukunftskonzept ent¬ 
wickelt werden. Die Opel-Werke und 
ihre Beschäftigten brauchen eine Per¬ 
spektive, um umweltverträgliche, öko¬ 
nomisch sinnvolle und zukunftsträch¬ 
tige Autos und alternative Produkte 
herstellen zu können. 

Das Solidaritätsfest 

Der Kampf um den Erhalt der Bochu¬ 
mer Opel-Werke und die Forderungen 
der Belegschaft werden sicherlich im 
Mittelpunkt des großen Solidaritäts¬ 
festes stehen, das am 3. März in der 
Bochumer Innenstadt stattfinden soll. 
Der 3. März sollte daher zu einer Ma¬ 
nifestation der Entschlossenheit und 
Solidarität der ganzen Region gemacht 
werden. Günter Gleising 



Der Bochumer Opel-Betriebsratsvorsitzender Rainer Einenkel informiert die 
Belegschaft über die Verhandlungen mit dem Opel-Management 


IG Metall will Konjunkturimpulse setzen 

Große Tarifkommission der IG Metall Baden-Württemberg berät über anstehende Tarifrunde 


Die IG Metall Baden-Württemberg 
will 2013 für die 740 000 Beschäftig¬ 
ten der Metall- und Elektroindustrie 
mehr Kaufkraft schaffen. Das ließ Be¬ 
zirksleiter Jörg Hofmann im Anschluss 
an die Sitzung der Großen Tarifkom¬ 
mission Metall- und Elektroindustrie 
in Filderstadt die neugierig wartenden 
Journalisten wissen. Die Tarifkommis¬ 
sion beschloss als ersten Schritt dazu 
die Kündigung des Entgelttarifvertra¬ 
ges. 

Über Forderungshöhe wurde offizi¬ 
ell noch nichts beschlossen. Hofmann 
gab dennoch Bemerkenswertes preis: 
Die Metall- und Elektroindustrie im 
Südwesten habe im Durchschnitt eine 
stabile Entwicklung. Allerdings sei 
im Vergleich zur Vorjahressituation 
durchaus eine größere Streuung der 
Firmen- und Branchenkonjunkturen 
erkennbar. Die jüngsten Konjunktur¬ 
signale zeigten dagegen wieder deut¬ 
lich nach oben. „Es war richtig, relativ 
spät die Debatte zur Lohnforderung zu 
beginnen. Jetzt haben wir den Rücken¬ 
wind einer deutlichen und stabilen 


Verbesserung der Wirtschaft. Wir set¬ 
zen auf eine kontinuierliche Lohnpoli¬ 
tik. Das heißt, wir werden uns weiter an 
den gesamtwirtschaftlichen Parame¬ 
tern orientieren und Inflationsrate plus 
Produktivität als Basis unserer Tarif¬ 
forderungen festhalten. Dazu wird ein 
konjunkturgerechter Zuschlag kom¬ 
men. Wir müssen dazu beitragen, dass 
die Konjunkturlokomotive Deutsch¬ 
land weiter unter Dampf steht. Dazu 
braucht es eine Stärkung der Kauf¬ 
kraft.“ Und weiter: „Wir werden eine 
Forderung stellen mit dem Ziel, sie 
auch durchzusetzen. Unser Anspruch 
ist, dass am Ende das Delta zwischen 
Forderung und Ergebnis möglichst ge¬ 
ring ist.“ Und er fügte noch hinzu, wich¬ 
tig sei dabei letztlich das Ergebnis. 
Inzwischen ist in den Betrieben die 
Debatte über die richtige Tarifforde¬ 
rung eröffnet. Das Ergebnis der be¬ 
trieblichen Diskussionen soll Ende Fe¬ 
bruar in einer Forderungsempfehlung 
zusammengefasst werden. Mitte März 
wird dann die endgültige Tarifforde¬ 
rung für die Tarifrunde 2013 beschlos¬ 


sen. Der im Mai 2012 abgeschlossene 
Entgelttarifvertrag endet am 30. April. 
Da die Tarifparteien damals vereinbart 
haben, die Friedenspflicht auszusetzen, 
sind dann ab 1. Mai erste Warnstreiks 
möglich. 

Für die jetzt eröffnete Diskussion wäre 
wichtig: Warum orientiert und fixiert 
sich die IGM so stur auf die aktuelle 
konjunkturelle Lage der Betriebe bzw. 
Branche? Haben die nicht wieder un¬ 
geheure Profite eingefahren? Warum 
also keine Umverteilungskomponen¬ 
te? Soll die Umsetzungshoheit des Ta¬ 
rifvertrags den Betrieben/Branchen 
noch mehr selbst übertragen werden? 
Und es ist auch zu fragen, was ist neu 
an Hofmanns bedeutungsschwange¬ 
rem Spruch „Wir werden eine For¬ 
derung stellen mit dem Ziel, sie auch 
durchzusetzen. Unser Anspruch ist, 
dass am Ende das Delta zwischen For¬ 
derung und Ergebnis möglichst ge¬ 
ring ist.“ War das je anders? Eigentlich 
nein - aber eigentlich dann doch oft: 
weil der Kompromiss vor dem Kampf 
stand. Manfred Dietenberger 
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„So etwas können wir jederzeit wiederholen“ 

Tarifrunde Coca-Cola - Bundesweite Warnstreiks zeigen Wirkung 


T ausende Beschäftigte von 
Deutschlands größtem Geträn¬ 
kehersteller, der Coca-Cola Erfri¬ 
schungsgetränke (CCE) AG, sind seit 
dem 21. Januar in den Warnstreik ge¬ 
treten. In der laufenden Tarifrunde bei 
der Coca-Cola Erfrischungsgetränke 
AG fordert die NGG-Tarifkommission 
sechs Prozent mehr Lohn und eine Be¬ 
schäftigungssicherung für die bundes¬ 
weit mehr als 10 000 Beschäftigten. Bis¬ 
her hatte die Coca-Cola AG ein völlig 
unzureichendes Angebot vorgelegt und 
sogar mit Arbeitsplatzabbau gedroht. 
450 Arbeitsplätze sollen bundesweit 
vernichtet werden. Die Antwort der 
Beschäftigten und der NGG darauf wa¬ 
ren bislang an 59 Standorten 61 Warn¬ 
streiks innerhalb von sieben Tagen. Das 
machte die Entschlossenheit der Kol¬ 
leginnen und Kollegen deutlich und 
so betonte NGG-Verhandlungsführer 
Claus-Harald Güster: „so etwas kön¬ 
nen wir jederzeit wiederholen.“ 

Am 6. Februar (nach Redaktions¬ 
schluss) wurde die Tarifverhandlung 
zwischen der Gewerkschaft Nahrung- 
Genuss-Gaststätten (NGG) und Ver¬ 
tretern der Coca-Cola Erfrischungsge¬ 
tränke (CCE) AG fortgesetzt. Darauf 
einigten sich beide Seiten am 31. Ja¬ 
nuar in Berlin. Claus-Harald Güster, 
Verhandlungsführer und stellvertre¬ 
tender Vorsitzender der NGG erklär¬ 
te dazu: „Der Arbeitgeber hat sich 
heute ein Stückchen bewegt. Wir ha¬ 
ben jetzt eine Basis, von der aus wir 


weiterreden können. Einige der größ¬ 
ten Konfliktpunkte, zum Beispiel der 
Arbeitgeberentwurf zur weiteren Fle¬ 
xibilisierung der Arbeitszeit, sind vor¬ 
erst vom Tisch. Zweifellos ist die ge¬ 
stiegene Verhandlungsbereitschaft 


auch ein Verdienst der Beschäftigten, 
die in den letzten Tagen mit mehr als 
60 Warnstreiks gezeigt haben, dass sie 
geschlossen hinter unserer Forderung 
stehen. Auf eine Eskalation will es die 
CCE AG offenbar nicht ankommen 
lassen. Die ,'Warnstreik welle 4 hat Wir¬ 
kung gezeigt.“ 


Nach Aussage vonClaus-Harald Güs¬ 
ter ist die Forderung nach sechs Pro¬ 
zent mehr Lohn und Gehalt und die 
Absage an die geplante weitere Fle¬ 
xibilisierung der Arbeitszeit absolut 
berechtigt. „Jahrelang haben sie auf 


Lohnsteigerungen verzichtet, jetzt 
sind sie mal dran - gerade im Hinblick 
auf das positive Geschäftsergebnis der 
CCE AG.“ 

Die Beschäftigten der Coca-Cola AG 
in Deutschland sind seit längerem mit 
verstärktem Arbeitsplatzabbau, zu¬ 
nehmendem Druck und Stress für die 


Beschäftigten und der Ausweitung 
von Leiharbeit konfrontiert. Von die¬ 
sen Problemen berichteten nahezu 
alle Coca-Cola-Betriebsräte, egal ob 
aus Spanien, Deutschland, Kroatien, 
Italien, Norwegen, den Niederlanden 
oder Belgien. Das wurde auch beim 
zweiten europaweiten Treffen der Co- 
ca-Cola-Betriebsräte Anfang Oktober 
2012 in Brüssel deutlich. Das Treffen 
der Betriebsräte, an dem auch Vertre¬ 
ter von NGG teilnahmen, wurde vom 
Gesamtbetriebsrat Deutschland, der 
EFFAT (Europäischer Ausschuss der 
Lebens- und Genussmittelarbeiter- 
Gewerkschaften in der IUL) und der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung vorbereitet. 
Anknüpfend an das erste europawei¬ 
te Treffen in Frankfurt vereinbarten 
die Betriebsräte die Einrichtung eines 
„Frühwarnsystems“ bei Coca-Cola, so 
wie eine noch engere zusammengear¬ 
beitet. Auch die Bildung einer neuen 
Koordinierungsstelle wurde bespro¬ 
chen. In Fällen, in denen grenzüber- 
greifende Solidarität und Zusammen¬ 
arbeit der Beschäftigten nötig sind, soll 
so die Kommunikation verbessert und 
Reaktionszeit bis zum gemeinsamen 
Handeln verkürzt werden. Claus-Ha¬ 
rald Güster, stellvertretender Vorsit¬ 
zender der NGG, bat die europäischen 
Kolleginnen und Kollegen um Solida¬ 
rität bei den anstehenden schweren 
Tarifverhandlungen bei Coca-Cola 
Deutschland, was die Betriebsräte ihm 
zusagten. www.nng.net, Wolfgang Teuber 


Trotz weniger 
Geld immer 
früher in Rente 

Immer mehr Malocher sind trotz der 
damit verbundenen hohen finanziel¬ 
len Einbußen gezwungen vorzeitig 
in Rente zu gehen. Fast jeder Zweite 
(337 000) der rund 700 000 Menschen, 
die im Jahre 2011 zum ersten mal Al¬ 
tersrente bezogen, bekam nicht das 
volle Ruhegeld ausgezahlt, weil sie 
nicht bis zur gesetzlichen Regelalters¬ 
grenze von 65 Jahren gearbeitet hatten. 
Das ergab die statistische Auswertung 
der Rentenversicherung. Kranken¬ 
pfleger, Erzieher oder Beschäftigte im 
Dienstleistungssektor sind noch vor 
dem 65 Lebensjahr gesundheitlich so 
angeschlagen, dass sie trotz der Ab¬ 
schlägen vorzeitig in Rente gehen - 
ihr Anteil liegt zum Teil bei mehr als 
60 Prozent. Insgesamt ist die Zahl de¬ 
rer, die mit starken finanziellen Ein¬ 
bußen ihren Lebensabend verbringen, 
von 41,2 Prozent im Jahr 2005 auf 48,2 
Prozent im Jahr 2011 gestiegen. Doch 
damit nicht genug: Die neuesten Anga¬ 
ben der Bundesagentur für Arbeit, zei¬ 
gen, dass die Beschäftigungsquote der 
60- bis 64-Jährigen auf unter 30 Pro¬ 
zent gesunken ist, unter den 64-Jähri¬ 
gen hatten sogar nur noch 14,2 Prozent 
eine sozialversicherungspflichtige Ar¬ 
beit. Was sagt uns das? Die Rente mit 
67 Jahren ist eine unmenschliche, kalt 
berechnende Zumutung und muss da¬ 
her mit aller gewerkschaftlichen Kraft 
bekämpft werden. Wilhelm Dörner 



Auch die Freigerichter Beschäftigten von Coca Cola streikten letzte Woche. Laut 
NGG-Streikführer Hans-Jürgen Hinzer (vorne) war die Aktion ein voller Erfolg. 

In Freigericht (Hessen)habe kein einziger der 50 Mitarbeiter das Gebäude 
betreten. 


Ein Büro gegen Standort-Nationalismus 

IG BAU-Vorsitzender Klaus Wiesehügel eröffnet „Beratungsstelle für Wanderarbeiterinnen und Wanderarbeiter“ 


In kaum einer anderen Branche in der 
Bundesrepublik ist das Problem der 
Schwarzarbeit und der illegalen Be¬ 
schäftigung so allgegenwärtig wie in 
der Landwirtschaft und in der Bau¬ 
branche. Nicht selten sitzen Saison- 
und Wanderarbeiter nach monatelan¬ 
ger Arbeit in Deutschland fest, weil 
sie um den Lohn für ihre Plackerei ge¬ 
bracht werden, ihre Überstunden nicht 
bezahlt werden, oder weil sie mittels 
Gewerbeanmeldungen in die Schein¬ 
selbstständigkeit gelockt wurden. Dazu 
kommt, nicht selten sind sie ohne Pass 
und ohne eine menschenwürdige Un¬ 
terkunft. Es herrscht Willkür und 
weitgehende Rechtlosigkeit: Zigtau¬ 
send Wanderarbeiter in Deutschland 
erleiden dieses Schicksal. Saison- und 
Wanderarbeiter ziehen von Baustelle 
zu Baustelle, pflegen Alte und Kran¬ 
ke. Ohne sie wären die Ernten in der 
bundesdeutschen Landwirtschaft nicht 
zu bewältigen. 

Rund 46 000 Saisonarbeiter schuften 
Jahr um Jahr allein in der rheinland- 
pfälzischen Landwirtschaft. Damit 
liegt Rheinland-Pfalz auf Platz drei 
hinter Baden-Württemberg und Nie¬ 
dersachsen. Aber auch Saison- und 
Wanderarbeiterinnen sind nicht ganz 
rechtlos, selbst wenn sie illegal beschäf¬ 
tigt werden: Um ihre Rechte durchzu¬ 
setzen, können sich die Betroffenen 
ab sofort an die neue „Beratungsstel¬ 
le für Wanderarbeiterinnen und Wan¬ 
derarbeiter“ in Mainz wenden. Getra¬ 
gen wird sie vom Europäischen Verein 
für Wanderarbeiterfragen (EVW), mit 
Sitz im Mainzer DGB-Haus. Bei der 
Eröffnung der Beratungsstelle erklärte 
Klaus Wiesehügel, Bundesvorsitzender 
der IG BAU sowie des EVW-Vorstan¬ 
des, kein anderes europäisches Land 
beschäftigt so viele Wanderarbeiter wie 
die Bundesrepublik: eine halbe Milli¬ 
on pro Jahr, schätzt die IG BAU. Aus 
Ost- und Südeuropa kommen sie her, 
um auf Spargelplantagen und Erdbeer¬ 
feldern zu arbeiten, sich als Fensterput¬ 
zer und Hilfsarbeiter auf dem Bau zu 
verdingen. Wanderarbeiterinnen sind 
billig, willig und weitgehend wehrlos: 
Sie sprechen meist kein Deutsch und 
kennen ihre Rechte nicht. „Unseriöse 
Arbeitgeber nutzen die Sprachprob- 
leme der Beschäftigten schamlos aus. 
„Mit der Freizügigkeit innerhalb Euro¬ 
pas ist leider auch eine neue Variante 
der Lohnsklaverei entstanden“, klagte 
Wiesehügel. Viele Entsendefirmen sei¬ 


en nur Strohmänner örtlicher Unter¬ 
nehmen, um möglichst billige Arbeiter 
zu beschaffen. Die Saison- und Wan¬ 
derarbeiter leisteten nicht selten tat¬ 
sächlich 55 statt 40 Stunden, erhielten 
aber nur Hungerlöhne und bekämen 
überdies Transport, Kost und Logis ab¬ 
gezogen, „so dass den Menschen am 


Ende fast nichts von ihrem Verdienst 
bleibt“. „Die Wanderarbeiter können 
sich hierzulande nur unzureichend 
über die Mindestregelungen informie¬ 
ren. Damit sind sie auf die oft falschen 
Informationen der Arbeitgeber ange¬ 
wiesen. Diese haben dank der Wissens¬ 
lücken leichtes Spiel die Löhne zu drü¬ 
cken“, so Klaus Wiesehügel von der IG 
BAU. Ziel der Beratung sei es, Wander¬ 
arbeiter in ihrer Muttersprache über 
ihre Rechte hierzulande aufzuklären. 
Die IG BAU hat bereits in mehreren 
osteuropäischen Sprachen Aufklä¬ 
rungsbroschüren aufgelegt und betei¬ 
ligt sich über ihre Stiftung Soziale Ge¬ 
sellschaft-Nachhaltige Entwicklung an 
der Finanzierung des Projekts. Die Fi¬ 
nanzierung der neuen Beratungsstelle 
ist zunächst einmal nur für dieses Jahr 
gesichert. Organisationssekretär Mihai 
Balan wird dort auf Deutsch, Englisch 
und Rumänisch und bei Bedarf darüber 
hinaus mit Hilfe weiterer externer Mit¬ 


arbeiter auch noch in anderen Sprachen 
vor Ort - sich der Sorgen und Nöte der 
Wanderarbeiter annehmen. Dafür ver¬ 
fügt der gerade Mal 500 Mitglieder star¬ 
ke EVW über einen Etat für 2013 von 
rund 100 000 Euro. Für die Zeit danach 
fordert Wiesehügel auch die finanzielle 
Unterstützung durch die Kommunal- 


und Landespolitik sowie von Bund 
und EU. „Es sollte selbstverständlich 
sein, dass die öffentliche Hand, die alle 
erdenklichen Beratungen für ausländi¬ 
sche Unternehmen in Deutschland un¬ 
terstützt, sich ebenfalls an Beratungs¬ 
leistungen für ausländische Arbeit¬ 
nehmer beteiligt“, sagte Wiesehügel. 
So begrüßungswert die Einrichtung 
von Beratungsbüros für Wanderar¬ 
beiter ist, eigentlich war die IG BAU 
schon mal weiter. 2005 wurde von der 
IG BAU der Europäische Verband der 
Wanderarbeiter(EWV) gegründet, mit 
Büros in München, Frankfurt am Main 
und Warschau. Die Gründung der Wan¬ 
derarbeiter-Gewerkschaft war ein Mei¬ 
lenstein und ein Signal gegen Standort- 
Nationalismus und für eine gemeinsa¬ 
me gewerkschaftliche Organisierung 
über Landesgrenzen hinweg. Dort soll¬ 
ten sich Arbeitnehmer vor allem aus 
Osteuropa gewerkschaftlich organisie¬ 
ren und gegen Lohndumping wehren. 


Dies war ein Schritt in die richtige 
Richtung, bewirkte aber leider nicht die 
Absetzung der von der IG-BAU mit¬ 
getragenen Kampagne „Ohne Regeln 
geht es nicht“, bei der es darum geht, 
dass die Billiglöhner bei der Polizei 
gemeldet werden sollen. Man betrieb 
jetzt beides und so hieß es in der Ge¬ 
werkschaftszeitung 
Grundstein : „Neben 
Baustellenkontrol¬ 
len und der Kam¬ 
pagne ,Ohne Re¬ 
geln geht es nicht 4 
ist die neue Mig¬ 
rantengewerkschaft 
ein weiterer wich¬ 
tiger Baustein, um 
das Dumpingprob¬ 
lem in den Griff zu 
bekommen“. Doch 
Bußgelder gegen 
Billigfirmen sind ein 
vergleichsweise sel¬ 
tenes Ergebnis von 
Baustellenkontrol¬ 
len, Lohnnachzah¬ 
lungen an betrogene 
Beschäftigte eben¬ 
falls. Meist lassen 
sich bei Razzien oh¬ 
nehin nur der Ein¬ 
satz von Schwarz¬ 
arbeitern oder von 
illegal in Deutsch¬ 
land lebenden Ar¬ 
beitern nachweisen. 
Bestraft werden dann aber nicht die 
Profiteure, sondern die Leidtragen¬ 
den von Dumpinglöhnen: Gegen die 
Schwarzarbeiter wird ein Bußgeld ver¬ 
hängt, mitunter Anzeige erstattet; Il¬ 
legale werden der Ausländerbehörde 
bzw. der Polizei überstellt, die die Ab¬ 
schiebung einleitet. 

2008 war die erste Bilanz mager. Es 
gelang nicht genügend Wanderarbei¬ 
ter langfristig zu organisieren und von 
den anderen in- und ausländischen Ge¬ 
werkschaften erhielt die Wanderarbei¬ 
tergewerkschaft nicht den gewünsch¬ 
ten Rückhalt dafür, dass eine solche 
Form der europaweiten Organisierung 
und Organisation hätte langfristig fi¬ 
nanziert und betrieben werden kön¬ 
nen. Damit wurde die EWV zum Zu¬ 
schussgeschäft für die IG BAU. Die IG 
BAU war bei der Gründung mit einer 
beachtlichen Summe in Vorleistung ge¬ 
treten. Mit dem Umbau des EWV soll¬ 
te die gewerkschaftliche Interessenver¬ 


tretung für die Wanderarbeiter erhal¬ 
ten bzw. sogar noch verbessert werden. 
Durch die nähere Anbindung an die 
Gewerkschaft IG-BAU hat man nun 
eigentlich eine größere Durchsetzungs¬ 
kraft und auch die Möglichkeit die Be¬ 
triebe zu betreten, was dem EVW nicht 
erlaubt war. 

Die Aufstellung der Gewerkschaftsar¬ 
beit mit und für die Wanderarbeiter in 
Form der Einrichtung von Beratungs¬ 
büros muss also kein Rückschritt sein, 
wenn es denn künftig gelingt, dass sich 
alle DGB-Gewerkschaften - der be¬ 
trieblichen Wirklichkeit stellen und sie 
sich daher stärker für die Interessen 
der Saison- und Wanderarbeiterinnen 
öffnen. Zum neuen Organisationsrah¬ 
men sollten aber auch neue Kampf¬ 
formen kommen und erprobt werden, 
die hoffentlich über einen denunzie¬ 
renden Anruf beim Zoll hinaus ge¬ 
hen. Perspektivisch müssen die DGB 
Gewerkschaften eine branchenüber¬ 
greifende Gewerkschaftsorganisati¬ 
on erneut auf die Tagesordnung set¬ 
zen. Mit ihrem Einsatz für die Saison- 
und Wanderarbeiterinnen betritt die 
IG BAU eigentlich kein Neuland, wie 
auch ein Blick in den alten „Grund¬ 
stein“ von 1895 zeigt: 

„Aber so verlockend es auch klingen 
mag, dass die nationale Arbeit 4 durch 
Fernhaltung, bzw. Einschränkung die¬ 
ser Konkurrenz ,geschützt 4 werden 
müsste, wir können uns prinzipiell 
nicht damit einverstanden erklären, 
dass man durch staatliche Gesetze ge¬ 
rade den Ärmsten der Proletarier die 
Möglichkeit nehmen will, dem Elend 
und der Bedrückung zu entfliehen 
und die Segnungen der Freiheit und 
Zivilisation kennen zu lernen. Diese 
Ärmsten folgen, wie jeder Proletari¬ 
er, dem naturgemäßen Drange nach 
Verbesserung ihrer Lage. Und es ist 
nicht ihre Schuld, dass sie den an hö¬ 
here Lebenshaltung gewöhnten Ar¬ 
beitern der Länder, wohin sie gehen, 
eine empfindliche Konkurrenz berei¬ 
ten. Wenn das so häufig gebrauchte 
Wort von der Solidarität der Arbeiter 
aller Länder 4 keine Phrase sein soll, 
so muss sie auch sich bewähren jenen 
Elementen gegenüber, die ohne eige¬ 
ne Schuld auf des Elends tiefster Stufe 
stehen.“ (Quelle: Der Grundstein. Offi¬ 
zielles Wochenblatt für die deutschen 
Maurer und verw. Berufs genossen, Nr. 
40, 8. Jg., Hamburg 5. Oktober 1895) 
Manfred Dietenberger 



Willkür und weitgehende Rechtlosigkeit erleben zigtausende Wanderarbeiter in Deutschland 
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Mali: Scheibchenweise in ein 
neues Afghanistan 

„Der nun angestrebte Bundes wehr ein- 
satz zur Luftbetankung zeigt, dass im 
Sahel ein langfristig angelegter und ent- 
grenzter Krieg gegen den Terror geführt 
werden soll“, so Sevim Dagdelen, Spre¬ 
cherin der Fraktion „Die Linke“ für In¬ 
ternationale Beziehungen und Mitglied 
im Auswärtigen Ausschuss, angesichts 
der Planungen der Bundeswehr und der 
Einrichtung eines Luftwaffenstützpunk¬ 
tes in Senegal. Dagdelen weiter: 

„Die Notsituation, mit der Frank¬ 
reich seinen Kriegseinsatz ursprüng¬ 
lich begründete, ist längst vorbei. Der 
vermeintliche Vorstoß der Islamisten 
Richtung Bamako ist gestoppt. Für Flü¬ 
ge von Bamako in den Norden Malis 
brauchen die Französischen Kampfjets 
keine Luftbetankung, die erst im März 
beginnen soll. Offensichtlich geht es also 
um ein langfristiges Engagement auch 
über Mali hinaus. Per Salamitaktik wird 
Deutschland nach Afghanistan nun auch 
in Afrika in einen entgrenzten Krieg ge¬ 
gen den Terror führen, ohne dass dies öf¬ 
fentlich kommuniziert oder die Ziele de¬ 
finiert würden. 

Die gesamte Großregion wird umfas¬ 
send militarisiert. Fast alle Nachbarstaa¬ 
ten, viele ohnehin hochgradig instabil, 
werden in diesen Krieg mit hineingezo¬ 
gen. Statt Luftschläge, gezielter Tötun¬ 
gen und einer zu Recht kritisierten Mi¬ 
litarisierung der humanitären Hilfe wä¬ 
ren nun Diplomatie und eine langfristige 
Strategie zur Entwicklung der Region 
gefragt. Doch all dies wird nun im Eifer 
des Gefechtes völlig untergehen.“ 

Neuer V-Mann-Skandal 
in Sachsen 

Zum aktuellen Bericht der Leipziger 
Volkszeitung über einen heutigen NPD- 
Funktionär auf Landesebene, der von 
1998-2002 als V-Mann aktiv war, er¬ 
klärt Kerstin Köditz, Mitglied in der 
Parlamentarischen Kontrollkommission 
(PKK) und Sprecherin für antifaschisti¬ 
sche Politik der Fraktion „Die Linke“ im 
Sächsischen Landtag: 

„Man kann leider inzwischen sicher sein, 
dass nichts geheim bleibt, von dem der 
sächsische Geheimdienst Kenntnis hat. 
Dieser Umstand ist zwar nicht neu, aber 
es ist bemerkenswert, dass auch der neue 
Präsident des Landesamtes, Gordian 
Meyer-Plath, in diesem schlechten Spiel 
kräftig mitspielt. 

Wenn eine solche Information aus „Si¬ 
cherheitskreisen“ an die Medien geht, 
dann handelt es sich schlicht um Ge¬ 
heimnisverrat. Wenn dann noch zu¬ 
sätzlich der Präsident des Landesamtes 
selbst die Informationen so sehr konkre¬ 
tisiert, dass man sich leicht ausrechnen 
kann, um wen es sich bei dem Spitzel na¬ 
mentlich handelt, ist das unverständlich.“ 

Vergessliche Starhistoriker 

Hans Mommsen, Alt-Historiker, nimmt 
in der WAZ und WR die Schwerindus¬ 
trie in Schutz und hält auch die Massen 
im Nazireich für unschuldig. So kann, 
laut VVN-BdA, das Interview zusam¬ 
mengefasst werden, das die WAZ-Grup- 
pe mit Mommsen führte. Dazu schreibt 
VVN-BdA-Sprecher Ulrich Sander in 
einem Leserbrief an WAZ und WR un¬ 
ter anderem: 

Hans Mommsen nimmt in seinen Ant¬ 
worten das Wort Rüstung und Krieg 
nicht in den Mund. Dies waren aber die 
Haupt verbrechen des Nazi-Faschismus. 
Denn ohne Krieg wäre auch „die Selbst¬ 
entfesselung der NSDAP als rassistische 
Partei“ nicht denkbar gewesen, der Ho¬ 
locaust. Wo hat sich Hitler denn in ,Mein 
Kampf 4 Fesseln angelegt? Und wer hat 
die Selbstentfesselung ausgelöst? Nicht 
die „gesamte Schwerindustrie“ will 
Mommsen am Werk gesehen haben. Wir 
führen seit fünf Jahren die Spurensuche 
„Verbrechen der Wirtschaft 1933-1945 
an Rhein und Ruhr“ durch, und wir ha¬ 
ben nicht einen einzigen Schwerindus¬ 
triellen entdeckt, der nicht auf Rüstung 
und Krieg und damit auf Förderung der 
Nazis aus war. Man habe „die Gewalt¬ 
bereitschaft unterschätzt“ überschreiben 
Sie das Interview. Als die SPD 1932 mit 
zur Wahl Hindenburgs aufrief, der dann 
ein Jahr später Hitler ins Amt holte, da 
hatte die KPD die Parole ,Wer Hin- 
denburg wählt, wählt Hitler, wer Hiter 
wählt, wählt den Krieg 4 . Es gab die War¬ 
nung vor der Gewalt.“ 


Innenpolitik unsere zeit m 

Deutsche Waffen weiter in alle Welt 

Regierungskoalition bügelt kritische Anträge im Bundestag ab 



Auf den web-Seiten der Bundesluftwaffe fliegt die Drohne Euro Hawk bereits. 


A nlässlich der Debatte über den 
deutschen Rüstungsexport im 
Bundestag erklärten die Spre¬ 
cher des Bundesausschusses Friedens¬ 
ratschlag in einer ersten Stellungnah¬ 
me: 

Die Friedensbewegung fordert seit 
langem, einen Stopp des Waffen¬ 
exports. Eine Forderung, die ange¬ 
sichts der zur Entscheidung anste¬ 
henden umfangreichen Exportvorha¬ 
ben schwerer Waffen in Zonen hoher 
Spannungen im Wert von etwa 30 Mil¬ 
liarden Euro umso dringlicher wird. 
Die schwarz-gelbe Bundesregierung 
versucht mit dem gezielten Rüstungs¬ 
export in ausgewählte „befreundete“ 
Länder außerhalb von NATO und EU 
Außenpolitik zu betreiben - ungeach¬ 
tet der Menschenrechtslage im Emp¬ 
fängerland. Dabei missachtet sie den 
hohen Stellenwert dieses Kriteriums 
und das Richtlinien-Gebot der restrik¬ 
tiven Handhabung. 

Verheerend sind auch Lieferungen 
von Kleinwaffen in Länder insbeson¬ 
dere außerhalb von EU und NATO, 
die im Jahr 2011 einen Rekord ver- 
zeichneten. Darüber hinaus unterliegt 
der Endverbleib von Waffenlieferun¬ 
gen und in Lizenz im Ausland herge¬ 
stellter Waffen keiner wirksamen Kon¬ 
trolle. Die Friedensbewegung kritisiert 
außerdem die Intransparenz der Ent¬ 
scheidungsfindung durch den geheim 
tagenden Bundessicherheitsrat ebenso 
wie die extrem späte Veröffentlichung 
bereits vorgenommener Exportent¬ 
scheidungen und die wenig aussage¬ 
kräftige Auflistung dieser Exporte. Es 
ist ein Skandal, dass erst Ende Janu¬ 


ar 2013 der Rüstungsexportbericht 
für das Jahr 2011 im Bundestag dis¬ 
kutiert wird. Die Friedensbewegung 
fordert darüber hinaus ein Programm 
zur Konversion von Rüstungsgütern 
in zivile Produkte. All dies lässt die 
Bundesregierung völlig ungerührt. 
Die Redner/innen der Regierungs¬ 
koalition verteidigten in der Debat¬ 
te alle Waffenexporte - gleichgültig, 
welche Diktaturen davon profitieren. 
Und die „Argumente“ sind altbekannt: 
Rüstungsexporte sind nun einmal ein 
Mittel der Außenpolitik, sie dienen 
der Stabilität in unsicheren Regionen, 
sie sichern die exportabhängige Rüs¬ 
tungswirtschaft in Deutschland. Wer 
hier noch von „restriktiver“ Export¬ 


politik spricht, weiß entweder nicht, 
wovon er/sie redet, oder er/sie lügt 
bewusst. 

Es ist zu begrüßen, dass die Opposi¬ 
tionsfraktionen im Bundestag in drei 
getrennten Anträgen sich der deut¬ 
schen Rüstungsexportproblematik an¬ 
genommen haben. Dabei werden aller¬ 
dings unterschiedliche Intentionen und 
Reichweiten deutlich. 

Wir verhehlen nicht, dass die Forde¬ 
rungen der Fraktion „Die Linke“ den 
Vorstellungen der Friedensbewegung 
am nächsten kommen: keine Geneh¬ 
migungen mehr für den Export von 
Rüstungsgütern - auch keine Weiter¬ 
gabe von „überschüssigen“ Rüstungs¬ 
gütern - Auflage eines beschäftigungs¬ 


sichernden Konversionsprogramms zur 
Umwandlung von Rüstungsproduktion 
in die Herstellung ziviler Güter. 

Für die Zeit, in der der Rüstungsexport 
noch fortgesetzt wird, finden sich in den 
Forderungen der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen Ansätze, die in die richti¬ 
ge Richtung weisen. So etwa die Forde¬ 
rung danach, das Entscheidungskriteri¬ 
um „Menschenrechtslage im Empfän¬ 
gerland“ gesetzlich zu verankern und 
es somit strafrechtlich zu bewehren. 
Unterstützenswert ist zudem die For¬ 
derung nach einem Verbot der Vergabe 
von Lizenzen zur Kriegswaffenproduk¬ 
tion an Länder außerhalb von NATO 
und EU. Auch sollten keine Hermes¬ 
bürgschaften, die den kommerziellen 
Rüstungsexport staatlich ankurbeln, 
mehr erteilt werden. 

Gemeinsame Positionen von Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen und SPD, wie die 
strikte Kontrolle des Endverbleibs 
und die zeitnahe Veröffentlichung 
des Rüstungsexportberichts sind 
ebenfalls zu begrüßen. Zwar beto¬ 
nen diese beiden Oppositionspar¬ 
teien, dass sie für eine restriktivere 
Rüstungsexportpolitik stehen, lassen 
aber den politischen Willen vermis¬ 
sen, konsequent für eine Reduzie¬ 
rung des deutschen Waffenexports 
einzutreten. Wir erinnern nur daran, 
dass auch unter der früheren rot-grü¬ 
nen Bundesregierung zahlreiche Waf¬ 
fenexporte in autoritäre Regime (z.B. 
Vereinigte Arabische Emirate, Indo¬ 
nesien, Ägypten, Saudi-Arabien) ge¬ 
nehmigt worden waren. 

Für den Bundesausschuss Friedensratschlag 
Peter Strutynski, Lühr Henken 


Monat der überraschenden Wendungen 

Das war der Januar 2013 • Von Jane Zahn 


Ausgerechnet der „stern“ wird zur 
Speerspitze gegen sexuelle Belästi¬ 
gung! Der „Kein-Titel-ohne-Titten“- 
Stern! Enthüllt, dass Rainer Brüderle 
ein geiler alter Sack ist. 

Was gibt’s da zu enthüllen? Die FDP 
besteht doch zu 90 Prozent aus geilen 
alten Säcken, der Rest sind ehrbare 
Schwule. 

Und das „alt“ bezieht sich nicht auf 
die Zahl der Jahre. Der stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der Jungen Liberalen 
in Rheinland-Pfalz ist vielleicht jung 
an Jahren, aber innendrin genauso ein 
geiler alter Sack. „Die Journalistin hat 
wohl eine rege Phantasie. Da war der 
Wunsch der Vater des Gedankens.“ So 
kommentiert ein alter Sack immer: 
„Diese geilen Schlampen sind doch 
selbst schuld!“ 

Wolfgang Kubicki hält dazu offenbar 
noch jede Journalistin für eine geile 
Schlampe und wird, um nicht ähnliches 
zu erleben wie Brüderle, keine Journa¬ 
listinnen mehr um sich dulden ... Noch 
sexistischer geht’s ja wohl nicht! 

• 

Ebenfalls überraschend gewandelt hat 
sich Peter Altmaier, Umweltminister. 
Der ist auf einmal Anwalt der kleinen 
Leute und will den Strompreis niedrig 
halten. Das ist natürlich nicht gegen 
die erneuerbare Energie gerichtet! Im 
Gegenteil! Die Energiewende, sagt er, 
wird doch nur von der Bevölkerung ak¬ 
zeptiert, wenn die Preise nicht steigen. 
Aber sicher doch! Etwas kosten darf 
nämlich nur die Atomenergie, und das 
Öl, und die Kohle. Das akzeptiert die 
Bevölkerung immer. 

• 

Gewandelt hat sich auch die Einstel¬ 
lung der USA zur Reisefreiheit. Die 
wurde ja bis jetzt immer gefordert - vor 
allem gegenüber Kuba. Nun hat Kuba 
Reisefreiheit verordnet, typisch sozi¬ 
alistische Diktatur! Kubanische Bür¬ 
ger können problemlos zwei Jahre und 
länger im Ausland verbringen, ohne 
zu Hause Rechte zu verlieren. Damit 
„droht“ eine Welle von arbeitssuchen¬ 
den, gut ausgebildeten Kubanern die 
USA zu überrollen. Denn der Cuban 


Adjustement Act macht eingereiste 
kubanische Bürger automatisch zu po¬ 
litischen Flüchtlingen. Sie bekommen 
eine Wohnung, eine Arbeitserlaubnis 
und nach einem Jahr die dauerhafte 
Aufenthaltsgenehmigung. Damit lie¬ 
ßen sich wunderbar Geschäfte machen. 
Am 17. Januar wurden zwei Mitglieder 
einer Bande in Miami verurteilt, die 
gefälschte kubanische Geburtsurkun¬ 
den an Einwanderer aus Lateinamerika 
verkauften. 

Inzwischen fordern die ultrarechten 
Exilkubaner, dass das Gesetz nur noch 


für kubanische Einwanderer gelten 
darf, die nachweislich für einen Um¬ 
sturz und Systemwechsel in ihrer Hei¬ 
mat kämpfen. Wieviel werden dann 
diese Nachweise auf dem Schwarz¬ 
markt kosten? 


Noch eine Wendung aus den USA, al¬ 
lerdings weniger überraschend: Das 
Büro, das zur Schließung des Strafla¬ 
gers in Guantanamö beitragen sollte, 
wird dichtgemacht. Guantanamö nicht. 
War ja auch nur ein Wahlversprechen 
von Obama. Muss ja nicht gehalten 
werden, Friedensnobelpreise gab’s 
auch so. 

Die in Guantanamö und anderswo 
praktizierte Folter zur Erpressung von 
Geständnissen wird gerade in einem 
Hollywood-Film verherrlicht, „Zero 


Dark Thirty“ der angeblich auf Tatsa¬ 
chen beruht. Aber gerade die zentrale 
Aussage des Films, dass nur unter Fol¬ 
ter gewonnene Angaben eines Gefan¬ 
genen ermöglicht haben, Bin Laden zu 
finden und hinzurichten, stimmt nicht. 
Der EX-FBI-Agent Ali Soufan erklär¬ 
te, er habe die betreffende Informati¬ 
on von dem betreffenden Gefangenen 
erhalten, und zwar nicht unter Folter. 
Folter, so beweist auch eine 6 000 Sei¬ 
ten starke Expertise des US-Senats, 
führt eben nicht zu brauchbaren Ge¬ 
ständnissen. Das hatten wir in Europa 


auch schon mal festgestellt: Im 18. Jahr¬ 
hundert, als den Hexenprozessen das 
Handwerk gelegt wurde. Gut, da gab 
es in den USA noch die Sklaverei, die 
brauchen eben ihre Zeit, um aufgeklärt 
zu werden. 

• 

Bei uns ist die Aufklärung allerdings 
auch nicht immer erwünscht: In katho¬ 
lischen Kliniken darf ein Vergewalti¬ 
gungsopfer nicht auf Hilfe hoffen - sie 
müsste dann ja über die „Pille danach“ 
aufgeklärt werden, und das wider¬ 
spricht der katholischen Ethik. 

• 

Und das Forschungsprojekt zum sexu¬ 
ellen Missbrauch in der Katholischen 
Kirche wurde eingestellt: Die Deutsche 
Bischofskonferenz hat die Zusammen¬ 


arbeit mit dem Kriminologischen For¬ 
schungsinstitut Niedersachsen einge¬ 
stellt. Sie wollte den Abschlussbericht 
zensieren können. Ja, wo kämen wir 
denn da hin, wenn Priester mit Namen 
genannt werden, die im Namen Gottes 
Kinder missbrauchen? Das wäre ja ... 
Ja, das wäre Aufklärung. 

• 

Zur Aufklärung sind ja üblicherwei¬ 
se auch Gerichte berufen, zur Aufklä¬ 
rung von Straftaten. Nun ist die Blocka¬ 
de einer Nazi-Demo in unserem Staat 
eine Straftat, und die Polizei versucht 
nach Kräften, solche Straftaten zu ver¬ 
hindern. Und Richter versuchen nach 
Kräften, Straftäter zur Abschreckung 
zu verurteilen. 

In Dresden wurde ein 36-jähriger Fa¬ 
milienvater zu einer Haftstrafe von 22 
Monaten ohne Bewährung verurteilt, 
weil er bei der Anti-Nazi-Demonstra- 
tion 2012 angeblich per Megafon dazu 
aufgerufen haben soll, die Polizeisperre 
zu durchbrechen. 

„Angeblich“, weil weder ein Anwoh¬ 
ner, der die Szene vom Balkon aus 
beobachtet hat, noch 4 Polizeibeamte 
seine „Täterschaft“ bestätigen konn¬ 
ten. Auch auf den Videos ist er nicht 
zu erkennen - es gibt außerdem zwei 
Personen, die durch das Megafon ge¬ 
sprochen haben. Aber der Richter 
meinte: „Irgendwann hat die Bevöl¬ 
kerung in Dresden es mal satt“ - nicht 
etwa, dass die Nazis jahrelang mar¬ 
schierten, sondern dass sie dank der 
großen Gegendemonstrationen und 
Blockaden nicht mehr marschieren 
konnten. 

• 

Kein Wunder, dass bei solcher Rechts¬ 
sprechung die Menschen von Demo¬ 
kratie nicht mehr so viel halten. In 
Niedersachsen sind die Nicht-Wähler 
zur stärksten Partei geworden. Und 
die Wiederauferstehung der schon 
totgeglaubten FDP hat die CDU die 
Regierung gekostet - das darf bei der 
Bundestagswahl nicht passieren, liebe 
CDU-Wähler! Auch wenn ihr Brüder¬ 
le so sympathisch, weil seelenverwandt 
findet, ihr alten geilen Säcke! 



Der gerade anlaufende US-Film „Zero Dark Thirty“ verherrlicht die weltweit 
praktizierte Folter der „Terroristen-Jäger“. 
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Sorge um den Abwärtssog 

Hektischer Betrieb in den Unions-Zentralen 


schwarz-gelb 
NEIN DANKE' 




SCHWARZ-GELB 
NEIN DANKE! 


„Schwarz-Gelb“ wird von immer mehr gesellschaftlichen Gruppen in Frage 
gestellt. 


101 000 Stimmen sollen aus der CDU- 
Wählerschaft zur Rettung der FDP 
verteilt worden sein. Die CDU blieb 
dennoch stärkste politische Kraft in 
Niedersachsen. Aber mal 400, mal 300 
Erststimmen in dem einen oder ande¬ 
ren Wahlkreis fehlten ihr am Ende für 
das entscheidende Landtagsmandat, 
was für die Fortführung der schwarz¬ 
gelben Koalition notwendig gewe¬ 
sen wäre. Katzenjammer im Konrad- 
Adenauer-Haus in Berlin und in der 
Münchner CSU-Zentrale. Denn all 
diejenigen, die einen guten Start im 
Wahljahr 2013 erhofft hatten, gerieten 
in ein Stimmungstief. Danach brach 
hektische Betriebsamkeit bei den Uni¬ 
onsparteien aus. 

Hinter verschlossenen Türen grübeln 
die Parteistrategen seither darüber, 
wie ähnliche Pleiten bei den Wahlen 
im September, zuerst bei der bayeri¬ 
schen Landtagswahl und bei der dann 
unmittelbar folgenden Bundestags¬ 
wahl vermieden werden können. Wie 
kann eigene Stärke erreicht werden? 
Wer kann der Koalitionspartner sein, 
da es allein kaum gehen wird? Kaum 
Zweifel gibt es da¬ 
ran, dass sowohl 
CSU als auch CDU 
in beiden Fällen, in 
Berlin und in Mün¬ 
chen, als stärkste 
Parteien hervorgehen könnten. Aber 
auch das muss erst mal erreicht wer¬ 
den. Die Meinungsforschungsinstitu¬ 
te sehen gegenwärtig beide Parteien, 
CDU und CSU knapp an der 40-Pro- 
zent-Marke oder - in Bayern - sogar 
darüber. 

Die Botschaften, die wir nun hören 
und lesen dürfen, lauten erst einmal 
unisono: Schluss mit dem Leihstim- 
men-Gerede. „Wir werden in diesem 
Wahlkampf auf uns schauen“, sagte 
der nordrhein-westfälische CDU-Vor¬ 
sitzende Laschet im „Kölner Stadt-An¬ 
zeiger“. „Wer Angela Merkel will, muss 
Angela Merkel wählen.“ Seine Parteivi¬ 
zekollegin von der Leyen hält ebenfalls 
nichts von solidarischer Hilfe für die 
FDP. „Union und FDP müssen jeder 
für sich über das eigene Lager hinaus 
Wähler binden“, sagte sie dem „Spie¬ 
gel“. Doch dann wird der Unionschor 
vielstimmiger. 

Die saarländische Ministerpräsiden¬ 
tin, die vor einem Jahr ihre Koalition 
platzen ließ, weil sie die dortige FDP 
in einem „Zustand der Zerrüttung“ be¬ 
fand, forderte, im Wahlkampf auf sozi¬ 
ale Themen zu setzen. Hauptlehre aus 
der Niedersachsen-Wahl müsse sein, so 
ließ sie es der „Frankfurter Allgemei¬ 
nen Zeitung“ wissen, dass sich die CDU 
„als Volkspartei in ihrer ganzen Brei¬ 
te aufstellt“ Die Partei müsse bei den 
Wahlen Themen aufgreifen, die „die 
Menschen umtreiben“. Auch die „glei¬ 
che Bezahlung von Männern und Frau¬ 
en“ sollte ein Wahlkampfthema sein. 
Selbst Verteidigungsminister de Maizi¬ 
ere sah sich in „Bild“ zur Teilnahme an 
der Debatte herausgefordert. Es dürfe 
keinen „Koalitionswahlkampf“ geben. 
Ein Lagerwahlkampf werde der Union 
nicht helfen. Es gebe zwar immer noch 
ein bürgerliches und ein linkes Lager. 
Aber viele Wähler träfen ihre Wahl¬ 
entscheidungen nicht mehr danach. 


„Die schwarz-gelbe Koalition 
ist ein tot gerittenes Pferd“ 


Die Wahlniederlagen der CDU führte 
er auf Versäumnisse der eigenen Partei 
zurück. „Wir haben uns dort zu wenig 
um die Alltagsthemen der Menschen 
gekümmert“, sagte er. Ein Beispiel sei 
die Bildungspolitik: „Obwohl das die 
Menschen brennend interessiert, wird 
im Wahlkampf kaum darüber geredet.“ 
De Maiziere rief seine Partei dazu auf, 
bei gesellschaftspolitischen Fragen 
„mehr Großzügigkeit“ an den Tag zu 
legen. „Kleinbürgerliches Auftreten 
ist nicht attraktiv. Etwas mehr Groß¬ 
zügigkeit stände der Union besser zu 
Gesicht.“ Das gelte zum Beispiel für die 
Debatte um gleichgeschlechtliche Le¬ 
benspartnerschaften. „Die kann ich re¬ 
spektieren und das auch überzeugt ver¬ 
treten und trotzdem gegen die völlige 
Gleichstellung mit der Ehe von Mann 
und Frau sein.“ 

Bundesweit in die Schlagzeilen geriet 
mal wieder Ex-CDU-Generalsekretär 
Geißler mit seinem Interview in der 
„Passauer Neuen Presse“. Die Wahl¬ 
schlappe in Niedersachsen habe deut¬ 
lich gemacht, dass es „eine politische 
Dummheit der CDU“ gewesen sei, sich 
so auf die FDP als 
Koalitionspartner 
festzulegen. „Die 
CDU“, so Geißler 

- weiter, „könnte in 

fünf weiteren Bun¬ 
desländern regieren, wenn sie sich für 
andere Koalitionen geöffnet hätte, 
zum Beispiel für Bündnisse mit den 
Grünen. Die Christdemokraten dür¬ 
fen sich nicht länger an die FDP ket¬ 
ten. Die Leihstimmenkampagne in 
Niedersachsen für die FDP sei für die 
Union ein Nullsummenspiel gewesen. 
Auch die Ausrichtung auf neolibera¬ 
le Themen habe der CDU geschadet. 
Die CDU müsse sich als Volkspartei 
präsentieren und dürfe im Wahlkampf 
nicht mit der neoliberalen Wirtschafts¬ 
politik der FDP verwechselt werden. 
„Es besteht kein Zweifel, dass die FDP 
die CDU mit runterzieht. Die arbeit¬ 
nehmerfeindliche Politik der Libe¬ 
ralen droht auch auf die CDU abzu¬ 
färben.“ Geißlers krasses Urteil: „Die 
schwarz-gelbe Koalition ist ein tot ge¬ 
rittenes Pferd.“ 

Doch dies vernichtende Urteil und ei¬ 
nen rigorosen Abgrenzungskurs wollen 
andere CDU-Politiker so nicht so ste¬ 
hen lassen. „Wer Merkel als Kanzlerin 
will“, sagte der Ex-Ministerpräsident 
und jetzige EU-Energiekommissar 
Oettinger, „braucht Union und FDP“. 
Der Präsident des CDU-Wirtschafts- 
rats Lauck warnte gar vor „sozialde¬ 
mokratisch gefärbten Wahlkampfthe¬ 
men der CDU“ Man könne aufgrund 
verschiedener Äußerungen die Mei¬ 
nung gewinnen, dass im Konrad-Ade¬ 
nauer-Haus „insgeheim die Große Ko¬ 
alition“ vorbereitet werde, sagte Lauck 
dem „Focus“ 

Pragmatisch sieht es CDU/CSU-Frak- 
tionschef Kauder. Ja, man wolle die 
christlich-liberale Koalition fortsetzen, 
sagte er in „Welt am Sonntag“. Und 
dann fügt der umtriebige Schlaumeier 
diese beiden Sätze hinzu: „Jeder macht 
seinen Wahlkampf und vertritt seine 
Positionen. Und dann schaut man am 
Schluss, mit wem man eine Regierung 
bilden kann.“ Rolf Priemer 


Klempner statt Kardiologe 

Studierende unter immer höherem Druck 


Es wird keine Probleme an den Univer¬ 
sitäten, in Handel und Handwerk ge¬ 
ben! Das wusste die ehemalige NRW- 
Schulministerin Barbara („Babsi“) 
Sommer (CDU) schon vor Jahren, als 
sie nach den Auswirkungen des Ver¬ 
drängungswettbewerbs an den Hoch¬ 
schulen gefragt wurde. Im aktuellen 
Wintersemester müssen viele der ins¬ 
gesamt 632 500 NRW-Studentinnen 
und -Studenten um einen Platz in den 
Hörsälen, Seminarräumen und Labo¬ 
ren drängeln, um an den Pflichtveran¬ 
staltungen teilnehmen zu können. Wie 
in Bielefeld ist es vielerorts. 100 Studie¬ 
rende quetschen sich in Räume, die für 
20 Teilnehmer zugelassen sind. 

Eine besondere Drängelei gibt es auch 
dann, wenn ein Platz in einem Stu¬ 
dentenwohnheim gesucht wird. Meh¬ 
rere Monate Wartezeit sind normal. 
Und: Bei steigender „Nachfrage“ stei¬ 
gen auch die Mieten auf dem „freien 
Markt“. Damit das Gedrängel nicht so 
groß wird, können die Universitäten 
auf den Numerus clausus zugreifen: Sie 
begrenzen die Zahl der zuzulassenden 
Studenten. Diese Methode greift aber 
nicht immer, und so bilden sich in vie¬ 
len Universitäten auch Schlangen bei 
der Ausgabe der Mittagessen. 

Diese Studienbedingungen sind ein 
Grund von mehreren, dass viele Stu¬ 
dentinnen und Studenten das Studium 
abbrechen. Von den 57 000 angehenden 
Mathematikern sind es vier von fünf. 
Bei Informatik, Naturwissenschaften 
und Ingenieurstudiengänge hält jeder 


Vierte nicht durch, jeder Zweite geht 
ohne Abschluss. So das Ergebnis einer 
Untersuchung des Stifterverbandes für 
die Deutsche Wissenschaft. 

Eine „Lösung“: Die Probleme werden 
nicht behoben - sondern ausgelagert. 
Otto Kentzler, Präsident des Zentral¬ 
verbandes des Deutschen Handwerks, 
will „enttäuschte Studenten“ für das 
Handwerk anwerben. Er lockt mit 
„klarer Orientierung, Gesellenbrief, 
Meisterbrief, Selbstständigkeit“. Er 
schöpft damit die Kandidaten mit der 
relativ höchsten schulischen Qualifika- 

700 Studierende 
quetschen sich in 
Räume, die für 20 
Teilnehmer zugelassen 
sind. 


tion ab: Abiturienten. Realschüler und 
Hauptschüler werden so zur zweiten 
und dritten Wahl. Sie sind einem neu¬ 
en Verdrängungswettbewerb unterwor¬ 
fen, fallen aus dem Topf, weil sie von 
„oben“, aus den Universitäten, ins Ab¬ 
seits gedrückt werden. 

Als Auffangtopf für Studenten, die an 
den Bedingungen in der Uni geschei¬ 
tert sind, sieht sich z.B. der schwedische 
Möbelkonzern IKEA, wo man „gleich 
im Handel Karriere“ machen kann. Ge¬ 
worben wird mit drei Abschlüssen der 
Industrie- und Handelskammer nach 
drei Jahren als Kaufmann im Einzel¬ 


handel, mit dem Ausbildereignungs¬ 
schein und als Handelsfachwirt. - In 
der Werbung steht nichts darüber, dass 
IKEA sich 35 Jahre lang gegen den Ab¬ 
schluss von Tarifverträgen wehrte, die 
sonst im Einzelhandel üblich sind. Erst 
vor drei Jahren ging IKEA dank des 
Engagements von ver.di und der Be¬ 
schäftigten in die Tarifbindung. Die 
Flucht zu IKEA ist nicht die Flucht ins 
Paradies. Aber: Es gibt zur Zeit offizi¬ 
ell mehr als drei Millionen Arbeitslose, 
davon sind 283 551 unter 25 Jahre alt. 
Eine andere Möglichkeit, mit den Be¬ 
dingungen an der Universität unter 
dem Vorzeichen von Studiengebühren 
kämpferisch umzugehen, zeigt aktuell 
das Volksbegehren in Bayern: 1354 984 
bzw.14,4 Prozent der Wahlberechtigten 
votierten gegen Studiengebühren von 
bis zu 500 Euro pro Semester. Jetzt 
könnte ein Volksentscheid kommen. 
Nicht unwahrscheinlich ist aber, dass 
sich die CSU eine Blamage ersparen 
will und die Studiengebühr - entgegen 
den Vereinbarungen im Koalitionsver¬ 
trag mit der FDP - selbst streicht. Er¬ 
folg auch in Niedersachsen: Der desig¬ 
nierte Ministerpräsident Stephan Weil 
(SPD) gelobte auch nach der Land¬ 
tagswahl vom 20. Januar 2013, dass die 
Studiengebühren abgeschafft werden. 
Zwei Tage zuvor, am 18. Januar, hatte 
es die letzte Demo von Studenten, Ge¬ 
werkschaften und Parteien, darunter 
die DKP, für die Aufhebung der Studi¬ 
engebühren gegeben. 

Uwe Koopmann 


Der „familiäre Hintergrund“ 

Chancengleichheit immer noch Fehlanzeige 


Eine neue Studie des Deutschen Ins¬ 
tituts für Wirtschaftsforschung belegt, 
worauf Sozialverbände immer wie¬ 
der hinweisen: Das Elternhaus hat in 
Deutschland einen erheblichen Ein¬ 
fluss auf den beruflichen Erfolg der 


Krupp ... 

Menschen. Der Traum, vom Teller¬ 
wäscher zum Millionär zu werden, sei 
nicht nur in den USA eine Legende, 
sondern auch in Deutschland, so Dani¬ 
el Schnitzlein, Autor der Studie. 
Schnitzlein hat in seiner Studie Da¬ 
ten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) ausgewertet. Die Daten zei¬ 
gen: Etwa 40 Prozent der Ungleichheit 
beim individuellen Arbeitseinkommen 
lassen sich durch den Familienhinter¬ 
grund erklären, beim Bildungserfolg 
sind es sogar über 50 Prozent. Von 
Chancengleichheit könne deshalb in 
Deutschland nicht die Rede sein, so 
Schnitzlein. 

Besonders groß sei der Einfluss des fa¬ 
miliären Hintergrunds bei Männern. 
Beim individuellen Arbeitseinkommen 
erklärt er 43 Prozent der Ungleichheit, 
beim Familieneinkommen 47 Prozent 
und bei den Stundenlöhnen knapp 46 
Prozent. Bei Frauen liegen diese Werte 
etwas niedriger. So erklären bei ihnen 
der familiäre Hintergrund 39 Prozent 
der Ungleichheit beim Arbeitseinkom¬ 
men und 32 Prozent beim Familienein¬ 
kommen. Bei den Stundenlöhnen sei 
der Anteil ungefähr gleich zu dem 


der Männer. Der Bildungserfolg las¬ 
se sich noch stärker vom familiären 
Hintergrund ableiten: 66 Prozent der 
Ungleichheit bei den Männern und 56 
Prozent bei den Frauen gehen auf ihn 
zurück. 


Deutschland zähle im internationalen 
Vergleich zu den Ländern mit einer we¬ 
nig ausgeprägten Chancengleichheit. 
Auf der Skala der sozialen Mobilität 
befinde sich die Bundesrepublik auf 
einer Stufe mit den USA am unteren 


Ende. Demgegenüber sei die Gesell¬ 
schaft in Dänemark von einer hohen 
Durchlässigkeit gekennzeichnet: Ma¬ 
ximal 20 Prozent der Ungleichheit des 
individuellen Arbeitseinkommens ge¬ 
hen in der dänischen Gesellschaft auf 
den Einfluss familiärer Hintergründe 
zurück. 

Die Ausgestaltung des Bildungssystems 
sei eine mögliche Ursache für die Chan¬ 
cenungleichheit, so Schnitzlein. Zwei¬ 
felsfrei lasse sich dies nicht bestimmen 
für die Ursachen der starken internati¬ 
onalen Unterschiede. Eine Studie auf 
der Grundlage dänischer Daten hätte 
allerdings ergeben, dass die Einflüsse 
des Familienhintergrunds bei Migran¬ 
ten ähnlich gering sind wie bei Dänen 
ohne Migrationshintergrund. Daraus 
ließe sich ableiten, dass es weniger auf 
kulturelle Gründe als auf institutio¬ 
neile zurückzuführen ist wie die Aus¬ 
gestaltung des Bildungssystems. In der 
Forschungsliteratur gäbe es außerdem 
Hinweise, dass das Bildungssystem ein 
treibender Faktor für die Chancen¬ 
gleichheit ist, so Schnitzlein weiter. 

Die Ergebnisse der DIW-Studie wur¬ 


den mit einem neuen methodischen 
Verfahren ermittelt, dass Geschwister, 
die unter ähnlichen Bedingungen groß 
wurden, mit anderen gleichaltrigen Per¬ 
sonen vergleicht. 

Bernd Müller 



... und Krause - der Unterschied bleibt. 
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Selbstmorde in der US-Armee 

Immer mehr US-Soldaten nehmen 
sich das Leben. Allein im vergangenen 
Jahr begingen 349 Soldaten aller Waf¬ 
fengattungen Selbstmord, sagte Pen¬ 
tagonsprecherin Cynthia Smith. 2011 
nahmen sich 301 Soldaten das Leben, 
ein Jahr zuvor 295. Damit seien 2012 
mehr Soldaten durch Selbstmord als 
durch Kampfhandlungen ums Leben 
gekommen, berichtete die Militärzei¬ 
tung „Stars and Stripes“. Zumeist sind 
Soldaten nach Kampfeinsätzen in Af¬ 
ghanistan betroffen. Verteidigungsmi¬ 
nister Leon Panetta sprach bereits vor 
Monaten von „einem der komplexes¬ 
ten und dringlichsten Probleme“ der 
Streitkräfte. 

Iran verhandlungsbereit 

Der iranische Außenminister Ali Ak- 
bar Salehi hat die Verhandlungsbe¬ 
reitschaft mit den USA über das ira¬ 
nische Nuklearprogramm bekräftigt. 
„Der Iran ist bereit, bilaterale Gesprä¬ 
che zu beginnen“, sagte er am Montag 
bei einer Veranstaltung der Deutschen 
Gesellschaft für Auswärtige Politik 
(DGAP) in Berlin. Es sei an der Zeit, 
sich die Sorgen der anderen Seite an¬ 
zuhören. Solange die Absichten der 
USA ehrlich seien, sei er optimistisch, 
dass auch eine Lösung gefunden wer¬ 
den könne. Salehi betonte erneut, dass 
die Regierung in Teheran ihr Atompro¬ 
gramm ausschließlich für zivile Zwecke 
nutzen wolle. „Eine nicht-friedliche 
Nutzung unserer nuklearen Aktivitä¬ 
ten steht nicht auf unserer Agenda“, 
sagte er. Das werde sich niemals än¬ 
dern - schon alleine, weil der Islam es 
verbiete. Zuvor hatte Salehi am Sonn¬ 
tag in München erklärt, dass eine neue 
Verhandlungsrunde zwischen dem Iran 
und den sechs Vermittlern (Russland, 
USA, Frankreich, Großbritannien, Chi¬ 
na und BRD) am 25. Februar in Ka¬ 
sachstan stattfindet. 

Votum für Homo-Ehe 

Das französische Parlament hat den 
ersten Schritt zur Einführung der Ho- 
mo-Ehe gemacht. In einer ersten Le¬ 
sung stimmten am Samstag 249 Abge¬ 
ordnete für den ersten Artikel des Ge¬ 
setzes, der gleichgeschlechtliche Ehen 
ermöglichen soll. 97 Abgeordnete spra¬ 
chen sich dagegen aus, zwei enthielten 
sich. 

Chävez geht es besser 

Der krebskranke venezolanische Prä¬ 
sident Hugo Chävez ist auf dem Weg 
der Besserung. Er habe Chävez am 
1. Februar im Krankenhaus auf Kuba 
besucht, sagte der Parlamentspräsident 
Venezuelas, Diosdado Cabello. Der ge¬ 
sundheitliche Zustand des Präsidenten 
„wird eindeutig besser“, wurde Cabello 
zitiert. 

Luftüberfall auf Syrien 

Das israelische Militär hat in den Krieg 
in Syrien eingegriffen: In der Nacht 
zum 31. Januar hatten Kampfflugzeu¬ 
ge ein militärisches Forschungszent¬ 
rum nordwestlich von Damaskus an¬ 
gegriffen. Das syrische Staatsfernsehen 
strahlte am Samstag Bilder der zerstör¬ 
ten Anlage aus. In den Aufnahmen wa¬ 
ren ausgebrannte Autos und schwer be¬ 
schädigte Gebäudeteile zu sehen. Un¬ 
terdessen berichtete das USA-Magazin 
„Time“ unter Berufung auf westliche 
Geheimdienstkreise, die USA hätten 
Jerusalem „grünes Licht“ für weitere 
Angriffe gegeben. Kriegsminister Ba¬ 
rak räumte nun erstmals indirekt ein, 
dass es sich bei dem Vorfall um einen 
israelischen Luftangriff gehandelt hat. 
„Was vor ein paar Tagen in Syrien pas¬ 
siert ist, beweist: Wenn wir etwas sagen, 
dann meinen wir das auch so“, sagte 
Barak am Sonntag auf der Münchener 
„Sicherheitskonferenz“. 

Präsident Assad warf Israel daraufhin 
eine Destabilisierung Syriens vor. „Die¬ 
se Aggression zeigt die wahre Rolle Is¬ 
raels, das sich zusammen mit anderen 
mit uns verfeindeten Staaten mit einer 
Destabilisierung der Situation in Syrien 
befasst, um unser Land zu schwächen“, 
so Assad. In einem Gespräch mit dem 
Sekretär des iranischen Sicherheitsrats, 
Said Dschalili, habe der Staatschef er¬ 
klärt, Syrien sei den gegenwärtigen He¬ 
rausforderungen gewachsen und werde 
jede Aggression ab wehren. 


Rajoy im Morast der Korruption 

Auch das Königshaus ist in Unterschlagung und Steuerhinterziehung verwickelt 



Unüberhörbar ist der Ruf nach dem Rücktritt Rajoys 


I n der vergangenen Woche ver¬ 
öffentlichte die spanische Tages¬ 
zeitung El Pais eine Reihe von 
Geheimdokumenten, in denen der 
frühere Schatzmeister der PP, Luis 
Bärcenas, über Jahrzehnte hinweg 
Schwarzgeldzahlungen an die Partei¬ 
spitze festgehalten haben soll. Allein 
auf den Namen des heutigen Regie¬ 
rungschefs Rajoy sind für einen Zeit¬ 
raum von elf Jahren insgesamt bis zu 
320 000 Euro notiert. 

Zahlreiche gegenwärtige Minister ha¬ 
ben den Enthüllungen zufolge zudem 
zwischen 1990 und 2008 Zusatzgehälter 
und andere Geschenke kassiert. Der Lis¬ 
te zufolge sollen auch der frühere Regie¬ 
rungschef Jose Maria Aznar sowie meh¬ 
rere seiner Minister zu den Empfängern 
der illegalen Zahlungen gehört haben. 
So kündigte Ministerpräsident Rajoy an, 
in dieser Woche seine Steuererklärun¬ 
gen öffentlich machen zu wollen. 
Parallel zu diesen Enthüllungen sieht 
sich der langjährige PP-Schatzmeister 
auch Ermittlungen der Justiz wegen 
seiner persönlichen Geschäfte aus¬ 
gesetzt. Gegenüber dem Fiskus hatte 
er ein Jahreseinkommen von 200 000 
Euro angegeben, doch zugleich besaß 
er in der Schweiz ein Bankkonto mit 22 


Millionen Euro. Zu seiner Verteidigung 
erklärte Bärcenas nun, die Hälfte der 
Summe habe er im Rahmen der „Steu¬ 
eramnestie“ legalisiert. 

Die von Bärcenas verteilten Gelder 
sollen von großen börsennotierten 
Konzernen und wichtigen Bauunter¬ 
nehmen stammen, die auch schon im 
Zusammenhang mit anderen Korrup¬ 
tionsskandalen aufgefallen sind. Allein 


drei Baufirmen sollen in der Folge Auf¬ 
träge in Höhe von 6,6 Milliarden Euro 
erhalten haben. Die Zeitung Diagonal 
berichtete, dass vier der Bauunterneh¬ 
men, die der PP Geld gespendet hatten, 
anschließend mit dem Bau von fünf 
Krankenhäusern beauftragt wurden. 
Das spanische Regierungssystems ist 
auf allen Ebenen leckgeschlagen. Die 
Monarchie genießt den Umfragen zu¬ 


folge so wenig Unterstützung wie nie 
zuvor, nachdem der Schwiegersohn 
des Königs, Inaki Urdangarin, ange¬ 
klagt ist, Millionen Euro unterschlagen 
und zwischen 2004 und 2006 Steuern 
hinterzogen zu haben. Unklar ist, wie 
viel Infantin Cristina von den Machen¬ 
schaften ihres Gatten wusste. In Spa¬ 
nien wird nicht mehr ausgeschlossen, 
dass auch sie Ziel der Untersuchung 
wird. 

Seit El Pais die Schwarzgeldzahlun¬ 
gen der PP veröffentlicht hat, reißen 
die Proteste nicht ab. In Barcelona 
übernachteten zahlreiche Demonst¬ 
ranten in einem Protestcamp auf der 
Plaga Catalunya. Die nächste große 
Demonstration in Madrid ist für den 
23. Februar angekündigt und soll sich 
gegen den „Staatsstreich der Märkte“ 
richten. An diesem Tag erinnert Spani¬ 
en an den rechten Putschversuch von 
1981. Zudem wird über einen weiteren 
Generalstreik im März gesprochen. 
Zur Begrüßung von Regierungschef 
Rajoy beim Staatsbesuch in Berlin am 
Montag hatten sich etwa 700 spani¬ 
sche Demonstranten vor dem Bundes¬ 
kanzleramt versammelt. Ein Trompeter 
blies die Titelmelodie des Films „Der 
Pate“. Carmela Negrete 


Autobauer wehren sich 

Erster Streik der französischen Staatsbediensteten seit dem Amtsantritt Hollandes 


Mit einer Serie von Streiks und De¬ 
monstrationen haben französische Ar¬ 
beiter und Angestellte im vergangenen 
Monat verdeutlicht, dass auch 2013 un¬ 
ter dem Sozialdemokraten Hollande der 
Widerstand gegen die sozialen Untaten 
des Kapitals und die sich den Kapitalin¬ 
teressen unterordnende Regierungspo¬ 
litik anhält, während sich der von ihnen 
gewählte Staatschef in den letzten Wo¬ 
chen vorwiegend als Kriegsherr mit der 
Militärintervention in Mali befasst hat. 
Zum ersten Mal seit dem Amtsantritt 
Hollandes sind am 31. Januar die Be¬ 
diensteten staatlicher Dienststellen, 
des Bildungswesens und der staatlichen 
Krankenhäuser wieder in Aktion getre¬ 
ten. Mehr als 150 000 von ihnen folg¬ 
ten einem Aufruf der Gewerkschaften 
CGT, FSU und Solidaire zu Demon¬ 
strationen und Kundgebungen während 
der Arbeitszeit in 120 Städten. Haupt¬ 
forderungen: Anhebung der Löhne und 
Gehälter, die die Regierung einfrieren 
will, Stopp des noch von Sarkozy ver- 
ordneten Stellenabbaus im öffentlichen 
Dienst und Abschaffung des von Sar¬ 
kozy eingeführten unbezahlten Karenz¬ 
tages bei Krankmeldung. Die Hollande- 
Regierung hat jedoch verlauten lassen, 
dass es angesichts der „Haushaltszwän¬ 
ge“ infolge der von ihr anvisierten Spar¬ 
ziele im Staatshaushalt 2013 weder eine 
generelle Anhebung der Gehälter noch 
Neueinstellungen geben könnte. 

In den Tagen zuvor setzten sich die fran¬ 
zösischen Automobilarbeiter mit mehr¬ 
fachen Arbeitsniederlegungen, Demons¬ 
trationen und Kundgebungen gegen die 
von den Konzernleitungen angekün¬ 
digten Werksschließungen und Stellen¬ 
kürzungen und die damit verbundene 
Erpressung zur Hinnahme längerer Ar¬ 
beitszeiten und schlechterer Arbeitsbe¬ 
dingungen zur Wehr. 

Nach jüngst bekannt gewordenen sta¬ 
tistischen Daten hatte der größte fran¬ 
zösische Automobilkonzern PSA (Peu¬ 
geot/Citroen) 2012 gegenüber 2011 ei¬ 
nen Absatzrückgang um 16,7 Prozent, 
das zweitgrößte Unternehmen Renault 
einen Rückgang um 7,4 Prozent zu ver¬ 
zeichnen. Der Verkauf von Neuwagen 
ist 2012 in Frankreich insgesamt um 
13,9 Prozent auf seinen tiefsten Stand 
seit 15 Jahren zurückgegangen. Den 
Konzerndirektionen fiel angesichts die¬ 
ser Absatzeinbußen nichts anderes ein, 
als Produktionsstandorte zu schließen, 
die Belegschaften zu reduzieren und 
die „Arbeitskosten“ durch Lohnkürzun¬ 
gen und Verlängerung der Arbeitszeiten 
ohne Überstundenvergütung zu senken. 
Nachdem PSA bereits im Herbst 2012 
die Schließung des Werkes in Aulnay- 


sous-Bois bei Paris und die „Einspa¬ 
rung“ von mehr als 8 000 Arbeitsplätzen 
auch an anderen Standorten angekün¬ 
digt hatte, gab im Januar auch die Di¬ 
rektion von Renault ihre „Anpassungs¬ 
pläne“ mit der Abschaffung von 7500 
Arbeitsplätzen bekannt. 

In Aulnay-sous-Bois blockierten mehre¬ 
re hundert PSA-Beschäftigte am 29. Ja¬ 
nuar die Produktion durch demonstra¬ 
tive Besetzung der Werkshalle. Schon 
am 16./17. Januar hatte eine Arbeitsnie¬ 
derlegung das Werk stillgelegt. Danach 
hatte die Direktion eine zehntägige „Be¬ 
triebsruhe“ angeordnet, weil angeblich 
Produktionsanlagen beschädigt worden 
waren. Für den 29. Januar hatte sie die 
Beschäftigten dann zur Wiederaufnah¬ 
me der Arbeit aufgefordert und mehr als 
200 auswärtige „Kader“ zusätzlich in das 


In einer Atmosphäre des Rückgangs 
an Mitgliedern und Aktivitäten muss¬ 
te die 2009 gebildete „Neue Antikapi¬ 
talistische Partei“ (NPA) am vergange¬ 
nen Wochenende ihren zweiten Partei¬ 
tag in Saint-Denis bei Paris abhalten. 
Die 2009 angegebene Zahl von 9 000 
Mitgliedern ist inzwischen auf etwa 
3 000 zurückgegangen - ein Verlust 
von zwei Dritteln der Mitgliedschaft 
in den letzten vier Jahren. Auseinan¬ 
dersetzungen über die zu befolgende 
politische Strategie haben zu diesem 
Rückgang geführt. Der Parteitag war 
von der Suche nach einem Weg zur 
Umkehrung dieses Trends gekenn¬ 
zeichnet und wurde von der neu ge¬ 
wählten Parteiführung als „Parteitag 
des Neuaufbaus“ deklariert. 

Die vorwiegend aus den Reihen der 
früheren als „trotzkistisch“ bezeich- 
neten „Revolutionären Kommunisti¬ 
schen Liga“ (LCR) hervorgegangene 
NPA hatte sich nach eigener Erklä¬ 
rung die Sammlung aller antikapitalis¬ 
tischen Kräfte in einer gemeinsamen 
Partei zum Ziel gesetzt. Sie verfolgte 
dazu einen Kurs der scharfen Abgren¬ 
zung nicht nur gegenüber den franzö¬ 
sischen Sozialisten (Sozialdemokra¬ 
ten), mit denen jede Zusammenarbeit 
abgelehnt wurde, sondern auch gegen 
die Kommunistische Partei (PCF) und 
die anderen Linkskräfte, die als dem 
Reformismus verfallen attackiert wur¬ 
den. Die gleiche Haltung nahm die 
NPA auch gegenüber der sich 2011 
im Zeichen des Kampfes um die Ab¬ 
wahl des damaligen rechten Staatschefs 
Sarkozy formierende „Linksfront“ aus 


Werk geholt. Trotzdem konnte die Pro¬ 
duktion nicht wieder anlaufen, weil zu 
viele Belegschaftsangehörige zu Hause 
geblieben waren und zudem die Beset¬ 
zung der Werkhalle durch die Streiken¬ 
den dies verhinderte. 

Auch bei Renault war es bereits am 
16. Januar und dann wieder am 29. Ja¬ 
nuar auf Initiative der Gewerkschaften 
CGT, Force Ouvriere und SUD zu Ar¬ 
beitsniederlegungen gekommen. Die 
Renault-Direktion hatte ihre Abbauplä¬ 
ne nach der Salami-Taktik angekündigt. 
Mitte Januar wurde zunächst mitgeteilt, 
dass in den Renault-Werken bis Ende 
2016 ein Abbau von 7 500 Arbeitsplät¬ 
zen, d.h. eine Kürzung der Beschäftig¬ 
tenzahl um 17 Prozent erforderlich sei. 
Kurz darauf folgte der zweite Schlag: Die 
Direktion verkündete das „großzügige“ 


Kommunisten, Linkssozialisten und an¬ 
deren Linken ein. 

Offensichtlich wurde jedoch gerade 
diese Ablehnung jedes Zusammenge¬ 
hens und Bündnisses mit den anderen 
Linken zu einem der entscheidenden 
Gründe für die heutige innere Krise. 
Hatte der medienwirksam agieren¬ 
de Briefträger Olivier Besancenot als 
Spitzenkandidat bei der Präsidenten¬ 
wahl 2008 (damals noch für die LCR) 
beachtliche 4,1 Prozent der Wähler ge¬ 
winnen können, nicht zuletzt auch aus 
der Anhängerschaft der PCF, in der 
es damals starke Auseinandersetzun¬ 
gen um den weiteren Kurs der Kom¬ 
munisten gab, so erreichte ihr neuer 
Spitzenmann nach dem Rücktritt von 
Besancenot, Philippe Poutou, bei der 
Präsidentenwahl 2012 nur noch 1,15 
Prozent. Der Linksfront-Kandidat 
Jean-Luc Melenchon dagegen kam 
mit 11,1 Prozent auf fast das Zehn¬ 
fache. Die NPA-Führung hatte wie¬ 
derholte Angebote zur gleichberech¬ 
tigten Beteiligung an dem Bündnis 
abgelehnt. Diese Entscheidung, von 
vielen als „Selbstisolation“ der NPA 
kritisiert, hatte zur Folge, dass Anhän¬ 
ger sich von der NPA lösten und mit 
zwei eigenständigen Formationen, der 
„Gauche Unitaire“ (GU - Einheitliche 
Linke“) und der „Gauche Anticapita- 
liste“ (GA - Antikapitalistische Linke), 
entgegen den Willen der Führungsspit¬ 
ze doch an der Linksfront teilnahmen. 
Alain Krivine, einer der „historischen 
Führer“ des französischen Linksradi¬ 
kalismus, bezeichnete die Krisensitua¬ 
tion der NPA „mitten in der Krise des 


Angebot, auf Standortschließungen und 
sozialplanpflichtige Entlassungen zu ver¬ 
zichten, falls die Belegschaften und ihre 
Gewerkschaften dem von ihr vorgeleg¬ 
ten „Wachstumspakt“ zustimmen. Der 
sah die Reduzierung der Belegschaften 
um 5 700 Arbeitsplätze vor. Zugleich 
wurde ein Einfrieren der Löhne auf dem 
aktuellen Stand, eine Verlängerung der 
Arbeitszeit über die geltende 35-Stun- 
den-Regelarbeitszeit hinaus, die Ab¬ 
schaffung von den Beschäftigten bisher 
zustehenden freien Tagen und die Redu¬ 
zierung der Überstundenvergütungen 
verlangt. Die Streikaktionen waren die 
Antwort auf dieses „Erpressungspaket“, 
dessen Annahme der Konzern mit der 
Drohung erzwingen will, dass andernfalls 
Massenentlassungen nicht zu vermeiden 
seien. Pierre Poulain 


Kapitalismus“ als „paradox“. Die neu¬ 
gewählte NPA-Führung rief die Partei 
dazu auf, die Reihen wieder zu schlie¬ 
ßen. „Die Krise der NPA zu beantwor¬ 
ten heißt in dieser Etappe, alle jene zu 
sammeln, die nicht darauf verzichtet ha¬ 
ben, eine Partei aufzubauen, die unab¬ 
hängig von den Reformisten ist“, sagte 
Parteisprecherin Christine Poupin. Die 
Sprecherin der Plattform „Eine Ori¬ 
entierung zum Handeln“, die auf dem 
Parteitag schließlich unter den vier zur 
Auswahl anstehenden Plattformen eine 
knappe Mehrheit von 51 % erreichte, 
Sandra Demarcq, betonte, es gehe dar¬ 
um, die NPA in Gang zu bringen, „um 
klar die gegenwärtige Regierung und 
ihre Sparzwangpolitik zu bekämpfen“. 
Dazu beabsichtige die NPA, sich an 
alle anderen linken Organisationen zu 
wenden, „die nicht die Regierung un¬ 
terstützen“, und zwar auch unter Ein¬ 
schluss der Linksfront (Front de gau- 
che - FG). Man werde „keine Fusion 
mit der FG vorschlagen“, weil wichtige 
Meinungsverschiedenheiten bestehen, 
aber die NPA allein werde das Ziel 
nicht erreichen. Deshalb müsse man 
„ohne Anspruch auf Exklusivität“ mit 
allen Kontakt halten, um eine „echte 
Opposition von links“ voranzubringen, 
ohne jede andere Bedingung als „den 
gemeinsamen Willen, gemeinsam zu 
handeln“, und zwar mit der Perspektive 
der Bildung einer „Anti-Sparkurs-Re- 
gierung“. Damit wird offensichtlich die 
Möglichkeit eines teilweisen und punk¬ 
tuellen Zusammengehens mit Parteien 
und Vereinigungen der Linksfront nicht 
mehr völlig ausgeschlossen. P. P. 


Frankreichs Linksradikale in der Krise 

NPA will sich den anderen Linkskräften zuwenden 
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H oher Besuch aus Brasilien: Ku¬ 
bas Präsident Raül Castro emp¬ 
fing vergangene Woche den ehe¬ 
maligen Amtskollegen Lula da Silva in 
Havanna. Beide besuchten die Aus¬ 
bauarbeiten des Hafengeländes Mari- 
el nahe der Hauptstadt. 

Mit brasilianischer technologischer und 
finanzieller Unterstützung wird in Ma- 
riel ein großes Containerterminal ge¬ 
baut, mit dem sich eine für die nahe Zu¬ 
kunft erfolgversprechende Vertiefung 
des Hafenbeckens verbindet. Dann 
könnten auch die Containergroßschif¬ 
fe der „Post-PanaMax“-Generation in 
Havanna Ladung aufnehmen oder lö¬ 
schen, wenn sie auf dem Weg durch den 
Panamakanal sind oder waren. Dieser 
wird seit fünf Jahren mit einer weite¬ 
ren Schleuse sowie entsprechenden 
Verbreiterungen und Vertiefungen für 
diese Art von Schiffen ausgebaut (sie¬ 
he UZ vom 12. Mai 2006); die Arbeiten 
sollen 2015 beendet sein. Dann würde 
wohl auch der größere Teil der Arbei¬ 
ten in Mariel beendet sein. Noch im 
Jahr 2013, so der brasilianische Pro¬ 
jektpräsident Mauro Huber in „Gran- 


Wie links 


Seit dem Beginn der Anti-Putin-De- 
monstrationen Ende 2011 vergeht 
kaum eine Woche ohne Berichte in den 
russischen Medien über spektakuläre 
Aktivitäten der „Linken Front“ (LF) 
und ihres Führers Sergej Udalzow. Die 
roten Fahnen mit den Symbolen der 
Organisation sind bei den Demon¬ 
strationen und Kundgebungen nicht 
zu übersehen. Zum Bekanntheitsgrad 
der LF tragen aber auch die Nadelsti¬ 
che der russischen Sicherheitsorgane 
gegen Udalzow und seine Mitstreiter 
bei. Außerhalb Russlands ist trotz ge¬ 
legentlicher Berichte weniger über sie 
bekannt. Das veranlasst uns, der Ge¬ 
schichte, den programmatischen Vor¬ 
stellungen und der politischen Praxis 
der „Linken Front“ nachzugehen. 

Geschichte und Ziele 
der „Linken Front“ 

Die Idee, eine Bewegung wie die „Lin¬ 
ke Front“ zu schaffen, ist im Frühjahr 

2005 in Vorbereitung des ersten Rus¬ 
sischen Sozialforums entstanden. Im 
Sommer des gleichen Jahres fand be¬ 
reits eine erste Konferenz und im Ok¬ 
tober die Gründungskonferenz der 
Moskauer Regionalorganisation statt. 

2006 spielte die LF eine wichtige Rolle 
bei der Vorbereitung des zweiten Rus¬ 
sischen Sozialforums in Petersburg, das 
mit dem zur gleichen Zeit stattfinden¬ 
den Treffen der G-8 zusammenfiel. Ihre 
Aktivisten beteiligten sich sowohl an 
den Veranstaltungen des Sozialforums 
wie an den Protesten gegen die G8. 

2007 nahmen die Aktivitäten weiter 
zu, wobei die Zusammenarbeit mit 
der „Avantgarde der Roten Jugend“ 
(AKM) von großer Bedeutung war. 

2008 fanden dann in zahlreichen Re¬ 
gionen Versammlungen zur Bildung 
von Gruppen der LF statt, in denen 
sich ehemalige Aktivisten der LF, der 
AKM und einfach junge Leute mit lin¬ 
ken Auffassungen vereinigten. 

Am 18. Oktober 2008 tagte der erste 
Kongress der LF. Auf dem Kongress 
wurde mit der „Politischen Plattform 
der Linken Front“ eine Art program¬ 
matisches Dokument der Bewegung 
beschlossen. Einleitend heißt es da¬ 
rin u.a.: „Das Hauptziel der Linken 
Front ist der Aufbau des Sozialismus 
in Russland. Die unmittelbare Aufga¬ 
be der Linken Front besteht darin, die 
Einheit aller Kräfte zu gewährleisten, 
die für Sozialismus, Demokratie und 
Internationalismus eintreten. 
Gegenwärtig sind die Menschen, die 
diese Ansichten teilen, Mitglieder ver¬ 
schiedener Organisationen oder neh¬ 
men überhaupt nicht am politischen 
Kampf teil. Ihre freiwillige Zusam¬ 
menführung macht die Linke Front zu 


Dicke Dampfer 

Zweiter Teil der allgemeinen Wahlen auf Kuba 



ma“, wird ein Teil der Anlagen benutz¬ 
bar sein, darunter auch siebenhundert 
Meter Kai. Parallel würden die Bauar¬ 
beiten an Gebäuden und Infrastruktur 
fortgeführt. 

Osvaldo Bravo, Generaldirektor des 
Unternehmens DIP-Mariel wird in 
der KP-Zeitung mit der Aussage zi¬ 
tiert, dass diese Investition der Beginn 
der „Ersten Sonderzone der Landes¬ 
entwicklung“ ist, die etwa 465 Quad¬ 
ratkilometer groß ist und Teil der Be¬ 
schlüsse des 6. Parteitags der KP Kubas 
ist. Damit würde eine Politik der Ex¬ 
portsteigerung mit einer Importsubsti¬ 
tution und der Entwicklung von Hoch¬ 
technologieprojekten gekoppelt. Dar¬ 
aus entstünden auch Arbeitsplätze. Das 
Containerterminal selbst sei wiederum 
zentraler Punkt der „Sonderentwick¬ 
lungszone Mariel“, die mit weiteren 
projektierten Industriegeländen in der 
Gegend durch Schienen- und Straßen¬ 
wege verbunden wird. 

Raül Castro hob die Wichtigkeit der 
Hafenanlagen nicht nur für Kuba, son¬ 
dern die Region hervor. Lula seiner¬ 
seits zeigte sich vom schnellen Fort¬ 


gang der Arbeiten beeindruckt und 
versicherte, dass er davon träume, dass 
„dieser Hafen zur Entwicklung Kuba 
beiträgt, vor allem bei der Realisierung 
eines wichtigen Industriegebietes“. 

★ 

Ihren Traum erstmals an einer Wahl 
teilnehmen zu können, haben am Sonn¬ 
tag 26 000 Sechzehnjährige erfüllen 
können. In Kuba fanden landesweite 


Wahlen zur Nationalversammlung und 
zu den fünfzehn Provinzversammlun- 
gen statt. Insgesamt waren 8 631836 
Wähler/innen aufgerufen, in fast 30 000 
Wahllokalen entweder einen, mehrere 
oder alle vorgeschlagenen Kandidat/ 
inn/en der Personenwahllisten zu wäh¬ 
len - insgesamt 612 Abgeordnete für 
die Nationalversammlung und 1269 
für die Provinzen. Im Gegensatz zu 


ist die russische „Unke Front“? 

Politik und Aktivitäten auf dem Prüfstand 



Sergej Udalzow im Griff der Staatsmacht 

einer qualitativ neuen Bewegung, die 
den Massen die effektivsten Formen 
und Methoden des Kampfes gegen die 
Bourgeoisie vorschlägt.“ Hier wird be¬ 
reits der Avantgardeanspruch der LF 
gegenüber den anderen sich am sozia¬ 
listischen Ziel orientierenden Parteien 
und Organisationen deutlich, der sicher 
dazu beigetragen hat, dass aus der „Zu¬ 
sammenführung“ nichts geworden ist. 
Vor wenigen Wochen, am 5. Januar 
2013, tagte in Moskau der 3. Kongress 
der „Linken Front“. Er verabschiede¬ 
te eine Entschließung zu den konkre¬ 
ten Aufgaben der Bewegung in diesem 
Jahr. Außerdem wurden die Führungs¬ 
organe neu gewählt, der Rat der Lin¬ 
ken Front und das Exekutivkomitee. 

Als Kommunist kann man der „Poli¬ 
tischen Plattform“ und anderen pro¬ 
grammatischen Positionen der LF 
weitgehend zustimmen. Das gilt auch 
für die Orientierung auf die Unterstüt¬ 
zung der betrieblichen Kämpfe und so¬ 
zialen Bewegungen. Auffällig ist aller¬ 
dings, dass der Friedenskampf und die 
internationale Solidarität keine oder 
kaum eine Rolle spielen. 

Widersprüche zwischen 
Zielen und Praxis 

Von ihrer Zusammensetzung her ist die 
LF vor allem eine Jugendbewegung. Sie 
organisiert Sommerlager, Schulungen 
zu den sozialistischen Ideen für junge 
Menschen, Filmklubs u.a. Im Vorder¬ 
grund stehen aber die Aktionstätigkeit 
und insbesondere spektakuläre Akti¬ 
onen unter der Devise der „direkten 
Aktion“. 

Dabei gewinnt man besonders in jüngs¬ 
ter Zeit den Eindruck, dass die Akti¬ 


onen häufig zum Selbstzweck werden 
und sowohl die Inhalte, um die es geht, 
wie die Partner mit denen man sich 
verbündet, nur noch zweitrangig oder 
überhaupt nicht von Bedeutung sind. 
So mutet es schon seltsam an, wenn bei 
den Anti-Putin-Aktionen die „Linke 
Front“ gemeinsam mit Nationalisten 
und von den westlichen Ländern ge¬ 
sponserten Gruppen sowie Aktivisten 
der antisozialistischen Konterrevolu¬ 
tion in der Sowjetunion demonstriert 
und Udalzow neben Leuten wie Ale- 
xej Nawalny, Boris Nemzow und Garri 
Kasparow auf der Rednertribüne steht. 
Nawalny ist für rassistische Sprüche be¬ 
kannt und gehörte zu den Organisato¬ 
ren der nationalistischen „Russischen 
Märsche“, Nemzow war unter Jelzin 
stellvertretender Ministerpräsident 
und einer der Haupteinpeitscher für 
die Verschleuderung des Volkseigen¬ 
tums an die Oligarchen und Kaspa¬ 
row ist US-amerikanischer Staatsbür¬ 
ger und wurde von der Internetseite 
der neokonservativen Organisation 
Center for Security Policy als Mitglied 
ihres Beirats für Nationale Sicherheit 
geführt. 

Ein Bild, das die Bündnispolitik der LF 
fragwürdig erscheinen lässt, bot sich 
auch bei der Demo gegen das von der 
Duma beschlossene Verbot der Adop¬ 
tion russischer Kinder durch US-Bür- 
ger am 15. Januar in Moskau. An der 
Spitze marschierten Nemzow und Kas¬ 
parow. Im Tross folgten die RF sowie 
Demonstranten, die ihren politischen 
Standort dadurch deutlich machten, 
dass nach einem Bericht in der „So¬ 
wjetskaja Rossija“ über ihren Köpfen 
viele US-Fahnen zu sehen waren. Um 


bei diesem Anblick von den Medien ja 
nicht übersehen zu werden, stellte sich 
Udalzow mit einem in Brand gesteck¬ 
ten Foto Putins in Pose. 

Anders die Kommunisten der KPRF. 
Sie hatten in der Duma für das Adop¬ 
tionsverbot gestimmt, dies aber mit der 
Forderung eines generellen Verbots des 
Verkaufs russischer Kinder an Auslän¬ 
der verbunden und verlangt, dass die 
Adoption von Heimkindern durch rus¬ 
sische Familien stärker gefördert und 
zugleich alles getan werden müsse, in 
Waisenheimen die bestmöglichen Be¬ 
dingungen für das Leben und die Ent¬ 
wicklung der Kinder zu schaffen. 

Bei manchen Aktionen der LF drängt 
sich der Eindruck auf, dass sie - gewollt 
oder ungewollt - Zusammenstöße mit 
den Sicherheitsorganen herausfordern 
oder diesen den Vorwand für hartes 
Durchgreifen liefern. Ob das der lin¬ 
ken Sache dient, darf bezweifelt wer¬ 
den. Schließlich zieht das in der Regel 
die Verengung des Teilnehmerkreises 
nach sich. 

Wie die Ereignisse auf dem Bolotnaja- 
Platz in Moskau im Mai letzten Jahres 
zeigen, kann dies zudem die Existenz 
der LF gefährden. So deutet vieles da¬ 
rauf hin, dass das im Gefolge dieser 
Ereignisse gebildete Untersuchungs¬ 
komitee dabei ist, einen großen Straf¬ 
prozess gegen die bereits Verhafteten 
und weitere Teilnehmer wegen „Mas¬ 
senunruhen und Gewaltanwendung ge¬ 
gen Vertreter der Staatsmacht“ sowie 
gegen Udalzow und seine Mitstreiter 
Rawosshajew und Lebedjew „wegen 
Vorbereitung und Organisation von 
Massenunruhen auf dem Territorium 
der Russischen Föderation“ vorzube¬ 
reiten. 

Zwischen linken Ansprüchen und der 
politischen Praxis der „Linken Front“ 
sind also bei genauerer Betrachtung 
Widersprüche nicht zu übersehen. Da¬ 
mit soll die linke Gesinnung der an 
den Aktivitäten der LF teilnehmen¬ 
den jungen Menschen keineswegs in¬ 
frage gestellt werden. Sie wollen gegen 
das die Interessen der Oligarchen und 
Politbürokraten vertretende Putin- 
Regime, gegen die Manipulationen bei 
den Wahlen und die Einschränkung der 
demokratischen Rechte aktiv werden 
und das durchaus mit jugendgemäßen 
Aktionsformen. Darum ist es nicht ver¬ 
wunderlich, dass bei den Demonstrati¬ 
onen im Block der LF auch nicht we¬ 
nige Mitglieder der Jugendorganisation 
der KPRF und junge Parteimitglieder 
zu finden sind, die die vorwiegend auf 
die parlamentarische Arbeit gerichte¬ 
te Orientierung der KPRF allein nicht 
befriedigt. 

Willi Gerns 


den Kommunalwahlen, die im Oktober 
und November stattfanden und wo pro 
Wahlbezirk aus bis zu acht Kandidat/ 
inn/en eine/r ausgewählt wird, findet 
eine Entscheidung hier über Auslas¬ 
sungen beim Ankreuzen statt. Die Ab¬ 
geordneten für die Provinzparlamente 
und die Nationalversammlung werden 
zum Teil von den Kommunalparlamen¬ 
ten vorgeschlagen, in die sie zuvor ge¬ 
wählt worden waren; aber auch die so 
genannten Kandidaturkommissionen, 
die von einem Gremium geleitet wer¬ 
den, dem jeweils ein Mitglied des Ge¬ 
werkschaftsbunds CTC vorsteht und 
das außerdem aus Vertreter/inne/n der 
Komitees zur Verteidigung der Revo¬ 
lution (CDR), des Frauenverbands 
(FMC), der Studierenden- und Schü¬ 
lervertretungen FEU und FEEM sowie 
der Kleinbauernassoziation (ANAP) 
zusammengesetzt ist, reichen Vorschlä¬ 
ge aus diesen Massenorganisationen 
ein. Bis zu fünfzig Prozent der Abge¬ 
ordneten für die beiden höheren Ebe¬ 
nen, die am Sonntag gewählt wurden, 
entstammen aus den Kommunalparla¬ 
menten. Günter Pohl 

Israel verletzt 
Menschenrechte 

UN-Kommission verurteilt 
Siedlungspolitik 

Eine unabhängige Untersuchungs¬ 
kommission, die vom UNO-Men- 
schenrechtsrat berufen worden war, 
hat am 31. Dezember in einem von 
ihr vorgelegten Bericht die israelische 
„Siedlungspolitik“ und das „Ausmaß 
der mit der Politik der Landenteig¬ 
nung verbundenen Verletzung“ der 
Menschenrechte heftig kritisiert. Is¬ 
rael müsse jede Aktivität der Bevöl¬ 
kerungsvermehrung in den Kolonien 
bedingungslos einstellen, forderte die 
Vorsitzende der Untersuchungskom¬ 
mission, die französische Richterin 
Christine Chanet, bei der Vorlage des 
Berichts in Genf. 

In dem Bericht wird festgestellt, dass 
die israelischen Regierungen, auch 
wenn private israelische „Siedler“ das 
Unternehmen vorantrieben, seit 1967 
die „volle Kontrolle über Planung, Auf¬ 
bau, Entwicklung und Konsolidierung 
der Kolonien sowie das Anreizen zu 
ihrem Bau“ in den besetzten Gebie¬ 
ten ausgeübt haben und daran betei¬ 
ligt waren. Diese Kolonien, heißt es in 
dem Bericht, würden „errichtet und 
entwickelt zum ausschließlichen Vor¬ 
teil der jüdischen Israelis“, verbunden 
mit einem „System der totalen Segre¬ 
gation (Trennung) zwischen den isra¬ 
elischen Kolonisten und der Bevölke¬ 
rung der besetzten Gebiete“. Damit sei 
ein,„Schema von verallgemeinerten 
Verletzungen (der Menschenrechte) 
und der systematischen Diskriminie¬ 
rung der Palästinenser“ praktiziert wor¬ 
den. „Das Ausmaß der Verletzungen, 
die mit der Politik Israels zur Enteig¬ 
nung von Land, mit der Verdrängung, 
Zerstörung von Wohnungen und Aus¬ 
weisung von Palästinensern verbunden 
sind“, sei „von dem Wunsch motiviert, 
die örtliche Bevölkerung von ihren 
Ländereien zu verjagen, um so die Aus¬ 
weitung der Kolonien zu ermöglichen“, 
sagte ein Mitglied der Untersuchungs¬ 
kommission, Unity Dow aus Botswana. 
Die Weigerung Israels, seine Verpflich¬ 
tungen zur Einhaltung der Menschen¬ 
rechte zu erfüllen, und die Politik der 
Ausweitung der Kolonien könnte nach 
Ansicht der Kommission ein Fall für 
den Internationalen Strafgerichtshof 
sein, wird in dem Bericht festgestellt. 
Eine Überprüfung der Menschen¬ 
rechtssituation auf seinem Staatsgebiet 
hat Israel boykottiert. Seine Vertreter 
erschienen am 29. Januar in Genf nicht 
zu einer dafür seit langem turnusmä¬ 
ßig angesetzten Sitzung des UN-Men- 
schenrechtsrates. Schon im Frühjahr 
2012 hatte der damalige Außenminis¬ 
ter Lieberman erklärt, sein Land werde 
den Rat boykottieren, das Gremium sei 
„parteiisch und nicht objektiv“. 
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Gastkolumne von Dr. Ulrich Schneider 

Geschichtspolitik konkret - das 
Gedenken an den 30. Januar 1933 


Warum muss studentischer Protest 
antikapitalistisch sein? 

Redebeitrag von Anne Geschonneck vom Sozialistisch-Demokratischen Studierendenverband SDS 
der Partei „Die Linke“ zum Jugendpolitischen Ratschlag der DKP am 25.1. 2013 in Hannover 


Wie Medien und Politik Geschichte 
deuten, erlebte man anschaulich an¬ 
lässlich der Erinnerung an den 30. Ja¬ 
nuar 1933. 

Offiziell gibt man sich solide. Das 
Gedenken im Bundestag zum 27. Ja¬ 
nuar wurde mit der Erinnerung an 
den 30. Januar 1933 verbunden. Inge 
Deutschkron, die seit 1943 illegal in 
Berlin überlebte, schilderte eindrück¬ 
lich ihr Schicksal. Übertragen wurde 
ihre Rede jedoch nur auf Phoenix, 
während ARD und ZDF in leichter 
Unterhaltung machten. 
Bundeskanzlerin Merkel spricht zur 
Eröffnung der Sonderausstellung 
„Berlin 1933 - Der Weg in die Dikta¬ 
tur“. Und während die CDU im schwä¬ 
bischen Mössingen die Antifaschisten, 
die 1933 einen Generalstreik gewagt 
hatten, denunziert, sagt sie Richtiges, 
lässt jedoch Entscheidendes aus: 

„Der Aufstieg des Nationalsozialismus 
wurde möglich, weil Eliten und Teile 
der deutschen Gesellschaft daran mit¬ 
wirkten.“ Ja, aber wer waren diese Eli¬ 
ten und was ihre Interessen? 

„Den Weg in ein totalitäres staatliches 
System besiegelte das sog. Ermächti¬ 
gungsgesetz.“ Dann zitiert Merkel so¬ 
gar den sozialdemokratischen Reichs¬ 
tagsabgeordneten Otto Wels, jedoch 
kein Wort, warum andere demokrati¬ 
sche Parteien (Zentrum, Staatspartei, 
BVP) diesem Gesetz ohne Druck zu¬ 
gestimmt haben. 

Offener agierten dagegen die Main¬ 
stream-Medien (u.a. Frankfurter 
Rundschau ), in denen sich ein Götz 
Aly auslassen durfte, dass „die erste 
moderne Volkspartei“ Hitler an die 
Macht gebracht habe. Man spürt Alys 
innere Begeisterung, denn „Hitler 
stand für das Neue“, er habe zum ers¬ 
ten Mal gegendert und mit „Deutsch¬ 
landflügen“ seine Konkurrenz hinter 
sich gelassen. Und mit Beginn der 
Herrschaft habe er vor allem soziale 
Wohltaten an die Bevölkerung ver¬ 
teilt, z.B. Senkung der Krankenschein- 
und Rezeptgebühr oder Minderung 
der Steuern für Ehepaare mit Kin¬ 
dern. Außerdem: „Totalitäre Utopien 


Dem Dilemma „keine Wohnung - kei¬ 
ne Arbeit“ und „keine Arbeit - keine 
Wohnung“ und damit auch keinen 
Pass zum Auswandern zu bekommen, 
versuchte der berühmte Hauptmann 
von Köpenick 1906 zu entkommen. 
Angetan mit einer Hauptmannsuni¬ 
form und zu Recht auf die ihm hilfrei¬ 
che Wirkung preußisch-militärischen 
Untertanengeistes bauend, besetzte 
er mit ein paar wenigen Soldaten das 
Rathaus des heutigen Berliner Stadt¬ 
teils Köpenick. Noch heute wird darü¬ 
ber gelacht. 

Aktuell lacht man in Hessen und 
Rheinland-Pfalz über die „Spezialis¬ 
ten“ des hessischen Landeskriminal¬ 
amts, die einen vermeintlichen Kron¬ 
zeugen gegen die Rockerszene in 
Frankfurt ins Zeugenschutzprogramm 
nahmen und ihn mit Hilfe ihrer Kolle¬ 
gen aus Rheinland-Pfalz in einer Pen¬ 
sion in Bad Kreuznachs Kurviertel 
unterbrachten und offensichtlich mit 
allerlei Annehmlichkeiten bei Laune 
hielten. 

Als dann das rheinland-pfälzische 
LKA sich den Mann anschaute und 
feststellte, dass die Truppe des hessi¬ 
schen Innenministers Rhein (CDU) 
einem Aufschneider aufgesessen war, 
wollte man den scheinbar nicht zur 
Rechenschaft ziehen, wäre doch die 
Blamage damit eine öffentliche ge¬ 
worden. Mit neuer Identität versehen 
brachte man laut Medienberichten den 
„Kronzeugen“ im ihm dann zu kalten 
Irland unter, danach im wärmeren Is¬ 
rael. Dort habe er geheiratet, den Na¬ 
men der Frau angenommen, und seine 
Spur habe sich verloren. 



hatten Konjunktur. Die Lust am ge¬ 
walttätigen politischen Umsturz teil¬ 
ten viele.“ Dass ihm bei einer solchen 
Perspektive nicht einmal die Eliten 
einfielen, die Merkel noch versteckt 
erwähnte, überrascht nicht. 

Denn an eines sollten die Menschen 
zum 30. Januar 1933 auf keinen Fall 
erinnert werden, dass die Errichtung 
der faschistischen Herrschaft kei¬ 
ne „Machtergreifung“, sondern eine 
Übertragung der Macht war, zu der 
Vertreter der Groß- und Privatban¬ 
ken, der Schwerindustrie und des 
Bergbaus, der IG Farben und der ost¬ 
elbischen Junker gleichermaßen bei¬ 
getragen hatten. Sie alle kannten Hit¬ 
lers politisches Programm und woll¬ 
ten diese faschistische Krisenlösung. 
Unterstützung erhielt Hitler auch von 
der Reichswehr, der er seine Ziele für 
die Revision des Versailler Vertrages 
erklärt hatte. 

Solche Fakten sollen aus der Erinne¬ 
rung verdrängt werden. Dagegen hat 
die VVN-BdA mit der Internetseite 
www.dasjahrl 933.de ein geschichts¬ 
politisches Gegenangebot mit Doku¬ 
menten, Bildern und ausführlichen 
Materialien aus antifaschistischer Per¬ 
spektive entwickelt. Dieses Angebot 
wird im Jahre 2013 für Antifaschisten 
unverzichtbar werden. 

Dr. Ulrich Schneider ist Bundessprecher der 
WN-BdA 


Es gibt aber auch „Kriminalfälle“, 
die weniger Eifer seitens der Behör¬ 
den provozieren. So kenne ich viele 
Menschen, die ihrer beruflichen Exis¬ 
tenz beraubt wurden. Das zumeist aus 
niedrigen Beweggründen wie z.B. Pro¬ 
fitsucht, Aussicht auf steigende Akti¬ 
enkurse etc. Dann zwang man die Op¬ 
fer, persönliche Daten preiszugeben, 
die nach dem Verständnis des Durch¬ 
schnittsbürgers den Staat nichts ange- 
hen. Hatten sie in oft jahrzehntelan¬ 
gem Arbeitsleben einiges angespart, 
war auch das futsch. 

Sollte hier das Interesse an einem 
Kronzeugen bestehen, ich wüsste mehr 
als einen. Der könnte benennen, wer 
z.B. die Tatwerkzeuge geliefert hat, 
wer für Hartz II, Hartz IV, Leih- und 
Zeitarbeit, Werkverträge, Niedrigst- 
löhne und vieles mehr verantwortlich 
ist. Der Zeuge wollte auch keine Woh¬ 
nung im Kurviertel, keinen neuen Pass 
und keine Auslandsreisen. Ein unbe¬ 
fristeter Arbeitsplatz mit tariflicher 
Bezahlung von mindestens 10 Euro 
die Stunde in einem Betrieb mit Be¬ 
triebsrat und somit die Möglichkeit, 
für sich selbst zu sorgen, reichte ihm 
schon. Dann könnte er auch mal wie¬ 
der ganz befreit über diverse Köpeni- 
ckiaden lachen. 

Jede Ähnlichkeit in der dritten Ge¬ 
schichte mit lebenden oder verstor¬ 
benen Personen, ob mit schwadronie¬ 
renden Unternehmerverbandsfunkti¬ 
onären, dilettierenden „Experten“ in 
Talkshows oder ignorierenden bürger¬ 
lichen Politikern ist nicht zufällig, son¬ 
dern unvermeidlich. 

Krassni Medwed 


Wir veröffentlichen an dieser Stelle 
einen weiteren Redeheitrag des quali¬ 
fizierten und gelungenen Jugendpoli¬ 
tischen Ratschlags der DKP, der auch 
die gemeinsamen Schnittmengen der 
anwesenden Jugendorganisationen 
und die Notwendigkeit der besseren 
Zusammenarbeit verdeutlichte. 

Bildung beziehungsweise die Hoch¬ 
schule nimmt im Kapitalismus eine 
besondere und wichtige Rolle ein und 
wird folglich auch nach kapitalistischen 
Interessen gestaltet. Die Forderung 
nach Ausweitung der Demokratisie¬ 
rung der Hochschule beziehungsweise 
Bildung setzt demnach an einem Inte¬ 
ressengegensatz an. 

Ein Beispiel: Viele Hochschulen instal¬ 
lieren zum Beispiel flächendeckend so¬ 
genannte Hochschulräte, ein Gremium, 
welches mit Angehörigen der Universi¬ 
tät aber zum Teil auch mit Personen aus 
der freien Wirtschaft, also Unterneh¬ 
men und Konzernen besetzt sind. Die¬ 
se entscheiden dann zum Beispiel über 
das Leitbild und die Ausrichtung von 
Hochschulen, welche Studiengänge ge¬ 
fördert werden, wo Geldmittel einge¬ 
spart werden können. Meistens werden 
Studierende in diesen Diskussions- und 
Entscheidungsprozess nicht mit ein¬ 
bezogen. Dies zeigt deutlich, dass die 
Interessen der Studierenden (wohlge¬ 
merkt als größte Mitgliedergruppe an 
der Hochschule) keine Rolle spielen, 
ja meistens noch den Interessen von 
Wirtschaft und Uni-Leitung entgegen 
stehen. Eher spielt die Profit-Logik der 
beteiligten Unternehmen eine überge¬ 
ordnete Rolle. Hochschulbildung, die 
sich also nicht den Prioritäten kapita¬ 
listischer Warenverwertung unterord¬ 
nen will, muss daher notwendigerwei¬ 
se systemkritisch sein. Systemkritisch, 
weil die Hochschule nicht im luftlee¬ 
ren Raum existiert, also genauso den 
Zwängen der Kapitalakkumulation un¬ 
terworfen ist. Wenn man diese ökono¬ 
mische Zweckbindung in Frage stellt, 
agiert man gegen das Interesse von Un¬ 
ternehmen und Regierung. 
Studentischer Protest muss mithin Teil 
einer gesamtgesellschaftlichen Aufleh¬ 
nung gegen die Offensive des Kapi¬ 
tals werden, also sich auch langfristig 
die Umwälzung der gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse zum Ziel setzen. 
Dabei muss der Protest das Studium 
als Moment der gegenwärtigen gesell¬ 
schaftlichen Organisation der Arbeit 
begreifen und zu einem Widerstand ge¬ 
gen deren kapitalistische Form werden. 
Er muss also die heutige Hochschule 
zusammen mit der gegenwärtigen Or¬ 
ganisation der Arbeit bekämpfen. 
Hochschulkämpfe waren in den letz¬ 
ten Jahren eher Abwehrkämpfe ge¬ 
gen den neoliberalen Umbau der Uni. 
Seit 2007 ist der Bildungsstreik zum 
Beispiel quasi ein permanentes Phä¬ 
nomen, welches regelmäßig wieder¬ 
kehrt. Eine Besonderheit der letzten 
Jahre liegt jedoch darin, dass es sich 
weniger um spontane Ausbrüche von 
Frust und Unzufriedenheit handelte, 
sondern eher um eine langfristige und 
bundesweit geplante Kampagne. Die¬ 
se war durchaus erfolgreich, die neoli¬ 
beralen Reformen zurück zu schlagen. 
So wurden durch die massiven Proteste 
die flächendeckende Rücknahme der 
Studiengebühren in fast allen Bundes¬ 
ländern erreicht und auch die teilweise 
Abschaffung von Anwesenheitslisten. 
Von diesen Abwehrkämpfen inner¬ 
halb des Systems muss studentischer 
Protest aber zu einer klaren antikapi¬ 
talistischen Perspektive und Strategie 
kommen, um langfristig die Interessen 
der Studierenden zu verwirklichen. 

Wie organisieren? 

Die Formen der studentischen Orga¬ 
nisierung ist extrem vielfältig, so wie 
es das politische Themenspektrum der 
Hochschulgruppen selbst ist. Die Uni¬ 
versität bietet dabei den idealen Rah¬ 
men, um sich zu engagieren. Zum ei¬ 
nen sind wir nicht der strengen Diszi¬ 
plin eines Arbeitgebers unterworfen, 


der bestimmte politische Aktivitäten 
über ökonomischen Druck sanktionie¬ 
ren kann. Des weiteren können wir auf 
eine Konzentration von jungen Men¬ 
schen zurückgreifen, die in keinem an¬ 
deren gesellschaftlichen Raum so hoch 
ist. Nicht zuletzt bietet die Hochschu¬ 
le die Möglichkeit in einem größeren 
Rahmen theoretische und vor allem 
strategische Diskussionen zu führen. 


SDS 

Studentische Organisationen sollten 
dabei die Aufgabe bewältigen können, 
aktiv in Kämpfe vor Ort eingreifen zu 
können, in dem zum Beispiel Protest 
unterstützt und organisiert wird, in dem 
Angebote zu einer kritischen Theorie¬ 
bildung unterbreitet werden und Stu¬ 
dierenden der Raum für politische Be¬ 
wusstseinsbildung und Organisierung 
geboten wird. Des weiteren muss aber 
eine bundespolitische Perspektive ge¬ 
geben sein, um Auseinandersetzungen 
zusammen zu bringen und wie zum 
Beispiel im Bildungsstreik flächende¬ 
ckend Druck auf Regierung und Staat 
aufbauen zu können. 

Ein wichtiges Ziel sollte weiterhin die 
Schaffung von breiten Bündnissen sein. 
Eine thematische Verengung auf das 
Thema „Hochschulpolitik“ ist in die¬ 
ser Hinsicht der falsche Weg. Hoch¬ 
schulpolitik kann nicht unabhängig 
von gesamtgesellschaftlichen Fragen 
betrachtet werden und sollte nie bei 
Forderungen stehen bleiben, die allein 
auf die Uni bezogen sind. Studierende 
sollten damit auch nicht als wie auch 
immer geartete Elite oder Avantgarde 
begriffen werden (längst ist ein akade¬ 
mischer Grad kein Garant für einen 
sicheren Arbeitsplatz), auch wenn sie 
im Produktionsprozess eine besonde¬ 
re Rolle einnehmen. Bündnisse sollten 
an den Hochschulen vor allem mit dem 
akademischen Mittelbau geschlossen 
werden, da hier die Prekarisierung in 
den letzten Jahren massiv zugenommen 
hat. Mittlerweile sind zum Beispiel 80 
Prozent aller Verträge befristet. Auch 
die nicht-wissenschaftlichen Beschäf¬ 
tigten sind wichtige Partnerinnen. Auch 
außerhalb der Hochschule sind Bünd¬ 
nisse mit von der herrschenden Klasse 
besonders marginalisierten Gruppen 
wir zum Beispiel Erwerbslosen und 
Migrantlnnen wichtig. Erfolgreich kön¬ 
nen Bewegungen aber letztendlich nur 
dann sein, wenn sie auch an die öko¬ 
nomischen Kämpfe von Arbeiterinnen 
angebunden werden, um gemeinsam 
die soziale Frage konsequent zu stellen. 

Was ist die Perspektive 
für das Jahr 2013? 

Angriffe auf das soziale System wird 
es auch in diesem Jahr geben, an unse¬ 
ren Hochschulen wird auch weiterhin 
für den Krieg geforscht, Mieten steigen 
vor allem in den Universitätsstädten. 


Es gibt also auch in diesem Jahr eine 
Menge Anknüpfungspunkte für linke, 
antikapitalistische Politik, für Protest 
und Widerstand. Gerade die Themati- 
sierung sozialer Probleme, denen die 
Studierenden materiell und unmittel¬ 
bar ausgesetzt sind - Leistungsdruck, 
Studienfinanzierung, knapper und zu 
teurer Wohnraum, nicht zuletzt die Per- 
spektivlosigkeit könnten uns weiter¬ 


bringen. Im Fokus sollten dabei auch 
immer radikale Wege zu ihrer Behe¬ 
bung stehen. 

Dass Studierende wichtige Träger von 
sozialen Bewegungen, vor allem auch 
systemkritischer Bewegungen sind, be¬ 
weist dabei ein Blick in die nicht nur 
ältere Geschichte. Gerade im Zuge der 
Krisen-Proteste in Spanien, Griechen¬ 
land oder Portugal waren es vor allem 
immer wieder junge Menschen, Studie¬ 
rende, die die Kämpfe initiiert, voran¬ 
gebracht und besonders auch radikali- 
siert haben. Frankreich ist ein Beispiel, 
wie ein Bildungsstreik sich zum Gene¬ 
ralstreik entwickeln kann. In Großbri¬ 
tannien haben die Studierendenpro¬ 
teste besonders auch die repressiven 
Seiten des kapitalistischen Staates he¬ 
rausgefordert. 

In der Bundesrepublik können wir 
durchaus auch auf bestehende Bewe¬ 
gungen an den Universitäten zurück¬ 
greifen. 

So hat die Zivilklausel-Bewegung im 
letzten und auch schon in diesem Jahr 
einige Achtungserfolge erzielen kön¬ 
nen. Für uns als Antimilitaristlnnen 
stellt sie einen wichtigen Ansatzpunkt 
dar, um eine breite Debatte über die 
Rolle der Hochschulen in der Frage 
von Krieg und Frieden zu initiieren. 
Weiterhin ist die Frage von bezahlba¬ 
rem Wohnraum vor allem in den gro¬ 
ßen Uni-Städten, wie Berlin, München 
und Hamburg ein wichtige Frage für 
viele Studierende. 

Der Leistungsdruck im Studium hat in 
den letzten Jahren, besonders im Zu¬ 
sammenhang mit der Einführung des 
BA/MA-Systems (Bachelor-Master- 
Systems) massiv zugenommen. Statis¬ 
tisch gesehen, ist jede/r zweite Studie¬ 
rende im Laufe seines/ihres Studiums 
in psychologischer Behandlung. 

Mit all diesen Fragen können wir kon¬ 
kret an die Lebenssituation von Stu¬ 
dierenden anknüpfen. Wichtig dabei 
ist, den Studierenden zu verdeutlichen, 
dass all diese Probleme nicht zufällig 
existieren oder vorübergehender Na¬ 
tur sind. Sie sind Teil einer bestimmten 
Systemlogik, die des kapitalistischen 
Systems. Ihre Aufhebung ist damit auch 
immer nur mit der Überwindung des 
Systems möglich. 

Alle Redebeiträge, die auf dem Jugendpolitischen Rat¬ 
schlag gehalten wurden, sind auf www.kommunisten. 
de veröffentlicht. 


Köpenickiade 2.0 



Anne Geschonneck vom Sozialistisch-Demokratischen Studierendenverband 
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NATO-Konferenz 

3 ooo demonstrieren in München gegen Krieg und Rüstung 


„Kein Frieden mit der NATO“ diese Lo¬ 
sung der Demonstrierenden gegen die 
NATO-Sicherheitskonferenz am 2. Feb¬ 
ruar in München war aus gutem Grund 
doppeldeutig. 

Denn die Aussagen maßgeblicher Politi¬ 
ker auf der Konferenz machten klar: Mit 
der NATO gibt es keinen Frieden, denn 
sie ist der militärische Arm, mit dem der 
Ressourcenimperialismus der kapitalis¬ 
tischen Hauptmächte durchgesetzt wer¬ 
den soll. Wo nötig, auch mit militärischer 
Gewalt. 

Der Chef der „Siko“, Wolf gang Ischinger 
machte dies schon vor Beginn der Kon¬ 
ferenz in einem Artikel deutlich: „Es hat 
lange gedauert, bis wir verstanden ha¬ 
ben, dass die Androhung oder gar der 
Einsatz militärischer Gewalt bisweilen 
nötig ist, um politische Ziele zu errei¬ 
chen.“ 

„Genau gegen diese Logik der Gewalt 
gehen wir auf die Straße, denn es gab nie 
einen Krieg gegen den Terror - es gab 
immer nur den Terror des Krieges“ sag¬ 
te Walter Listl, Redner des Bündnisses 
gegen die NATO-Sicherheitskonferenz. 
Und das war der andere Sinn der Losung 
„Kein Frieden mit der NATO“ - Wir ma¬ 
chen keinen Frieden mit dieser NATO 
und der Politik des Krieges. Wir sind 
nicht ohnmächtig angesichts der Mons¬ 
trosität ihrer Verbrechen, wir machen 
keinen Frieden mit einem System, das 
sich ausschließlich am Profit orientiert 
und dabei über Leichen geht. 

Auf der sogenannten Sicherheitskon¬ 
ferenz machte US-Außenminister Bi- 
den - unterstützt von seinen „atlanti¬ 
schen Partnern“ in Europa - klar worum 
es geht: Die NATO habe als „überra¬ 
gendes Militärbündnis“ die Mittel und 
Werkzeuge, um in künftigen Einsätzen 
erfolgreich zu sein. 

Dementsprechend unverhohlen die 
Drohungen gegen Iran, dessen Atom¬ 
programm angeblich Sicherheit und Sta¬ 
bilität bedrohe. 

Und weil sich die USA zu oft blamiert 
hatten beim Nachweisen von Massen¬ 
vernichtungswaffen in anderen Ländern, 
spricht man jetzt von der „Umkehr der 
Beweislast“. D.h. Jetzt müsse der Iran 
beweisen, dass er diese Waffen nicht be¬ 
sitze. 

Mehr als je zuvor waren auf der Konfe¬ 
renz Vertreter internationaler Konzer¬ 
ne - nicht nur der Rüstungsindustrie - 
anwesend. Angesichts der wachsenden 
Bedeutung des asiatischen Wirtschafts¬ 
raumes - dort werden bis 2015 30 Pro¬ 
zent der Weltwirtschaftsleistung er¬ 
bracht - spricht man bereits von einer 
„Wirtschafts-NATO“ die notwendig sei, 
um der asiatischen Herausforderung zu 


Bild oben links: Westerwelle spricht 
auf der Sicherheitskonferenz im 
Plenarsaal. 

Bild darunter: Die Vorspeise wird 
angerichtet... 

Alle anderen Bilder auf dieser Seite 
stammen von der Gegendemonstrati¬ 
on am Sonnabend. 


begegnen. Die großen Wirtschaftsver¬ 
bände Europas und der USA stünden 
ebenso dahinter, wie die politischen Eli¬ 
ten. Wirtschafts-NATO, also die Wirt¬ 
schaft als Waffe zur Durchsetzung west¬ 
licher, kapitalistische Gesellschaftsmo¬ 
delle. 

Wo das nicht ausreicht, behilft man sich 
noch mit den herkömmlichen Waffen. 
So kritisierte SIKO-Chef Ischinger die 
deutsche Politik für ihre Weigerung sich 


„Es gab nie einen Krieg 
gegen den Terror - es 
gab immer nur den 
Terror des Krieges“ 


mit Kampftruppen am Krieg in Mali zu 
beteiligen und plädierte leidenschaftlich 
für die Anschaffung von Kampf dröhnen 
für die Bundeswehr - ein würdiger Chef 
einer „Sicherheitskonferenz“. 

Große Demonstration 

Trotz Nieselregen, vereinzelter Grau¬ 
pelschauer und mancher Irritationen 
im Demobündnis nahmen am Sams¬ 
tag etwa 3 000 Kriegsgegnerinnen an 
der Demonstration und Kundgebung 
gegen die Siko teil. 90 Organisationen 
und ebenso viele Einzelpersonen hatten 
den Aufruf zur Demo unterschrieben 
und entsprechend bunt waren Kundge¬ 
bung und Demo. 

Ein antikapitalistischer Block, ein gro¬ 
ßer Jugendblock, der von der SDAJ ini¬ 
tiiert wurde, Lautsprecherwagen von 
ver.di und verschiedener regionaler 
Friedensinitiativen waren ebenso ver¬ 
treten wie Sambagruppen, Leute von 
der Clownsarmee. Wie seit Jahren schon 
kam auch Konstantin Wecker zur Ab¬ 
schlusskundgebung. 

Auf der sprachen u.a. Claudia Haydt 
von der Informationsstelle Militarisie¬ 
rung und der Bürgerrechtler Norman 
Paech. 

Sie kritisierten vor allem die geplante 
Anschaffung von Killerdrohnen für die 
Bundeswehr und den Ausbau der Bun¬ 
deswehr zur weltweit einsetzbaren In¬ 
terventionsarmee. 

Brigitte Kichle von der Initiative „Tat¬ 
ort Kurdistan“ verwies mit leidenschaft¬ 
lichen Worten auf den Krieg der Tür¬ 
kei gegen das kur- dische Volk 
und die aktive Un¬ 
terstützung der 
Bundesrepublik 
dabei. 

Streit im 
Bündnis 

Im Vorfeld 
der De- i 
monstra- ^ FüttKrUg 
tion kam ktorntprÄ 

es zu heftigen 
Kontroversen 
im Demonstra¬ 
tionsbündnis, 
über die natürlich 


von der Presse mehr berichtet wurde, 
als über das Anliegen der Kriegsgegner. 
Auslöser war der Plan des Antikapitalis¬ 
tischen Blockes, Inge Viett als Rednerin 
des Blockes auf der Auftaktkundgebung 
sprechen zu lassen. Auch die SDAJ un¬ 
terstützte im Bündnis diesen Vorschlag. 
Schon am nächsten Tag titelten mehrere 
Zeitungen: „Exterroristin als Rednerin 
bei der Siko-Kundgebung“ und mehre¬ 
re Organisationen und Einzelpersonen 
sagten ihre Teilnahme an der Demo ab 
oder zogen ihre Unterstützungsunter¬ 
schriften zurück. 

In einer Erklärung des Sprechers des 
Bündnisses, Claus Schreer wird dazu be¬ 
tont, dass es sich dabei um ein „Störma¬ 
növer“ handelt, das sich gegen die Brei¬ 
te der Antikriegsbewegung richtet und 
die Gefahr bestehe, dass die Bewegung 
auseinanderdividiert werde. 

Kurz vor der Demonstration wurde 
von den Verantwortlichen Inge Viett 
als Rednerin zunächst zurückgezogen 
und nur ihre Rede verlesen. 

Dass sie dann doch auf einer nicht ver¬ 
einbarten Zwischenkundgebung sprach, 
für die der antikapitalistische Block die 
ganze Demo anhielt, stieß bei großen 
Teilen der Demonstrierenden auf we¬ 
nig Verständnis. 

Vor diesem Hintergrund wurde schon 
auf der Auftaktkundgebung darauf hin¬ 
gewiesen: 

„Dass in der Presse in den letzten Ta¬ 
gen nicht über unsere Inhalte, sondern 
mehr über eine Personalie geschrieben 
wird, war vorhersehbar. Unser Anliegen 
ist ein möglichst breites Bündnis aller 
Kriegsgegnerinnen über politische Mei¬ 
nungsverschiedenheiten hinweg. 

Dazu gehören pazifistische Organisati¬ 
onen, Gewerkschaften, kirchliche und 
Soligruppen, Jugendorganisationen 
ebenso wie linke, sowie sozialistische 
oder kommunistische Organisationen - 
alle im weitesten Sinn demokratischen 
und humanistischen Kräfte. 

Alle Entscheidungen, auch personeller 
Art, die diesen Konsens torpedieren, 
wie wir das derzeit erleben, schaden 
unserem Anliegen. 

Wir brauchen den gemeinsamen Wider¬ 
stand aller Kriegsgegner. Daran sollten 
wir Weiterarbeiten. Trotz allledem. 

Walter Listl 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Herr Dr. Karl Marx 

Randnotizen zu einer Bonner Marx-Ausstellung • Von Hans-Peter Brenner 


„Marx ist out!“ Nichts ist überholter als dieser 
dumme Spruch. Eine wahre kleine „Marx-Renais¬ 
sance“ hat im Zusammenhang mit der tiefen Kri¬ 
se des Finanz-, Banken- und Wirtschaftssystems 
stattgefunden. Zwar steht mehr der „Ökonom“ 
Marx im Mittelpunkt. So hat im Herbst das Leib¬ 
und Magenblatt des Finanzkapitals, das „Handels¬ 
blatt“, ganzseitig - und das auch noch als Aufma¬ 
cher - Marx als den „wichtigsten Klassiker“ der 
politischen Ökonomie wiederentdeckt, ohne den 



Studien nur so verschlang, schon in seiner Bonner 
Zeit ein aufmerksamer und fleißiger Student oder 
war er ein Bummelant? Wie Ingrid Bodsch, die 
Leiterin des Bonner Stadtmuseums in dem sehr 
ansprechenden und gut aufgemachten Begleit¬ 
buch zur Ausstellung - leider ist der Abdruck eini¬ 
ger Dokumente teilweise ob ihrer Winzigkeit sehr 
störend - schreibt, belegte Marx in seinem ersten 
Studiensemester neun Vorlesungen, die er auch 
bezahlte, darunter fünf öffentliche und vier Privat¬ 
vorlesungen. „Von den dort eingetragenen neun 
Vorlesungen sind drei „obwohl bezahlt, durchge¬ 
strichen worden, was die Annahme nahelegt, dass 
Marx sie entweder gar nicht besucht hat oder so 
unregelmäßig, dass er sich als Testat nicht einmal 
ein „belegt“ erhoffen konnte. Ganz anders seine 
dokumentierte zumeist vorzüglich benote¬ 
te Mitarbeit in den Vorlesungen 
seiner Berliner Studien¬ 
zeit. Marx hatte 
sich zu 
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Karl Marx (geboren am 5. Mai 1818 in 
Trier, gestorben am 14. März 1883 in London) 
als Student. Daneben das Abgangszeugnis der 
Universität Bonn. 


die Krise des Finanzsystems nicht zu verstehen 
sei. Aber auch andere Dimensionen des Marx- 
schen Werkes und Lebens werden wieder disku¬ 
tiert. Zunehmend ins Blickfeld geriet in den letz¬ 
ten Jahren das „Privatleben“ der Familie Marx - 
aber auch das von Friedrich Engels. 

Dass damit eine Entpolitisierung der Personen 
und des Werkes verbunden sind, ist gewiss ein ge¬ 
zielter Nebeneffekt. Und dennoch gilt auch hier 
der Adorno-Satz „das Private ist politisch“. Auch 
das Privatleben des noch sehr jungen Menschen, 
des Studenten Karl Marx. 


Einen interessanten Beitrag dazu leistet im 
Moment das Bonner Stadtmuseum mit seiner 
noch bis zum 10. März verlängerten Ausstellung 
„Dr. Karl Marx. Vom Studium, zur Promotion - 
Bonn, Berlin, Jena“. Sie ist untergebracht im 
Ernst-Moritz-Arndt-Haus, einer Dependance des 
Bonner Stadtmuseums, dem ehemaligen Wohn¬ 
haus des Poeten und Lyrikers der napoleonischen 
Befreiungskriege, bürgerlichen 1848er-Revoluti- 
onärs, Abgeordneten der Frankfurter National¬ 
versammlung und Professors in Greifswald und 
Bonn, wo er am 29.1.1860 auch verstarb. Mitver¬ 
anstalter ist das Universitätsarchiv der Friedrich- 
Schiller-Universität Jena, an der Marx „in absen- 
tia“ (in Abwesenheit) am 15. April 1841 promo¬ 
viert wurde. 

Der Zuspruch und das Interesse an der Ausstel¬ 
lung hat dazu geführt, dass die Ausstellungsdau¬ 
er um vier Wochen bis zum 10. März verlängert 
wurde. Es ist also noch Zeit für einen Besuch der 
Ausstellung, die es in dieser Form und Gründlich¬ 
keit noch nicht gegeben hat. 

Akribisch werden die Lernstationen des gerade 
einmal 17-jährigen Jura-Studiosus während seiner 
nur kurzen Bonner Studentenphase im Winter¬ 
semester 1835/36 und Sommersemester 1836 an 
der noch sehr jungen Bonner Alma Mater (Grün¬ 
dungsdatum war der 18.10.1818 gewesen) nach¬ 
vollzogen. 

Die Vorlesungen und Seminare, an den Marx teil¬ 
genommen hat, sind aus den diversen Bibliogra¬ 
fien bekannt; neu aber ist die ausführliche Doku- 
mentierung zu seinen damaligen akademischen 
Lehren mitsamt den dazugehörigen längeren 
oder kurzen Porträts seiner Professoren. Hervor¬ 
gehoben wird vor allem der Einfluss des Philoso¬ 
phen Friedrich Wilhelm Schlegel, den Marx noch 
im Jahre 1875 während eines Kuraufenthaltes in 
Karlsbad in einem Gespräch mit seinem Kurbe¬ 
kannten Julius Walther in lebhafter Erinnerung 
hatte. (Dass die Autorin den 1818 geborenen 
„schlanken“ und „fesselnden Erzähler“ Marx da¬ 
bei zu einem 63-Jährigen macht, ist mir persönlich 
nicht unsympathisch, aber leider doch eine mathe¬ 
matische Fehlleistung.) 

War der spätere „wissenschaftliche Berserker“, 
der die Literatur - selbst zu fernen Randgebieten 
seiner politökonomischen und philosophischen 
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einem 

von allen seinen 
Professoren als enorm 
fleißiger und hochqualifizierter 
Student entwickelt. 

Die verbreitete Legende über den „Bummelstu¬ 
denten“ Marx, der tatsächlich einmal „Wegen 
nächtlichen Lärmens auf der Straße“ eine Nacht 
im universitären Karzer (18. Juni 1836) verbringen 
musste, relativiert sich bei genauerer Kenntnis des 
damaligen studentischen Lebens in der Provinz¬ 
stadt Bonn, die mit ihren 13 721 Einwohnern der 
Größe seiner Heimatstadt Trier entsprach. 

Die gegen Marx verhängte Strafe war die nied¬ 
rigste, die in diesem Zusammenhang überhaupt 
verhängt wurde. Die Liste der „Ruhestörer“ des 
Jahres 1836 ist erstaunlich lang, die Strafen in vie¬ 
len Fällen recht hoch. Marxens kleiner Fehltritt 
erscheint im Vergleich dazu schon fast wie eine 
Bagatelle. Erst auf seinem Abgangszeugnis beim 
Wechsel von Bonn nach Berlin wird als Grund für 
die Strafe „Trunkenheit“ angegeben. Im erhalte¬ 
nen Karzerbuch fehlte diese Eintragung. 

Wenig eingegangen wird auf die damals psycho¬ 
logische und biografisch so zentrale Liebesbezie¬ 
hung zu seiner späteren Frau Jenny von Westpha- 
len, mit der er sehr sich während seiner Bonner 
Zeit (zunächst) heimlich verlobte. Seine Ausflüge 
in die Poesie und romantischen Dichtkunstversu¬ 
che, seine Mitgliedschaft in einem Dichterzirkel 
(„Poetenkränzchen“), die von seinem Vater mit 
großer Besorgnis verfolgte Unstetigkeit, Ziello¬ 
sigkeit und innere Zerrissenheit wären in der Aus¬ 
stellung durchaus erwähnenswert gewesen. Wie 
ohnehin die Ausstellung doch etwas zu dokumen- 
tenlastig ist und der „lebendige“ junge Marx nur 
schwer erkennbar wird. 

Dass in diesem Dichterzirkel „revolutionäre Lie¬ 
der“ entstanden, die eine Hausdurchsuchung nach 
sich zogen, die dazu führte, dass der Urheber die¬ 
ser aufrührerischen Gesänge, ein Johann Michael 
Birmann, fluchtartig Bonn verließ und sich nach 
Paris rettete, scheint nur halb zu stimmen. Der 
Vorfall ereignete sich ein Semester vor Marxens 
Bonner Immatrikulation. Sein eigenes „Kränz¬ 
chen“ kann es also nicht gewesen sein. 

Die im Begleitbuch sehr ausführlichen Darlegun¬ 
gen zu seinem Studienkollegen Emanuel Geibel 
sprengen m.E. den Rahmen, zumal dieser Marx 
persönlich offenbar persönlich kaum kannte. Im¬ 
merhin erfahren wir aber aus Geibels oft zitierten 
Briefen einiges über die Atmosphäre des studen¬ 
tischen Lebens, über die persönlichen Marotten 
und Eitelkeiten des Herrn Professor Schlegel, 
aber auch über die nicht unerheblichen Studien¬ 
gebühren, die damals nach jeder Vorlesung bar 
zu entrichten waren: Fünf Silbergroschen für jede 
„Privatvorlesung, und für jede öffentliche Vorle¬ 
sung 2 1/2 Silbergroschen. Dazu kamen noch die 
Honorare, die für die Privatvorlesungen zusätzlich 
bezahlt werden mussten. 

Damit wird erklärlicher, warum der Bonner Stu¬ 
dent Marx so häufig über Geldsorgen klagte. Das 
war wohl weniger - oder nicht nur - seiner im 
späteren Leben so oft erwähnten „Unfähigkeit“ 
im Privatleben mit Geld umzugehen geschuldet, 


sondern schlicht Ausdruck hoher Kosten. Vielen 
Studenten erging es offenbar ebenso. Obwohl im 
Bonner Abgangszeugnis von 1836 darüber nichts 
verlautete, muss Karl Marx den brieflichen Mah¬ 
nungen und Klagen seines Vater zufolge auch in 
Bonn häufig Schulden gemacht haben. So unan¬ 
genehm das für seinen Vater gewesen ist, so we¬ 
nig war das studentische Schuldenmachen damals 
eine Besonderheit. Etwa 30 Jahre später berichte¬ 
te ein in Bonn zurückgebliebener Studienfreund 
dem schon nach Hause gereisten Friedrich Nietz¬ 
sche, dass sich viele Studenten zum Ende des Som¬ 
mersemesters kaum in ihre Zimmer getraut hät¬ 
ten und lieber woanders übernachtet hätten, weil 
überall die Schuldeneintreiber auf sie gewartet 
hätten.“ 

Wer denkt da nicht an die oft verzweifelten fi¬ 
nanziellen Katastrophen der Familie Marx in der 
Zeit des späteren Pariser, Brüsseler und Londo¬ 
ner Exils. 

Dass Marx im 2. Bonner Semester „Präsident“ der 
Trierer studentischen Landsmannschaft, der „Tre- 
veraner“, gewesen sei - wie es in diversen 
' Biografien (u.a. in der von N. Lapin 1974 

erschienenen Arbeit „Der junge Marx“ - 
auf Russisch 1968) berichtet wird - kann 
dokumentarisch nicht belegt werden. Aus¬ 
führlich kommentiert und belegt wird hinge¬ 
gen die Entstehungsgeschichte des einzigen 
(gezeichneten) Jugendbildnisses von Marx mit 
seiner „üppigen schwarzen Lockenpracht“ im 
Rahmen einer lustigen Ausflugsgesellschaft eben 
dieser studentischen Vereinigung. 

Dank der Ausstellung und des Begleitbuches war 
ich endlich in der Lage auch eine der beiden stu¬ 
dentischen Wohnungen in unmittelbarer Univer¬ 
sitätsnähe ausfindig zu machen. Das nach dem 2. 
Weltkrieg neu errichte Gebäude in der Stocken¬ 
straße 12 wird seit 10 Jahren von eben diesem Ju¬ 
gendporträt geziert, mit dem Hinweis dass der 
„Philosoph und Politiker Karl Marx“ eben hier 
einst als Student gelebt habe. 

Ausstellung und Begleitbuch tragen mit den wei¬ 
teren Dokumenten der Berliner Studienzeit, der 
sehr detaillierten Darstellung über die Wieder¬ 
entdeckung der Promotionsakte im vom Bom¬ 
ben zerstörten Keller der Universität Jena und 
des im Begleitbuch enthaltenen Aufsatzes des Lei¬ 
ters des Jenaer Universitätsarchivs J. Bauer und 
seines Kollegen T. Pester dazu bei, den akademi¬ 
schen Werdegang von Marx anschaulich nachzu¬ 
vollziehen. 

Das wird nicht dadurch gemindert, dass bei der 
Analyse seiner Promotionsarbeit zum Thema 
„Differenz der demokratischen und epikureischen 
Naturphilosophie“ durch den amtierenden Rektor 
der Jenaer Universität, Prof. K. Dicke, Marx zwar 
als ein „Intellektueller voller Saft und Kraft“ und 
als „hochgebildeter Zeitgenosse“ gewürdigt wird, 
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Nach seinem weiteren Studium in Berlin 
promovierte Karl Marx an der Universität Jena. 
Hier sein Doktordiplom vom 15. April 1841. 

ihm zugleich aber völlig unmotiviert das Etikett 
„Dogmatismus“ verpasst wird, der angeblich „für 
Marx prägend wurde“. 

Seine „nicht geringe Zahl an Polemiken, ver¬ 
bunden mit dem Reklamieren der Wahrheit für 
die eigene Position“ stören den Herrn Präsiden¬ 
ten gar sehr, zumal der junge Promovend es sich 
doch nicht verkneifen konnte „seine Philosophie 
des Selbstbewusstseins“ als ein Paradigma zu ver¬ 
stehen, für die „vorwärtsweisende Funktion einer 
solchen Philosophie (nämlich) aus Widersprüchen 
der Gegenwart Zukunftsentwicklungen herzulei¬ 
ten“ und damit den für Dicke nun gar nicht mehr 
zu nachzuvollziehenden „Abschied von der Philo¬ 
sophie und den Übertritt in die Politik“ bereits in 
dieser Dissertationsschrift zu verkünden. 

So kommt nun doch noch die in der Ausstellung 
nur recht kurz angedeutete politische Dimension 
im Werdegang des jungen Dr. Marx zur Sprache 
und zur Geltung. In den Dokumenten aus der Ber¬ 
liner Studienzeit wird dies auf eine mir nicht nach¬ 
vollziehbare Weise nur sehr verhalten angedeutet. 
★ 

Das empfehlenswerte Buch zur Ausstellung: In¬ 
grid Bodsch (Hg.), Dr. Karl Marx. Vom Studium zur 
Promotion - Bonn, Berlin, Jena. Verlag StadtMuse- 
um Bonn. 160 Seiten, br., 12 Euro 

Die Ausstellung im Ernst-Moritz Arndt-Haus ist 
noch bis zum 10.3.2013 geöffnet. 


Am 2. Februar 1943 ging die Schlacht 
um Stalingrad zu Ende 



Für den Sieg wurde ein hoher Preis gezahlt. Die Schlacht an der Wolga dauerte mehr als sechseinhalb 
Monate und kostete auf sowjetischer Seite mehr als 1 Million Menschenleben - Russen, Ukrainer, Belo¬ 
russen, Kasachen, Usbeken usw. usf, Unter den Toten und Verletzten waren viele Bewohner Stalingrads. 
Anfang Januar 1943 hatten die sowjetischen Truppen mit der Operation „Kolzo“ - mit der Einschließung 
der deutschen Einheiten begonnen. Diese versuchten, die Einkreisung zu durchbrechen. Im Ergebnis 
der Operation „Kolzo“ zur Einkesselung der Wehrmachtseinheiten wurden 24 Generäle und 91000 Sol¬ 
daten und Offiziere gefangengenommen. Es kapitulierten mehr als zwanzig deutsche Divisionen. Ins¬ 
gesamt verlor die Wehrmacht in der Schlacht um Stalingrad etwa 1,5 Millionen Mann. 

Das Ende der 6. deutschen Armee bedeutete mehr als nur einen grandiosen Sieg. Dieser Sieg bedeutete 
die Wende des Krieges, den Anfang vom Ende des Hitlerregimes und seiner Verbündeten. 
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Der eiserne Strom der Revolution 


Der Autor eines revolutionären Klassikers wurde 150: Alexander Serafimowitsch 


A m 19. Januar jährte sich der 150. 
Geburtstag eines der „Klassi¬ 
ker“ der revolutionären Sow¬ 
jetliteratur: Alexander Serafimowitsch. 
Sein 1924 erschienener Roman „Der 
eiserne Strom“ bildet neben Furma- 
nows „Tschapajew“ (1923) den Auftakt 
einer neuen russischen Romanlitera¬ 
tur, in dem der Atem der Revolution 
und des Bürgerkrieges im jungen So¬ 
wjetrussland unmittelbar die Leser er¬ 
greift. Kurze Zeit darauf folgen Glad- 
kows „Zement“ (1925) und Fadejews 
„Die Neunzehn“ (1927). Serafimo- 
witschs Roman liegt ein historisches 
Ereignis zugrunde: der Feldzug der 
sogenannten Taman-Armee. Im Au¬ 
gust 1918 waren die im Kubangebiet 
operierenden Teile der Roten Armee 
in die Umzingelung des Feindes gera¬ 
ten. Die Kosaken hatten sich gegen die 
Sowjetmacht erhoben und rechneten 
blutig mit all jenen ab, die mit den Ro¬ 
ten sympathisierten. 

Serafimowitsch schildert im „Eiser¬ 
nen Strom“, wie sich ein zunächst un¬ 
geordneter Zug Tausender armer Bau¬ 
ern durch das von Weißen beherrschte 
Kubangebiet während eines zweiund¬ 
dreißig Tage währenden Marsches zu 
einer bewusst handelnden Schar von 
Kämpfern entwickelt. Das Ziel dieser 
Heerschar ist die Sicherung der Sow¬ 
jetmacht. Am Ende des Romans haben 
sie dieses Ziel erreicht: „Das gelang ih¬ 
nen, so wie sie waren: hungrig, nackt, 
barfuß, ohne materielle Mittel, ohne ir¬ 
gendwelche Hilfe. Allein hatten sie es 
geschafft (...)- und das Gefühl des un¬ 
ermesslichen Glücks der Zusammen¬ 
gehörigkeit mit jenem Großem, das sie 



llustration zu „Der eiserne Strom“ 


kennen und doch nicht kennen und das 
sich Sowjetrussland nennt, wuchs im¬ 
mer mehr in ihrer Seele an.“ So heißt 
es am Ende des Romans. 

Obwohl Serafimowitsch nur wenige 
Gestalten, wie den Kommandeur Kos¬ 
huch und die alte Bäuerin Gorpina, aus 
der revolutionären Masse heraushob, 
vermochte er Wesentliches über die 
inneren Wandlungen der Menschen in 
der Revolution auszusagen. Das dra¬ 


matische Geschehen wird in scharfen 
Kontrasten und mit unterschiedlichen 
Stilmitteln, die von heroischem Pathos 
bis zu derber Komik reichen, verdeut¬ 
licht. Anatoli Lunatscharski, unter 
Lenin Volksbildungskommissar, stell¬ 
te das Buch in eine Reihe mit Gorkis 
„Die Mutter“. „Die Rote Fahne“, die 
Zeitung der KPD, druckte den „Eiser¬ 
nen Strom“ dann auch schon 1925 als 
Fortsetzungsroman ab. 


Alexander Serafimowitsch Popow (so 
sein eigentlicher Name) kommt wäh¬ 
rend seines Studiums an der Petersbur¬ 
ger Universität in Kontakt mit Alexan¬ 
der Uljanow (Lenins älterem Bruder). 
Für ein von ihm nach dem Anschlag 
Uljanows auf den Zaren Alexander III 
verfasstes Flugblatt wird er verhaftet 
und für drei Jahre nach Archangelsk 
am Eismeer verbannt. Hier verfasst er 
seine erste Erzählungen, die überwie¬ 
gend die Lebensumstände der Flößer, 
Fischer und Arbeiter im unwirtlichen 
Nordwesten Russlands zum Gegen¬ 
stand haben. Während der Oktober¬ 
revolution steht Serafimowitsch auf 
der Seite der Bolschewiki. Er berich¬ 
tete als Korrespondent der Prawda 
von den Bürgerkriegsfronten und trat 
aktiv für die Formierung der proleta¬ 
rischen Kräfte in der Literatur ein. In 
den folgenden Jahren wandte sich Se¬ 
rafimowitsch vor allem dem sozialisti¬ 
schen Aufbau des Sowjetlandes zu, so 
in dem Romanfragment „Kolchosfel¬ 
der“. Der Überfall des faschistischen 
Deutschland hinderte ihn an der Voll¬ 
endung. An seinem 86. Geburtstag ist 
er in Moskau gestorben. 

Weshalb hat die russische Revolution 
vor fast 100 Jahren gesiegt? Antworten 
darauf können uns auch die Romane 
geben, die uns ein unmittelbares, au¬ 
thentisches und ungeschminktes Bild 
jener Zeit plastisch vor Augen führen. 
Serafimowitschs „Eiserner Strom“ ist 
so ein Buch (das man z.B. antiquarisch 
als Ausgabe der Kleinen Arbeiterbib¬ 
liothek des Damnitz-Verlages erwer¬ 
ben kann). 

Günther Stamer 


Skandal um Kommissar Schönberger 

Dem fiktiven Provinzkriminalisten wird der Ton abgedreht 


Per Landgerichtsbeschluss untersagt 
das Landgericht Hildesheim dem Kom¬ 
missar Schönberger weiter zu ermit¬ 
teln. Wer Edwin Schönberger kennt, 
weiß nur zu genau: Er wird sich nach 
bereits vier erfolgreich durchgestan¬ 
denen Fällen im nun fünften Fall nicht 
mundtot machen lassen. Das Wider¬ 
spruchsverfahren ist eingeleitet und 
die „ertappten“ städtischen Großkop- 
ferten werden sich mitnichten ruhig zu¬ 
rücklehnen können. 

Seit dem 19. Dezember läuft die Hil¬ 
desheimer Immobilien- und Versiche¬ 
rungs-Agentur Lüder Sturm, sie, an der 
nach Insiderinformationen keine Aus¬ 
schreibung vorbeigeht, wenn über die 
Vergabe lukrativer öffentlicher Aufträ¬ 
ge im kommunalen Sektor Hochbau 
entschieden wird. 

Stein des Anstoßes sind die Ermitt¬ 
lungen von Kommissar Edwin Schön¬ 
berger im Mordfall Löberich, in dem 
nun bereits fünften Kriminalroman mit 
Regionalkolorit des (UZ-Leserlnnen 
wohlbekannten) Hildesheimer Autors 
Jürgen Meier. 

Gustl Löberich, stets gut gekleidet, 
Baulöwe der kleinen Großstadt in 
Norddeutschland, liegt eines Morgens 
ermordet in der kürzlich fertig gestell¬ 
ten Einkaufspassage Barneken-Ga- 
lerie. In dessen Sohn Konrad, der ins 
Fadenkreuz des Täterverdachts gerät, 
meint nun der Hauptgesellschafter der 
Hildesheimer Firma Lüder, Sebastian 
Lüder, sich selbst zu erkennen. Unmit¬ 
telbar nach Vorstellung des Krimis in 
der Hildesheimer Allgemeinen Zeitung 
erhielten die Zeitungsredaktion und 
das Studio des örtlichen Radiosenders 
Radio Tonkuhle rechtsanwaltlichen 
Besuch im Firmen-Auftrag. Lüder 
drohte mit Unterlassungsklage, sollten 
wesentliche Inhalte des Romans wei¬ 
ter verbreitet werden. Zwischenzeitlich 
hatte Jürgen Meier selbst seinen Krimi 
bei Radio Tonkuhle eingelesen. Jeweils 
an zwei Terminen im Januar waren die 
ersten beiden Folgen auf Sendung. 
Dann war Schluss mit lustig. Das Hil¬ 
desheimer Landgericht untersagte per 
einstweiliger Verfügung vom 15. Janu¬ 
ar dem Autor zu behaupten, zwischen 
Gustav und Sebastian Lüder gäbe es 
einen Vater-Sohn-Konflikt, Vater und 


Sohn hätten sich zerstritten, die Firma 
Lüder sei an (Hedge-) Fonds-Unter¬ 
nehmen in der Schweiz beteiligt, das 
Campus-Bauprojekt in Hildesheim sei 
ein großer Bluff und die Firma Lüder 
bewege sich ge¬ 
schäftlich am 
Rande der Le¬ 
galität. 

Der Autor hat 
dies alles selbst¬ 
verständlich 
nie behauptet. 

Dennoch wird 
Meier gericht¬ 
lich ein Ord¬ 
nungsgeld von 
250 000 Euro 
angedroht. 

Dasselbe Land¬ 
gericht hatte 
zunächst den 
Klageantrag 
der Firma Lü¬ 
der zurückge¬ 
wiesen. Durch 
Anweisung 
des Oberlan¬ 
desgerichtes Celle kamen die Richter 
Klöhn und Schulze bei erneuter Prü¬ 
fung zu besagtem Unterlassungsurteil, 
ohne Kontakt mit dem Autor und ohne 
Kenntnis des Buches, ausschließlich auf 
der inhaltlichen Grundlage der Presse¬ 
veröffentlichung vom 19.12.2012. Dass 
die Vater-Sohn-Beziehung zwischen 
dem Firmengründer Gustav Lüder 
und seinem Sohn Sebastian so einver¬ 
nehmlich wie im Gerichtsbeschluss 
unterstellt nicht sein kann, lässt eine 
Bemerkung des Vaters gegenüber der 
/MZ-Redakteurin Martina Prante ver¬ 
muten: Er habe sich zwar über den De¬ 
zember-Artikel auch „kräftig geärgert“. 
Aber solle Jürgen Meier doch „schrei¬ 
ben, was er will. Mich interessiert das 
nicht.“ (HAZ vom 25.1.) Dennoch hat 
er als Antragsteller der einstweiligen 
Verfügung neben seinem Sohn mit un¬ 
terzeichnet. 

Edwin Schönberger, der philosophie¬ 
rende Kommissar der kleinen Groß¬ 
stadt in Norddeutschland, war in den 
Kriminalromanen zuvor Mordfällen 
auf der Spur, die stets in einem Netz 
von Korruption, Umweltskandalen 


oder im Zusammenhang mit dem Aus¬ 
verkauf öffentlichen Eigentums, z.B. 
des städtischen Krankenhauses, pas¬ 
sierten. Die agierenden Personen sind 
selbstverständlich Kunstfiguren des 


Autors, die Ereignisse erinnern aber 
durchaus an real Geschehenes des ge¬ 
sellschaftlichen Umfeldes der Kommu¬ 
ne, des Bundeslandes und darüber hi¬ 
naus. Seine Fälle wurden bisher in der 
Öffentlichkeit eher marginal registriert. 
Mit seinem neuen Fall rückt er urplötz¬ 
lich ins Rampenlicht der kommunalen 
Öffentlichkeit. 

Menschen sprechen ihn auf offe¬ 
ner Straße, beim Einkauf oder auch 
beim Besuch kultureller Veranstal¬ 
tungen an, in der Regel zustimmend. 
Manchmal wird er sogar umarmt ob 
seiner Zivilcourage: „Geben Sie bloß 
nicht klein bei!“ wird häufig ergänzt 
durch Schimpfkanonaden gegen die 
„Abzocker“ des großen Kapitals. Ob 
der Hausmeister einer Hildesheimer 
Hauptschule oder der Schulleiter der 
größten Schule im Landkreis, das Spek¬ 
trum aufmunternden Zuspruchs ist 
breit gestreut. Die innere Wut richtet 
sich zugleich in häufig derben Worten 
gegen die Profitmacher des Systems. 
Jürgen Meier versteht den Angriff kei¬ 
neswegs isoliert auf seine Person be¬ 
zogen, sondern vielmehr als Angriff 


auf die (noch) basis-demokratisch ver¬ 
fassten Bürger-Radios. Frank Wod- 
sack, bei der Landtagswahl in Nieder¬ 
sachsen vor wenigen Tagen als CDU- 
Direktkandidat durchgefallen, gehört 
zur Geschäftsleitung der Firma Lüder. 
Erst kürzlich hat er sich erneut in den 
Vorstand von Radio Tonkuhle wählen 
lassen, um mit Einschüchterungsversu¬ 
chen die Redakteure zu verunsichern. 
Meier, als langjähriger freier Mitarbei¬ 
ter selbst Mitglied im Ton-Verein des 
örtlichen Bürger-Radios, hat jetzt im 
Vorstand beantragt, Herrn Wodsack 
das Vorstandsmandat zu entziehen. 
Wie erklärte Kommissar Schönberger 
seinem Freund, dem Antiquar, schul¬ 
meisterlich sein Weltverständnis in ei¬ 
nem seiner Kriminalromane, diesem 
Antiquar, „den der Kommissar immer 
HG nannte, weil ihm dessen Vorname 
Heilfried-Gustavson einfach zu lang 
und zu sehr nach diesem Judenhasser 
Wagner klang. ,Die herrschende Elite 
dieser maroden spätbürgerlichen Ge¬ 
sellschaft nennt seine Krisensitzun¬ 
gen generalstabsmäßig ,Strategiekon¬ 
ferenzen 4 , dabei geht es nur darum, 
wie sie die Abzocke des Volkes am 
besten organisieren können. Ich sage 
nur Strompreiserhöhungen! Die mitt¬ 
leren und unteren Angestellten- und 
Beamtendienstgrade, die diese stra¬ 
tegisch geplante Abzocke organisie¬ 
ren und womöglich mit Schlagstöcken 
oder Mahnbriefen durchführen sollen, 
nennen dagegen ihre Treffs ganz ein¬ 
fach Besprechungen oder Planungen, 
vielleicht auch workshops, manchmal, 
wenn sie Kommunikation, sprich, das 
Geschäft der taktischen Verblödung 
der Privathaushalte erlernen sollen, 
sprechen sie eventuell von Seminaren, 
aber niemals sprechen sie von Strate¬ 
giekonferenzen. Ist dir das noch nie 
aufgefallen, HG? 4 Der wusste, dass 
Edwin nicht auf seine Antwort warte¬ 
te, sondern gleich weiter protestieren 
wollte. Also schwieg er und hörte, noch 
immer an seinem Schreibtisch stehend, 
aufmerksam zu. Er sei als Kommissar 
für alle da, nicht nur für die Eitelsten 
der Eitlen.“ 

Die Auseinandersetzung im öffentli¬ 
chen Raum Hildesheims hat erst be¬ 
gonnen. Udo Paulus 



Guido Zingerl 

Achtzig - 
trotz alledem 
und alledem 

„Ich stehe vor meiner Staffelei 
100 mal 120, Höhe vor Breite 
Ordentlich weiß grundiert 
Um mich herum Farben auf einem 
Tisch 

5 mal 5 mal 3 Kubikmeter Raum 
1 Fenster im elfenbeinernen Turm 

Ich suche ein Gleichnis von dieser Welt 
Das Abbild des Schreckens 
Den Alptraum der Wirklichkeit 
Und inmitten dieser 9 Kreise der Hölle 
Der Lügen und Verfluchungen 
Suche ich 

Den winzigen Stein der Hoffnung 
Verzweifle und verstumme zugleich 
Will mich einschließen vor dieser Welt 
Und reiß doch die Tür auf 

Lasse die Welt ein 
Lasse mich ein mit ihr 
Und bin schon verstrickt 
In Gut und Böse 
In Tun und Nichttun 
In Gelingen und Versagen 
Und male das Bild auf den weißen 
Grund 
Und spüre 

Den winzigen Stein der Hoffnung“ 


Guido Zingerl als Literat? Ja, auch das 
ist unser Maler-Genosse. Im Buch zur 
aktuellen Ausstellung in Puchheim hat 
er - im Gegensatz zu seinen früheren 
Büchern - die Bilder mit eigenen Tex¬ 
ten begleitet. 

19 Bilder - alle im vergangenen Jahr 
geschaffen - schlagen einen weiten 
Bogen von der Kindheit bis zum Alter. 
Geboren im Januar 1933, wenige Tage 
vor der Machtübergabe an die Nazis in 
Regensburg als Heinrich Scholz. Seine 
Kindheit wird geprägt von der bren¬ 
nenden Synagoge, dem ausgebombten 
Elternhaus und dem Tod des Bruders, 
der nicht aus dem Krieg heim kommt. 
Trotz seines Zorns auf die politischen 
Verhältnisse, die immer Thema seiner 
Bilder waren und sind, verliert er nicht 
den Blick auf die Schönheiten der Na¬ 
tur, auf den Genuss eines kühlen Biers 
nach der Bergwanderung, auf die Liebe. 
Dass er sich im letzten Jahr vor seinem 
80. Geburtstag mit dem Alter und dem 
Tod auseinandersetzt - wen wundert 4 s? 
Gerd Deumlich zitiert den Jubilar über 
seine „Karriere“ in seinem Glück¬ 
wunsch in der UZ (18.01.13) so: 

„... schaffte aus eigener Kraft den Ab¬ 
stieg nach unten: Studium an der TH 
in München, Diplomingenieur für 
Maschinenbau, Feuerwehrtechniker, 
Holzfachmann, Hilfsarbeiter, Maler 
und Graphiker in München“ und Ri¬ 
chard Hiepe nennt seine Kunst „ein 
Kuckucksei in der zeitgenössischen 
Moderne 44 . 

Sein Freund Werner Dreher, bis vor kur¬ 
zem Redaktionsleiter des Brücker Echo, 
beschreibt Zingerl in seiner Ansprache 
zur Vernissage als Malerphilosophen: 
„Dieser Zyklus ... ist im Grunde eine 
dreifache Wegbeschreibung: Erstens 
die Beschreibung eines geradlinigen, 
unbeugsam in aufrechtem Gang be- 
schrittenen Lebensweges. Zweitens 
die autobiografische Darstellung ei¬ 
nes Künstlers, der seinen Lebensraum 
anders liebt, als er geliebt werden 
will. Und drittens eine Illustration des 
Tao - Der Lehre vom richtigen Weg. 
Nach Worten von Wolf Peter Schnetz 
„in schönstem Einklang“ mit Lao Tse, 
dem chinesischen Dichterphilosphen“ 
Allen, die die Möglichkeit haben, sei 
der Besuch der Ausstellung im Puch- 
heimer Kulturcentrum wärmstens ans 
Herz gelegt. Sie dauert noch bis 8. Fe¬ 
bruar 2013. 

Das Buch (20 Euro) mit den Ausstel¬ 
lungsbildern enthält liebevolle Ge¬ 
leitworte von seiner Frau Ingrid, mit 
der er 55 Jahre gemeinsam durchs Le¬ 
ben ging - ihn tragend, wie es die da¬ 
zughörige Karikatur im Zyklus aus¬ 
drückt. Das Buch ist zu bestellen bei: 
Ingrid Scholz, Maisacher Str. 80,82256 
Fürstenfeldbruck. Sonja Schmid 
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Hintergrund 
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Union-Busting bei Autoteile Unger? 

A.T.U soll Gründung eines Betriebsrats massiv gestört haben - Gerüchte um Gesamtverkauf 


Betriebsräten kann man doch nicht kündigen! 

... Oder doch?? 


Sie können!!! 

So trennen Sie sich von unbequemen 

Betriebsratsmitaliedern 


Spezial-Report von: 


I Ljv */> 


Thomas fi/liillor, 

Herausgeber „Betriebsverfassiingsrecht für Arbeitgeber“ 
Datum: 4.2.2013 



Sie gelten als die „Unkündbaren“: Betriebsräte 


Der Gesetzgeber gewährt den Mitgliedern 
des Betriebsrats sowie den Mitgliedern 
anderer, vor allem 

betriebsverfassungsrechtlicher Organe 
besonderen Kündigungsschutz. Für Sie als 
Arbeitgeber wird durch diesen sogenannnten 
Sendlerkündigungsschutz der Ausspruch einer 
Kündigung erschwert. 


Aber auch hier gilt: 
Nichts ist unmöglich! 


Praxisleitfaden 


Kündigung von 
Betriebsräten 



Eine ganze Branche liefert mittlerweile professionelle Hilfe für das Hinausdrängen von 
Betriebsräten. http://www.arbeitgeber.org/Betriebsrat/dem-betriebsrat-kuendigen.html 


W ie der Soester Anzeiger am 
20. Januar 2013 berichtet, 
soll die Einleitung einer Be¬ 
triebratswahl beim Autoteile-Händler 
A.T.U in Werl massiv behindert wor¬ 
den sein. Wieder ist Unternehmens- 
Sprecher Markus Meißner im Spiel, der 
laut Presse bei einer vereitelten A.T.U 
Betriebsratsgründung im Oktober 2012 
in der A.T.U-Zentrale in Weiden per¬ 
sönlich zugegen war. 

„Das war wüst“, wird die IG Metall- 
Sekretärin Britta Peter zitiert. Bei ei¬ 
ner Wahlversammlung zur Ernennung 
eines Wahlvorstands - dem ersten 
Schritt zur Gründung eines Betriebs¬ 
rats (BR) - sei es zu „massiven Stö¬ 
rungen durch ständige Zwischenrufe 
diverser Vorgesetzter“ gekommen. Da¬ 
durch habe die Veranstaltung, die oft in 
wenigen Minuten über die Bühne geht, 
90 Minuten gedauert. 

Das Unternehmen kündigte über Un¬ 
ternehmenssprecher Markus Meißner 
gegenüber der Lokalpresse die Prü¬ 
fung juristischer Schritte gegen das 
Zustandekommen einer ersten Wahl 
zum Wahlvorstand an. Meißner recht¬ 
fertigte sowohl die Störmanöver bei 
der Wahlversammlung als auch evtl, 
folgende juristische Schritte mit fol¬ 
genden Worten: 

„Aufgrund zahlreicher gravierender 
Verstöße seitens der Gewerkschaft 
haben wir begründete Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Wahl des Wahlvor¬ 
stands. So wurde die Annahme weite¬ 
rer Wahlvorschläge von der Versamm¬ 
lungsleitung strikt verweigert, trotz 
mehrmaliger Aufforderung aus dem 
Kreis der Beschäftigten. Zahlreiche 
Fragen der Mitarbeiter wurden igno¬ 
riert, sodass es zu Zwischenrufen kam“ 
Das Unternehmen behalte sich deshalb 
rechtliche Schritte vor, Anwälte seien 
bereits am Zug. Man kann die perfide 
Strategie wohl so zusammen fassen: 
Erst versucht das Management, durch 
gezielte Störungen, die Versammlung 
im Chaos zu versenken. Dann nimmt 
der selbe Personenkreis dieses Chaos 
als Grundlage für die Anfechtung der 
Wahl. Wir sind gespannt, welche An¬ 
wälte Meißner und A.T.U an den Start 


bringen wird und werden weiter be¬ 
richten. Die nächste Frage wäre: Wer¬ 
den Wahllisten an den Wahlvorstand 
ausgehändigt, sind diese vollständig? 
Oder geht die Behinderung systema¬ 
tisch weiter? 

Auslöser für die Initiative aus der Be¬ 
legschaft zur BR-Gründung waren of¬ 
fenbar Gerüchte, der US-amerikani¬ 
sche Hauptgesellschafter KKR wolle 
den Standort schließen oder A.T.U gar 
gesamt verkaufen. Die IG Metall habe 


die Gründung eines Betriebsrats für 
das A.T.U-Logistikzentrum empfoh¬ 
len, „um bei einem möglichen Inhaber¬ 
wechsel einen dann notwendigen Sozi¬ 
alplan verhandeln zu können“, heißt es 
in einer Pressemitteilung. Bislang gebe 
es nur einen Betriebsrat für die Lkw- 
Fahrer. 

A.T.U- Zentrale in Weiden 
mit ähnlichen Konflikten 

Bereits im November 2012 gab es ver¬ 
gleichbaren Ärger bei der A.T.U-Zen- 
trale in Weiden. Hier war es der Ge¬ 
schäftsleitung anscheinend gelungen, 
die Einrichtung einer demokratischen 
Mitarbeitervertretung zu verhindern. 
Die Lokalpresse berichtete, dass Lei¬ 
tungspersonen sich weigerten die Ver¬ 
sammlung zu verlassen und stattdessen 
die Angestellten und Arbeiter anheiz¬ 
ten. Die Krönung: Oben zitierter PR- 
Sprecher Markus Meißner ließ sich 
damals offenbar zum Protokollführer 
wählen: 

Sämtliche Abteilungsleiter waren vor 
Ort. Es entbrannte eine Diskussion, 
weil leitende Angestellte laut Gesetz 
nicht teilnehmen dürfen. Udo Fechtner, 
zweiter Bevollmächtigter der IG Me¬ 
tall, konfrontierte damit den Leiter des 
Personalbüros. Dieser konterte, er sei 
kein leitender Angestellter (mit Recht 
auf Einstellung und Entlassung) und 
werde den Raum nicht verlassen. Zwi¬ 
schenrufer forderten beharrlich einen 
Versammlungsleiter aus den eigenen 
Reihen. Schließlich wurde Bernhard 
Hofmann (Leiter Qualitätsmanage¬ 
ment) zum Moderator ernannt, Markus 
Meißner (Leiter Kommunikation) zum 
Protokollführer, beide ohne Gegen¬ 
stimmen. Manche Besucher sprechen 
von einer „abgekarteten Inszenierung“. 
Die Wahl zum Wahlvorstand ging da¬ 
mals in die Hose. Das Unternehmen Be¬ 
triebsrat war vorerst gestorben. Die IG 
Metall prüft dort, ob ein Wahlvorstand 
per Gericht eingesetzt werden kann. 

KKR - Ein aggressiver 
Finanzinvestor als Eigentümer 

Das Online-Portal Oberpfalz.net 
brachte damals interessante Hinter¬ 
grund-Informationen über die Strate¬ 
gie von KKR, einer weltbekannten In¬ 
vestmentfirma (aka Heuschrecke): 

In der Tat steht A.T.U vor einer heik¬ 
len Situation: „Unsere Bonds laufen 
ab“, bestätigt Meißner. 2014 werden 


drei A.T.U-Anlei- 
hen über 600 Mil¬ 
lionen Euro fäl¬ 
lig. Diese Schulden 
müssen refinanziert 
werden. Laut Medi¬ 
enberichten hat die 
US-Beteiligungsfir- 
ma Kohlberg Kravis 
Roberts & Co eine 
US-Großbank beauf¬ 
tragt, die Möglichkei¬ 
ten für A.T.U am Fi¬ 
nanzmarkt zu prüfen. 
Denkbar ist ein Ver¬ 
kauf oder eben die 
Umschuldung. 

Die Nachrichten¬ 
agentur Bloomberg 
hatte zuvor vermel¬ 
det, dass KKR die 
Großbank JP Morgan 
mit der Sondierung 
von Verkaufsoptio¬ 
nen beauftragt habe. 

Auto-Teile-Unger 
seit Verkauf 
auf Krisenkurs 

A.T.U ist seit Jahren 
auf Schlingerkurs. 
Das Engagement 
des Finanzinvestors 
KKR hat die Sachla¬ 
ge - laut Spiegel vom 
September 2009 - 
auch nicht eben ver¬ 
bessert. KKR hatte 
das Unternehmen 
2004 mehrheitlich 
übernommen und - 
wie in der Branche 
üblich - die Kredite für die Übernahme 
auf dem Unternehmen abgeladen: 1,34 
Milliarden Euro, die nicht zuletzt durch 
Einsparungen und Arbeitsverdichtung 
etc. eingespart bzw. von den Angestell¬ 
ten erwirtschaftet werden mussten. 
Seither war jedoch wenig von Trans¬ 
parenz und Verantwortung zu spüren, 
umso mehr aber von Entlassungen, Ar¬ 
beitsdruck und Verkaufsvorgaben. 

Das einst florierende Unternehmen, 
das 1985 vom Branchenpionier Peter 
Unger gegründet worden war, ist in¬ 
zwischen schwer angeschlagen. Die 
Ratingagentur Standard & PooTs stuf¬ 
te A.T.U binnen Jahren so drastisch 
herunter wie kaum ein anderes Un¬ 


ternehmen in dieser Zeit - von B+ auf 
Ramschstatus CCC. 

KKR hat in der Branche den Ruf, sich 
weit stärker ins Geschäft seiner Beteili¬ 
gungen einzumischen als andere Inves¬ 
toren. Die Wachstumspläne für A.T.U 
sind ambitioniert, fast 50 neue Filialen 



kamen seit 2000 jährlich hinzu, das 
schaffte auch neue Arbeitsplätze. 
Doch die Expansionsstrategie wechsel¬ 
te ständig, zwei Geschäftsführer sowie 
zahlreiche regionale Führungskräfte 
mussten bereits gehen. Zusätzlich gab 
KKR die Schulden der Übernahme 
von 1,34 Milliarden Euro an A.T.U 
weiter, sie sind bis heute erst zur Hälf¬ 
te abgebaut. 

Die FAZ berichtete 2008 von einem 
Kurseinbruch bei A.T.U um 40 Pro¬ 
zent. Der ehemalige Besitzer spürte 
davon nichts mehr. Er hatte sich er¬ 
folgreich abgeseilt: 

A.T.U-Gründer Peter Unger verkaufte 
die nach ihm benannte Werkstatt- und 
Autozubehör-Handelskette bereits zur 
Jahresmitte 2002 an den Finanzinves¬ 
tor Doughty Hanson und wird seitdem 
von Wirtschaftsblättern auf der Liste 
der superreichen Deutschen geführt. 
Fazit: Die Namen Markus Meißner (In- 
house-Union Busting) und KKR (ag¬ 
gressive Investment-Strategien) sollten 
wir uns möglicherweise merken. Mar¬ 
kus Meißner studierte laut kfz-betrieb- 
online an der Universität Regensburg 
und der University of Colorado (USA). 
Er ist seit 1. April 2009 im Job und für 
bereits vorher für die europaweite in¬ 
terne Kommunikation von A.T.U zu¬ 
ständig gewesen. Ob er in Colorado 
besondere Qualifikationen als Union 
Buster erworben hat, ist unbekannt. 

Quelle: www.arbeitsunrecht.de 



Wer ist Arbeitsunrecht.de? 

Der Blog arbeitsunrecht.de wird seit März 2012 von den Publizisten Elmar Wi¬ 
gand und Werner Rügemer erstellt. 

Sie erforschen in einem Projekt, das von der Otto-Brenner-Stiftung gefördert 
wird, die systematische Bekämpfung von Beschäftigten, Betriebsräten und 
Gewerkschaften in Deutschland. Die Website dient vorerst zur Dokumentati¬ 
on und Sammlung von Material. In unregelmäßigen Abständen werden auch 
eigene Beiträge zur Thematik veröffentlicht. Besonderes Augenmerk liegt 
auf Dienstleistern, die im Hintergrund beratend, konzeptionell oder opera¬ 
tiv tätig sind: 

Auf Arbeitsrecht spezialisierte Anwaltskanzleien 
+ Arbeitsrechtsabteilungen großer Rechtskonzerne 
Beratungskonzerne (Consulting-Agenturen) 

PR- und Lobby-Agenturen 
Detekteien, Überwachungsspezialisten 

Über sachdienliche Hinweise zu einzelnen Fällen und Vorgängen freuen sich 
die beiden Blogger immer. 


Vorsicht Union Busting! 


In Deutschland sind Netzwerke aus 
Anwälten, Unternehmensberatern, 
Personalmanagern und Detektiven 
aktiv. 

Ihr Ziel ist es unabhängige Organi¬ 
sierung von Arbeitern und Angestell¬ 
ten zu verhindern. Sie wenden sich 
gegen Einzelne wie gegen ganze Be¬ 
legschaften. 

Was ist Union Busting? 

Der Begriff „Union Busting“ kommt 
aus dem Amerikanischen. Es 
heißt wörtlich: „Gewerkschaften 
plattmachen“. Union Busting rich¬ 
tet sich in Deutschland auch gegen 
Betriebsräte, Vertrauensleute, kriti¬ 
sche Arbeiterinnen und präventiv 
auch gegen Organisierung unter Kol¬ 
legen, die erst im Entstehen begrif¬ 
fen ist. 

In den USA ist das Union Busting 
oder auch Union Avoidance (Gewerk¬ 
schaftsvermeidung) eine eigenstän¬ 
dige milliardenschwere Industrie. In 
einer neutraleren Form nennt sie sich 
„Labor Relations Consulting“ (Bera¬ 
tung für Arbeitsbeziehungen). 

In Deutschland ist seit etwa 2001 ein 
Geflecht aus einschlägigen Netzwer¬ 
ken entstanden, in dem sich folgende 
Akteure intensiv über bewährte Me¬ 
thoden zur Gewerkschafts- und Be¬ 
triebsratsvermeidung austauschen: 
Unternehmensberater, Rechtsan¬ 
wälte, Personalabteilungen (Human 


Ressources), Detekteien, Leiharbeits¬ 
firmen, Think-tanks und „wissen¬ 
schaftliche“ Institute. Wer nach den 
Gründen für die feststellbare Verro¬ 
hung in deutschen Arbeitsverhältnis¬ 
sen fragt, sollte sich diese Netzwer¬ 
ke und ihre Protagonisten genauer 
ansehen. 

Wir definieren Union Busting wie 
folgt: 

Union Busting ist die gezielte An¬ 
wendung und modulare Kombinati¬ 
on von Praktiken, die geeignet sind, 
arbeitgeberunabhängige Organisie¬ 
rung und Interessenvertretung in 
einem Betrieb, einer Branche, einer 
Gesellschaft zu zerschlagen, auszu¬ 
hebeln oder im Entstehen zu be- und 
verhindern. 

Union Busting wird sowohl betrie¬ 
ben, um den erreichten Status quo 
an Kollektivität, Mitbestimmung und 
Arbeitsrechten anzugreifen wie auch 
Organisierungsbemühungen von Be¬ 
schäftigten möglichst im Keim zu er¬ 
sticken. 

Zum Union Busting gehören im wei¬ 
teren Sinne Methoden der Stim¬ 
mungsmache, der Beeinflussung von 
Gesetzgebung, Strafverfolgung und 
Rechtsprechung sowie der Etablie¬ 
rung von Überzeugungssystem und 
Verhaltensmustern. Ziel der Anstren¬ 
gungen ist die größtmögliche unter¬ 
nehmerische Gestaltungsfreiheit bei 
der Nutzung menschlicher Arbeit. 
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Gedenken an den Tag der Machtübertragung 

Vielzahl von Veranstaltung im gesamten Bundesgebiet 


Hanau: DKP erinnert an die Rolle 
der Banken und Konzerne 



In Bochum (Bild links oben) wurde am 30. Januar mit einer Mahnwache an selbiges Datum vor 80 Jahren 
erinnert. 1933 wurde Adolf Hitler zum Re.ichskanzler ernannt. Veranstaltet wurde die Mahnwache von der 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes in Bochum. Vor dem Gebäude der ehemaligen Westfalenbank gab 
es einen stillen Protest mit Plakaten und Handzetteln. Im Bankgebäude saß damals die Gauleitung der NSDAP. 

Gedenken in Dormagen (Bild oben rechts): Nur vier Tage, nachdem Reichspräsident Paul von Hindenburg die 
Macht im Deutschen Reich an Adolf Hitler übertragen hatte, starb der KPD-Ratsherr Ernst Junghans am 4. Feb¬ 
ruar 1933. Erik Lierenfeld, 2. Stellvertretender Bürgermeister (SPD), Uwe Schunder, Vorsitzender des Partner¬ 
schaftsvereins Kiryat Ono, Peter Herrmann, Enkel von Ernst Junghans, und Uwe Koopmann, der als Lehrer die 
Übernahme der Patenschaft für den „Stolperstein“ durch die Dormagner Bertha-von-Suttner-Gesamtschule 
initiiert hatte, luden zu einem Gedenken ein. 



Am vorigen Samstag führte die DKP 
Main-Kinzig eine Mahn- und Gedenk¬ 
aktion aus Anlass der Machtübertra¬ 
gung an die Nazis durch. Vor der ehe¬ 
maligen Gestapo-Folterstätte am Fron¬ 
hof in der Hanauer Innenstadt fanden 
sich Kommunisten, Gewerkschafter, 
Mitglieder der Partei „Die Linke“ und 
interessierte Bürger ein. Die DKP er¬ 
innerte daran, wie der Faschismus mit 
Hilfe von Großkonzernen und Banken 


an die Macht geschoben wurde. Außer¬ 
dem wurde dem mutigen, antifaschisti¬ 
schen Widerstand in Hanau und Um¬ 
gebung aus verschiedenen politischen 
und sozialen Umfeldern gedacht. Ein¬ 
dringlich wandten sich die Teilnehmer 
gegen neonazistische Umtriebe und 
gegen deren vielseitige Unterstützung 
und Verharmlosung durch staatliche 
Stellen, wie Geheimdienste, Polizei 
und Justiz. 


Beeindruckende Aktion in Mössingen 



Rund 1 200 Teilnehmerinnen aus der 
weiteren Region gedachten am vergan¬ 
genen Samstag des einzigen General¬ 
streiks gegen Hitler am 31. Januar 1933. 
Aufgerufen hatten außer VVN-BdA 
die regionalen Gewerkschaftsverbän¬ 
de, außerdem DKP und SDAJ, die Par¬ 
tei „Die Linke“ und selbst die regionale 
SPD (die UZ berichtete). 


Als Redner sprachen unser Genosse 
und langjähriger Stadtrat in Tübingen, 
Gerhard Bialas, für die VVN-BdA und 
der DGB-Landesvorsitzender Nico 
Landgraf. Der bekannte Arbeitsrecht¬ 
ler Prof. Däubler führte überzeugend 
aus, dass es sinnlos wäre, den politi¬ 
schen Streik von den Herrschenden 
rechtlich einzufordern, sondern dass 


er, wie in Mössingen damals oder heu¬ 
te z.B. in Spanien einfach in Anspruch 
genommen werden muss. Sehr berüh¬ 
rend war der Beitrag der Tochter eines 
verstorbenen Generalstreik-Teilneh¬ 
mers, die von Diffamierungen im Ort, 
aber auch von der Widerständigkeit 
und dem persönlichen Mut der Be¬ 
teiligten sprach. Den Schluss bildeten 
drei junge Antifaschisten, die leiden¬ 
schaftlich den Zusammenhang zwi¬ 
schen Kapitalismus und Faschismus 
aufzeigten und die Notwendigkeit des 
heutigen Kampfs gegen die Nazis be¬ 
tonten. 

Alles in allem eine sehr gute Aktion. 
Das Gesamtbild war vielfältig von 
Transparenten und Fahnen u.a. der 
VVN-BdA, der IG-Metall, von ver.di, 
der GEW, von antifaschistischen Grup¬ 
pen und von politischen Parteien ge¬ 
prägt. Unsere Partei und die SDAJ ka¬ 
men auch optisch und akustisch durch 
ein Transparent zum politischen Mas¬ 
senstreik, Fahnen, Schilder und Sprech¬ 
chöre zur Geltung. 

Text und Foto: Klaus Mausner 


Heideruh-Geschichte aufgearbeitet 

Ort der Verfolgten, des Widerstandes und der Erholung 


Prof. Dr. phil. Oliver Rump erforsch¬ 
te mit Studentinnen der FHTW Ber¬ 
lin die Geschichte des eher beschaulich 
wirkenden Anwesens der Antifaschisti¬ 
schen Erholungs- und Begegnungsstätte 
„Heideruh “ Das Ergebnis der jahrelan¬ 
gen Forschung präsentierten sie nun zur 
Gedenkveranstaltung der Stadt Buch¬ 
holz zum Gedenktag für die Opfer des 
NS-Regimes. 

UZ: Wie sind Sie zu dem Thema gekom¬ 
men? 

Oliver Rump: 2001 bin ich aus Ham¬ 
burg ins nördliche Niedersachsen ge¬ 
zogen, die Gegend ist durch Tostedt 
eher als braun bekannt. Als Historiker 
und Sammler habe ich erst einmal alle 
verfügbaren Postkarten aus der neu¬ 
en Heimat gesammelt. 200 Stück nur 
aus Holm-Seppensen, rund 15 über ein 
„Wohn- und Ferienheim Heideruh“. 
Diese Bezeichnung ist inmitten von 
Pensionen und Gasthäusern eher un¬ 
gewöhnlich, sodass ich schnell neugie¬ 
rig wurde. Ich fuhr mit dem Fahrrad 
auf ein abgelegenes Waldgrundstück, 
um dieses „Heideruh“ zu suchen und 
traf Helmut, den damaligen Geschäfts¬ 
führer. Er war mir gleich sympathisch 
und machte mich noch neugieriger. Ich 
fühlte mich zurückversetzt in die So¬ 
lidarität, Gleichheit und Freundschaft 
einer Gesellschaft, wie ich sie mir wün¬ 
sche und zuletzt in der DDR erleben 
durfte. 

Ein paar Stichworte und ich war wach 
geworden für ein neues Forschungsfeld: 


„Heideruh“ als Ort politisch Verfolg¬ 
ter und kommunistischen Widerstands 
in Deutschland, seit wann und wie? In 
Berlin an meiner Hochschule fand ich 
fünf Studentinnen, die mit mir zuerst 
einmal prüften, ob das Thema wirklich 
genug Stoff bot. 

UZ: Wie ist das Forschungsvorhaben 
gelaufen? 

Oliver Rump: Unser Kollektiv hat alle 
historischen Zeugnisse in der weitläu¬ 
figen Anlage von „Heideruh“ zusam¬ 
mengeholt: Bücher, Dokumente, Kar¬ 
ten, Pläne, Fotos, Filme, historische 
Objekte. Wir haben diese gesichtet, 
sortiert, ausgewertet, digital erfasst 
und archivgerecht eingelagert. Dann 
haben wir die spärliche Literatur zu 
„Heideruh“ gelesen und sind allen 
Hinweisen auf Quellen in Archiven 
im Landkreis Harburg, Hamburg und 
Berlin nachgegangen. Außerdem ha¬ 
ben wir mit Zeitzeuginnen zahlreiche 
Interviews geführt. 

Im Ergebnis konnte wir eine Chronik 
von „Heideruh“ erstellen und das Le¬ 
ben und Arbeiten in „Heideruh“ elf 
historischen Phasen zuordnen (z.B. 
Widerstandsnest, FDJ-Schulungsheim, 
Kinderheim, Genossenschaft ...). Im 
nächsten Schritt gestalteten wir ei¬ 
nige Gästezimmer in „Heideruh“ als 
Themenzimmer. Wir gaben ihnen Na¬ 
men und bemalten jeweils eine Wand 
mit dem dazu passenden Symbol der 
Phase. Dazu versahen wir die Zim¬ 
mer mit Informationen. Anlässlich des 


27.01.2013, dem Holocaust-Gedenktag 
auch in Buchholz i.d.N., durften wir in 
der Stadtbücherei eine Ausstellung zei¬ 
gen und konnten eine begleitende Pu¬ 
blikation präsentieren. 

UZ: Was folgt nun nach dem 27.01.2013? 

Oliver Rump: Die Forschungen konn¬ 
ten den einmaligen Wert von „Hei¬ 
deruh“ in der deutschen Geschichte 
nachweisen, sodass es nun konsequent 
wäre, die Anlage von „Heideruh“ quasi 
als lebendigen Gedenkort zu würdigen 
und durch finanzielle Unterstützung 
dauerhaft zu erhalten. „Heideruh“ soll 
kein Museum werden, es wird ja noch 
wie schon seit neunzig Jahren weiterhin 
als Antifaschistische Erholungs- und 
Begegnungsstätte gebraucht. 

Das Außengelände von „Heideruh“ 
würden wir gerne mit wetterfesten Hin¬ 
weistafeln ausstatten, allgemein begeh¬ 
bar und damit auch seine Geschichte 
erlebbar machen. Ein Flyer mit Rund¬ 
gang soll dann kostenlos allen Besu¬ 
chern vor Ort den Einstieg in die Ge¬ 
schichte von „Heideruh“ erleichtern. 
Dafür suchen wir aber noch Finanzie¬ 
rungsquellen. 

Es ist noch viel zu tun, aber ich freue 
mich darauf! 

Mit Prof. Oliver Rump sprach Karl- 
Heinz Sabelleck für die UZ. 

(Dokumentation „Heideruh - Verfol¬ 
gung und Widerstand“, ISBN 987-3- 
00-040 914-1,5,00 Euro) 


Nie wieder... 



Rechtsextremismus in 
Deutschland 

Autonome Notl ono'Men spähen *** m0 ^' n * 

Ausdrucks- und Aktlonrformen besonders Jugendliebe 

an, hohe GewaN bereitst 

Sinkendes Einstiegsalter für Jugendliche in der 
Neonazi-Szene, aktueller Stand: 12-14 Jahre 


Unter dieser Überschrift fand am 30. Ja¬ 
nuar, dem 80sten Jahrestag der Macht¬ 
übertragung an Hitler durch Hinden¬ 
burg, eine Gedenkveranstaltung für die 
Opfer und Verfolgten des Naziregimes 
in Elmshorn statt. Sieben Schulen aus 
Elmshorn gestalteten durch darstellen¬ 
des Spiel, Lesungen, szenisches Theater, 
musikalische Beiträge und die Auffüh¬ 
rung von zwei Szenen das Programm. 
Zum Abschluss wurde das Thema: 
„Neonazis - der aktuelle Rechtsextre¬ 
mismus als tägliche Herausforderung“ 
eindrucksvoll dargestellt. Insgesamt 
beteiligten sich 119 Schülerinnen und 
Schüler, sowie 13 Lehrerinnen und Leh¬ 
rer und andere Mitwirkende. 


Der Saalbau war gut gefüllt, das Pro¬ 
gramm wurde mit großer Aufmerksam¬ 
keit und viel Beifall aufgenommen. Die 
szenische Darstellung zu Anne Franks 
Leben und Leiden berührte sichtlich: 
Man hätte die berühmte Stecknadel 
beim Fallen auf den Boden hören kön¬ 
nen. 

Veranstalter war die Stadt Elmshorn 
unter Mitwirkung der AG Stolperstei¬ 
ne. Auch das Motto dieser Veranstal¬ 
tung „Der Schwur von Buchenwald 
vom 19. April 1945“, macht deutlich, 
dass auch diese Veranstaltung ein Bei¬ 
trag war, das antifaschistische Klima in 
der Stadt weiterzuentwickeln. 


Es ist geschafft! 

Gedenkstein für Ziegenhals 

Am Sonntag, io. Februar,findet in Zie¬ 
genhals eine Veranstaltung anlässlich 
der beiden Jubiläen der „Ziegenhal- 
ser Tagung“ 1933 und der Eröffnung 
der Ernst-Thälmann-Gedenkstätte vor 
60 Jahren statt. Dazu laden das Akti¬ 
onsbündnis „Gedenkstein Ziegenhals“ 
und der Freundeskreis Ernst-Thälmann- 
Gedenkstätte e.V. Ziegenhals ein. 

Die Veranstaltung beginnt mit der 
Einweihung des Gedenksteins. Dieser 
steht gegenüber der 2010 abgerisse¬ 
nen Gedenkstätte und trägt die Auf- 
schrift: „7. Februar 1933. INegaleTagung 
der Kommunistischen Partei Deutsch¬ 
lands im Sporthaus Ziegenhals unter 
der Leitung ihres Vorsitzenden Ernst 
Thälmann. Beginn des organisierten 
Widerstandes gegen die Herrschaft des 
Faschismus“. 

Bereits mehrere Jahre zuvor gab es Be¬ 
strebungen, einen Gedenkstein an die¬ 
ser Stelle zu errichten, der an die Ta¬ 
gung der KPD unter der Leitung Ernst 
Thälmanns an diesem Ort Anfang Fe¬ 
bruar 1933 und den Beginn des organi¬ 
sierten antifaschistischen Widerstan¬ 
des gegen die faschistische Herrschaft 
in Deutschland erinnern soll. Damit 
solltejedoch der Anspruch, die Gedenk¬ 


stätte eines Tages wiederzuerrichten, 
nicht aufgegeben werden. 

Die Partei „Die Linke“ brachte in der 
Stadtverordnetenversammlung von 
Königs Wusterhausen (KW) diesen - 
auch mit anderen, so der DKP, lange zu¬ 
vor diskutierten und abgestimmten - 
Vorschlag ein (siehe UZ vom 6.4.2012, 
s.7). 

Daraufhin nahm man die Sache in die 
eigenen Hände. Im vergangenen Jahr 
gründete sich in Königs Wusterhausen 
ein Aktionsbündnis, dem neben der 
Partei „Die Linke“, anderen Organisa¬ 
tionen und Zusammenschlüssen auch 
die DKP angehört. Eine Spendensamm¬ 
lung wurde initiiert und war - weit 
überdas Land Brandenburg hinaus-er- 
folgreich. Spenden wurden unter ande¬ 
rem auch während des KSCM-Treffens 
in Kunetickä Hora gesammelt. 

Am Sonntag um 10 Uhr 30 beginnt die 
Veranstaltung mit der Einweihung des 
Gedenksteins. 

Es sprechen Leo Kuntz (LAG Buchen¬ 
wald/Dora, Sohn des Teilnehmers an 
der illegalen Tagung Albert Kuntz), ein 
Vertreter oder eine Vertreterin der Par¬ 
tei „Die Linke“, ein Vertreter der KSCM, 
eine Vertreterin der DKP. 

Danach übernimmt der Freundeskreis 
Ernst-Thälmann-Gedenkstätte e.V. die 
weitere Regie. nh 
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Wir trauern um einen treuen Freund und 
standhaften Kommunisten. 

Peter Heinrich 

22.5.1928-22.1.2013 

Nach der Niederschlagung des Faschismus 1945 kam Peter 
als Jugendlicher ins Ruhrgebiet. Als junger Bergmann lernte 
er kommunistische Kumpel kennen, die ihn über Ursachen 
und Wesen des Faschismus aufklärten. Folgerichtig wurde er 
Mitglied der FDJ und der KPD und blieb seiner Überzeugung 
auch als politischer Gefangener der Adenauer-Justiz treu. 
Seine Kumpel, deren Interessen er konsequent vertrat, wähl¬ 
ten ihn jahrzehntelang immer wieder mit herausragenden 
Stimmenergebnissen in den Betriebsrat der Schachtanlage. 
Bis zu seinem Eintritt ins Rentenalter war er Vorsitzender 
der DKP-Betriebsgruppe Ewald. Mit großem Engagement 
sorgte er sich um das regelmäßige Erscheinen der Zeitung 
der DKP-Betriebsgruppe Ewald „Unsere Meinung“. 

Bis ins hohe Alter organisierte Peter antifaschistische Infor¬ 
mationsveranstaltungen. Es war ihm ein besonderes Anlie¬ 
gen, Jugendliche anzuregen, sich mit der Geschichte und den 
Gefahren des Faschismus auseinanderzusetzen. 

Peter war an der Gründung der Städtepartnerschaft zwischen 
Herten und Arras (Frankreich) engagiert beteiligt. Er war 
auf der deutschen Seite ständiger Organisator und Begleiter 
bei der Entwicklung der Zusammenarbeit der deutschen mit 
den französischen Antifaschistinnen und Antifaschisten. Er 
begründete gleichfalls die enge und herzliche Zusammenar¬ 
beit der Kommunisten in Herten und Arras. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Familie. 

In ehrendem Gedenken 

die Genossinnen und Genossen der DKP in Herten 
DKP Kreisorganisation Recklinghausen 
Section du Parti Communiste Franqais d 6 Arras 



Ich lebte einen Traum, 

den Traum vom Frieden, Völkerverständigung und einer gerechten Weit 

Titel von Doras Biografie 

Genossin 

Dora Weyrich 

geb. Schloßer 

2. September 1922 29. Januar 2013 

lebt nicht mehr. 

Ein bewegtes Leben für Frieden und Völkerfreundschaft, für soziale 
Rechte der Arbeiterklasse, für Frauenrechte und die Stärkung der Ar¬ 
beiterbewegung, für Sozialismus ging zu Ende. 

Dora wurde als zweites Kind von dreien in eine Bergarbeiterfamilie ge¬ 
boren, die Mutter Lydia Mitglied der KP, der Vater Antimilitarist und 
Gewerkschafter. Nach dem Sieg der faschistischen „Heim ins Reichs- 
Bewegung 1935 musste die Familie nach Frankreich emigrieren. Nach 
dem Abkommen mit der Vichy-Regierung wurde die Familie 1941 nach 
Deutschland ausgewiesen. Die Eltern wurden verhaftet. 

Nach der militärischen Zerschlagung des 3. Deutschen Reichs wurde 
sie Mitglied der FDJ und der KP. Im April 1949 war Dora Delegierte 
der ersten Weltfriedenskonferenz in Paris. Sie lernte dort das Ehepaar 
Curie, Picasso, Arnold Zweig, Anna Seghers und viele Andere kennen. 
Am Rande dieser Konferenz wurde auch das erste Weltjugendtreffen in 
Budapest vorbereitet. 

Zum Sammeln von Unterschriften für den Stockholmer Appell (Ächtung 
der Atombomben) lief sie viele Tage von Haus zu Haus. Später wurde 
sie bei der KP als hauptamtliche Mitarbeiterin für das Referat Frauen¬ 
arbeit eingestellt. In dieser Funktion besuchte sie in den 50er Jahren die 
internationale Frauenkonferenz für Frieden in Berlin, DDR. Hier lernte 
sie Otto Grotewohl kennen. Die Grenzüberschreitungen waren illegal. 
Dora wurde auf dem Rückweg bei Coburg verhaftet und ins Gefängnis 
gebracht. Dort wurde sie von der CIA gefoltert und wegen „antiameri¬ 
kanischer Umtriebe“ angeklagt. 

In das Saarland zurückgekehrt, wurde sie Redakteurin der „Neuen 
Zeit“, dem Organ der Kommunistischen Partei. Im April 1957 wurden 
die KP und die „Neue Zeit“ an der Saar verboten. Für sie bedeutete 
das die Arbeitslosigkeit. Trotz des Verbots wurde Dora als unabhängige 
Kandidatin in den Stadtrat von Ottweiler gewählt. Bis zu ihrer Heirat 
1961 mit Oswald Weyrich, dem ehemaligen Vorsitzenden der KP an der 
Saar, schlug sie sich mit verschiedenen Tätigkeiten durch. 

Als engagierte Zeitungsmacherin war sie Redakteurin der „Saar-Wo¬ 
che“ , der „Dudweiler Nachrichten“ usw. 

Der verwitwete Oswald Weyrich brachte zwei Kinder mit in die Ehe, für 
die Dora intensiv da war, so dass enge Mutter-Kind Beziehungen ent¬ 
standen. Leider konnte Dora das Familienglück durch Oswalds frühen 
Tod nur bis 1970 leben. 

Inzwischen war sie nach der Gründung der DKP deren Landeskassiere¬ 
rin geworden. Diese Tätigkeit führte sie bis zur Rente mit großer Sorgfalt 
durch. Weiter engagierte sie sich in der Friedensbewegung, der Kom¬ 
munalpolitik und der Parteigruppenarbeit. Wenn sie benötigt wurde, 
kannte sie kein Nein. 

In all diesen Jahren konnte sie ihrem „Hobby“, dem Reisen, frönen. 
Dieses führte sie in viele Länder der Welt, besonders beeindruckt war 
sie vom Denk- und Mahnmal bei den Mamaev-Hügeln in Wolgograd. 
Von 1982 bis 2001 war sie ehrenamtliche Buchhalterin und Landeskas¬ 
siererin der WN-BdA im Saarland. Danach musste sie aus gesundheit¬ 
lichen Gründen ihre aktiven politischen Tätigkeiten auf geben. Aber bis 
zum Schluss war sie mit ihrem wachen Verstand bei ihrer Familie und 
Partei. 

Dora wird auf eigenen Wunsch in aller Stille beigesetzt. 

Die Familie, VVN und DKP haben mit Dora einen außergewöhnlichen 
Menschen verloren. 

Wir werden sie vermissen und in ihrem Sinn weiter kämpfen. 

DKP Bezirk Saarland 
DKP Saarbrücken/Dudweiler 
WN-BdA Saarland 
Familie Rainer und Doris Weyrich 
Erna Pabst geb. Schloßer 
Margot Schloßer 
Enkel und Urenkel 

Im Sinne von Dora bitten wir um eine Spende für die UZ-Zeitung der DKP, Konto- 
Nr.: 4 002 487 502, BIz.: 43 060 967, GLS Bank Bochum, Stichwort: Dora Weyrich 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Käthe Hohl 

ganz herzlich zu ihrem 

70. Geburtstag, 

den sie am 6. Februar gefeiert hat 

Käthe steht für soziale Gerechtigkeit, für eine bessere und 
friedliche Welt, kurz für den Sozialismus, an unserer Seite. 
Liebe Käthe, die Genossinnen und Genossen vom linken Nie¬ 
derrhein wünschen Dir und Deinem Roni noch viele schöne 
und gesunde Jahre, viel Freude mit den Kindern und Enkel¬ 
kindern und gute Erholung im Wohnwagen in den schönsten 
Landschaften Europas. 

DKP Kempen 

DKP-Kreisorganisation Linker Niederrhein 

Zum 80. Geburtstag unseres Genossen 

Erich Klosters 

Am 12. Februar 1933 wurde Erich als Kind eines Kommunisten 
in einem Arbeiterstadtteil des niederrheinischen Kleve gebo¬ 
ren. Seine Kindheit war von faschistischer Diktatur und Krieg 
geprägt. 

Er lernte Sattler und Polsterer, war aber auch im Straßenbau 
und in einer Farbenfabrik beschäftigt. Sein Vater nahm ihn 1951 
zu den Weltfestspielen nach Berlin (DDR) mit. Diese hinter¬ 
ließen einen so bleibenden Eindruck, dass er anschließend in 
die KPD eintrat. 

1956 wurde seine Partei verboten. Doch das hielt Erich nicht 
von seinem Einsatz für Frieden und Sozialismus ab. Er gehörte 
u.a. mit Günter Wallraff dem Komitee zur Wiederzulassung der 
KPD an und organisierte dafür Veranstaltungen. 

Mitten im Kalten Krieg, lernte er seine Käthi kennen und lie¬ 
ben, was Erich dann auch nach Hanau verschlug. Hier arbeitete 
er dann im größten Betrieb, der Dunlop. 

Seit der Neukonstituierung der DKP war er in deren Reihen 
aktiv, von 1968 bis 1986 als unser Kreisvorsitzender. Viele un¬ 
serer Bündniserfolge haben wir Erichs Einsatz zu verdanken. 
Lange Jahre war er ebenfalls Mitglied des Bezirksvorstands 
der DKP Hessen, deren Revisionskommission er heute noch 
angehört. Als Kreiskassierer hat Erich auch immer die finan¬ 
zielle Seite unseres Kampfes im Blick. 

Es gibt so gut wie keine Versammlung der DKP im Kreis, bei 
der sich Erich nicht aktiv beteiligt und seine Gedanken ein¬ 
bringt. 

Lieber Erich, wir wünschen Dir und Deiner Käthi Gesundheit 
und noch viele kämpferische Jahre in unseren Reihen. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP Main-Kinzig und der DKP Hessen 


Am 11. Februar wird 

Johann Krajewski 

90 Jahre! 

Es gratuliert die 

DKP Dortmund 


Traumblick, Traumstrand, Traumurlaub... 

abseits vom Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Gar¬ 
ten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick 
aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres bei dieter@friedensnetz.de oder 0711 551410. 


„Die Welt begreifen - organisiert handeln“ 

ist der Titel einer Buchneuerscheinung, mit der das Symposi¬ 
um „Die Einheit von Politik und Philosophie im Kampf für den 
Kommunismus“ anlässlich des 85. Geburtstags von Hans Heinz 
Holz dokumentiert wird. 

Autoren: P. Köbele, H.-P. Brenner, W. Triller, A. J. Noll, D. Losurdo, F.-M. 
Balzer, A. Schölzel, A. Cubukcu, I. Monal, K. Steiniger. 

140 S., 7,99 Euro. Zu beziehen über DKP Berlin bei H.-G. Szalkiewicz, 
Groscurthstr. 8,13125 Berlin, Mail: szalkie@gmx.de 
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* * * Superior 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 


57392 Schmallenberg- 

Grafschaft 

Hoch sauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us prospeht 
anf ordern 


r 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof . Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotel bereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspielraum, Salalhüftet, 
FrühstücksbüM. Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p,P, 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,- £ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahrfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 - bzw. 
02151/315838 

E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 16./17. Februar 2013 

30. Januar 1933: 

80. Jahrestag der Machtübertragung an 
die deutschen Faschisten 

Darüber wollen wir mit Günter Judick reden. 

„Über geschichtliche Ereignisse beklagt man sich nicht, man bemüht sich 
im Gegenteil, ihre Ursachen zu verstehen und damit auch ihre Folgen, die 
noch lange nicht erschöpft sind.“ (Friedrich Engels MEW 21 Seite 201) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte Feri¬ 
enwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 



Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs¬ 
und Begegnungsstätte in der Nordheide. 


Informationen und Buchung unter: 
www.heideruh.de 8 04181 - 8726 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienen Wachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 
02241/973111 
camatra@web. de 


Toskana, nah am Meer 

iiüfwf.d« | «D3t.HU. flUTft 


Ökohof itn Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 

KindcTpa ,- adic5, 


Urlaub auf 
Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 
Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 /311 99 



Entschieunigung: 


R.ulic& Natur satt im Müritz-National- 
park. 2 Ft Wo je 2-3 Pers. ganzjährig in 
Kraiycburg-t Jranz in. Havel & Havclsccn, 
Rad. Info; www.mnogga.de oder 
0331/8707% fAB) 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Im Frühling in den Süden ... 
www.ferienhaus-suedheide. de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


mail@gasthof*heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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DKP Kreis Düsseldorf: 

Ein Arbeitspapier, das es uns 
erlaubt, selbstbewusst in 
die Kämpfe einzugreifen 

(...) Zunächst einmal halten wir das 
Ziel des Parteivorstandes für richtig, 
eine Antwort auf die Krise zu geben 
und diese nach außen zu artikulieren. 
Dies kann auch zur Bildung und/oder 
Schärfung von Klassenbewusstsein bei¬ 
tragen. (...) Der innere Zwist interes¬ 
siert die Arbeitsleute nicht; er langweilt 
und nervt sie, auch in der UZ! (...) 

Im Folgenden setzen sich die Düssel¬ 
dorfer Genossinnen und Genossen un¬ 
ter anderem mit einigen Kritiken am 
Parteivorstandsbeschluss auseinander. 
Hier einige wenige Ausschnitte aus der 
Stellungnahme: 

(...) Bereits der Epilog {des PV-An¬ 
trags - d. Redaktion) stellt eine Mo¬ 
mentaufnahme des Widerstands mit 
Blick von unten dar. Was sind Betriebs¬ 
besetzungen, Kämpfe gegen die Las¬ 
tenabwälzung und Streiks, bei denen 
immer häufiger die Eigentumsfrage ge¬ 
stellt und der Kapitalismus angegriffen 
wird, anderes als Klassenkämpfe? Und 
als Programmzitat heißt es in der Bi¬ 
lanz ausdrücklich, dass die europäische 
Integration ein Feld des Klassenkamp¬ 
fes bleibe. 

Der deutsche Imperialismus in der Of¬ 
fensive würde nicht als Hauptgegner 
angesehen, es fehle an einer präzisen 
Einschätzung seiner Rolle. Tatsächlich 
heißt es im Antrag wörtlich: „Das im¬ 
perialistische Deutschland“ sei „,Vor¬ 
reiter 4 dieser reaktionären Politik“ (...). 
Einige Absätze später im Antrag wird 
die Rolle der BRD dann detailliert be¬ 
schrieben (Agendapolitik, Exportori¬ 
entierung, Fiskalpakt, Rettungsschirm, 
Wirtschaftsmacht). Vielmehr sei die 
EU ein Instrument in den Händen des 
deutschen Imperialismus oder seiner 
Interessen, wie es Patrik Köbele for¬ 
muliert, um durch Einbindung oder 
die Verbreitung von Illusionen seine 
Vorherrschaft in der EU ausbauen zu 
können. Aber genau das steht (...) in 
dem Antrag. 

Die Überbetonung des transnationalen 
(Finanz-)Kapitals lenke vom Haupt¬ 
gegner ab. Die Darstellung der spe¬ 
zifischen Kapitalentwicklung seit der 
Niederlage des Realsozialismus habe 
aber Bestandteil der Analyse zu sein. 
Der dialektische Prozess wird in einem 
weiteren Programmzitat {des Antrags - 
d. Redaktion) deutlich: Europa sei der 
Macht des transnationalen Kapitals un¬ 
terworfen, „ohne dass die widerstrei¬ 
tenden Interessen der transnationalen 
und nationalen Bourgeoisien aufge¬ 
hoben“ würden. Soweit kritisiert wird, 
dass die Enteignungsforderungen nicht 
weit genug gingen, haben wir nichts da¬ 
gegen, die Großkonzerne hinzuzuset¬ 
zen, wie es in dem Aktionsorientierten 
Forderungsprogramm des letzten Par¬ 
teitages der Fall war. (...) Die Enteig¬ 


nung der Energiekonzerne ist ohnehin 
im Forderungskatalog vorgesehen. (...) 
Bemängelt wird des weiteren, die Ar¬ 
beiterinnen- und Arbeiterklasse wür¬ 
de zwar als die objektiv entscheidende 
Kraft angesehen, der subjektive Fak¬ 
tor jedoch vernachlässigt. Auch diese 
Kritik vermögen wir nicht zu teilen: In 
dem Abschnitt zur Formation der Ge¬ 
genkräfte werden die Ursachen für die 
Resignation, also warum sich die Klas¬ 
se in den Abwehrkämpfen nicht zur 
führenden entwickle (was wir überdies 
bezweifeln, denn es dürften im wesent¬ 
lichen schon die Lohnabhängigen - in 
ihrer ganzen Differenziertheit - sein, 
von denen die Kämpfe getragen wer¬ 
den), deutlich benannt: Differenzie¬ 
rung und Spaltung, eine fehlende kol¬ 
lektive sozialistische Perspektive (kein 
gemeinsames Zukunftsprojekt) sowie 
das Konfrontiertsein mit einer Politik 
des „Teile und Herrsche“. (...) 

Ferner wird kritisiert, die Hauptaufga¬ 
be der Partei, nämlich Klassenbewusst¬ 
sein zu transportieren, sei nicht deutlich 
genug formuliert. Doch die Erkenntnis¬ 
se des wissenschaftlichen Sozialismus 
in die Klassenkämpfe „einzubringen“ 
(Die Aufgaben der DKP in den heu¬ 
tigen Kämpfen), halten wir nicht für 
missverständlich, ebenso wenig „für 
die Bildung von Klassenbewusstsein“ 
zu wirken (ebendort), Solidarität vor¬ 
zuleben (Z. 344), „Wissen als Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten“ zu „ver¬ 
breiten“ und zu „vermitteln“. In diesen 
Auseinandersetzungen wächst Klassen¬ 
bewusstsein durch uns, aber eben auch 
nur, wenn wir die Beschäftigung mit 
uns selbst beenden und uns der Hand¬ 
lungsorientierung gemäß da draußen 
als einige Partei darstellen. Das hin¬ 
dert uns nicht, die von Patrik Köbe¬ 
le in dessen organisationspolitischem 
Referat aufgeführten fünf Streitfragen 
(Verhältnis zu Bruder- und Schwes¬ 
ternparteien sowie zur ELP, Rolle der 
Nationalstaaten, Bündnispolitik und 
Gewerkschaft) weiter zu disputieren. 
Nur sollten wir dies für uns klären und 
nicht in dem Agitationspapier für unse¬ 
re und mit unseren Adressatinnen und 
Adressaten. (...) 

Dass Analyse und daraus abzuleitende 
Aufgaben fehlten, können wir ebenso 
wenig bestätigen: Die ersten zwei Teile 
des Antrages bilden die Analyse (Bi¬ 
lanz der Krisenjahre und Formation 
der Gegenkräfte), die beiden letzteren 
die Handlungsorientierung (Aufgaben 
der DKP sowie die dringendsten For¬ 
derungen). Gegen qualifizierende Än- 
derungs- oder Ergänzungsanträge ha¬ 
ben wir selbstredend nichts einzuwen¬ 
den. (...) 

(...) Wir begrüßen ein nach außen einig 
wirkendes Arbeitspapier, das es uns er¬ 
laubt, in die Abwehrkämpfe der Krise 
selbstbewusst als Kommunistinnen und 
Kommunisten einzugreifen. 

(Stark gekürzt - die vollständige Fas¬ 
sung siehe www.kommunisten.de) 


DKP Karlsruhe: 

Die Staatsschulden dem 
Kapital anlasten 

Der Bezirk Baden-Württemberg hat 
den Antrag „Die Staatsschulden dem 
Kapital anlasten“ an den Parteitag ge¬ 
stellt. Worum geht es? 

Die Gesellschaften stehen heute an ei¬ 
nem Wendepunkt. Der Imperialismus 
schickt sich an, unter Instrumentalisie¬ 
rung der von ihm selbst hervorgebrach¬ 
ten Krise alle destruktiven Widersprü¬ 
che in historisch einmaliger Weise zu¬ 
zuspitzen. 

Um der politischen Praxis der DKP in 
Zeiten der Krise ein wissenschaftliches 
Fundament zu geben, muss der Partei¬ 
tag eine Analyse der Krise vom Stand¬ 
punkt des wissenschaftlichen Sozialis¬ 
mus erarbeiten. 

Die DKP hat bisher noch keine Krisen¬ 
analyse vorgelegt, die über die Begriff- 
lichkeit der „Übergangs- oder Großen 
Krise“ hinausgeht (vgl. Politische Re¬ 
solution). Die unabdingbare Vorausset¬ 
zung aber, die aktuelle Gegenposition 
der Arbeiterklasse zu schärfen, ist die 
wissenschaftliche Analyse. Es ist da¬ 
her höchste Zeit, dass der Parteitag die 
Frage nach dem Wesen der Krise zu¬ 
mindest in groben Zügen beantwortet. 
Dies ist eine dringende Schlüsselaufga¬ 
be, die es zu bewältigen gilt. 

Der Antrag „Die Staatsschulden dem 
Kapital anlasten“ bietet eine mögliche 
Analyse der Krise an und stellt sie zur 
Diskussion. Nach einer allgemeinen 
Charakterisierung der Krise als Über¬ 
produktions- und Überakkumulations¬ 
krise wird der Versuch unternommen, 
die Rolle der Staatsverschuldung als 
ihr dominantes Merkmal herauszuar¬ 
beiten. Nachdem die Staatsverschul¬ 
dung historisch als progressives Mittel 
zur Generierung von Reichtum ent¬ 
standen ist, und als solches z.B. im Ver¬ 
lauf der Krisen der 1970er Jahre Teil 
der bürgerlichen Lösungsstrategie war, 
verwandelt sie sich im Zuge der gegen¬ 
wärtigen Krise in ein brachiales Repres¬ 
sionsinstrument zur Unterdrückung der 
Arbeiterklasse und der überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung. Dieser qua¬ 
litative Umschlag im Wesen der Staats¬ 
verschuldung hebt den allgemeinen 
Verfaulungsprozess des Kapitalismus, 
der mit seinem imperialistischen Stadi¬ 
um einsetzte, auf ein höheres Niveau. 
Dies führt zu fundamentalen Umbrü¬ 
chen an der Basis, im Überbau und im 
Verhältnis der beiden Momente zuei¬ 
nander. Damit wird die Einschätzung 
der Politischen Resolution des 19. PT 
auf eine wissenschaftliche Basis gestellt, 
wonach „Umbrüche in den gesellschaft¬ 
lichen Verhältnissen - den Formen der 
Produktion, der Machtausübung des 
Kapitals, im Verhältnis zwischen Kapi¬ 
tal und Arbeit, im internationalen Kräf¬ 
teverhältnis, usw. - vor sich gehen“. Die 
Besonderheit der aktuellen Krise wird 
in der besonderen Rolle der Staatsver¬ 
schuldung ausgemacht. 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 8 . FEB 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt - Haßberge mit Gerald Müller, 
Vorsitzender der RotFuchs-Regionalgruppe 
Suhl. DFG-VK-Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 9. FEB 


Krefeld: Infostand der DKP zum The¬ 
ma „Arbeitszeitverkürzung“. Neumarkt, 
10.30 Uhr. 


SO ★IO. FEB 


Hamburg: „Meine Tante Annusch“. Lesung 
einer Angehörigen eines Euthanasie-Op¬ 
fers zur Spurensuche. Gedenkstätte „Ernst 
Thälmann“, Tarpenbekstraße 66, Ecke 
Ernst-Thälmann-Platz, 11.00 Uhr._ 

Dortmund: Spielenachmittag der DKP im 
Z, Oesterholzstraße 27,15.00 Uhr. 


MO ★ 11. FEB 


Hannover: Fehlende Krippenplätze, dro¬ 
hende Altersarmut, Gender Pay Gap und 
weitere Herrenwitze. Vortrag und Diskussi¬ 
on zur Situation der Frauen in unserer Re¬ 
publik und zu unserem Frauenbild. Veran¬ 
staltung der DKP-Gruppe Hannover-Linden. 
Freizeitheim Linden,19,30 Uhr. 


Dl ★ 12. FEB 


Bremen: „Man glaubte 1933 nicht an zwölf 
Jahre Hitler-Diktatur.“ Veranstaltung von 
DGB, IGM, MASCH, WN-BdA u.a. zu dem 
Thema „Bremer Frauen im Widerstand“. 


DGB-Haus Bremen, 17.00 Uhr. 


SA ★16. FEB 


Reinheim: „Singen , das geht so - Lieder 
und Geschichten aus unterschiedlichen 
Kulturen und Zeiten“ - Fredrik Vahle mit 
Gruppe für „Junggebliebene und Fans“. 
„Zum Kühlen Grund“, Heinrichstraße, 
20.00 Uhr. 

Krefeld: Infostand der DKP zum The¬ 
ma „Arbeitszeitverkürzung“. Neumarkt, 
10.30 Uhr. 


SO ★ 17. FEB 


Reinheim: Großes Kinder-Sitzkissenkon- 
zert der DKP mit Fredrik Vahle. „Zum Küh- 
len Grund“, Heinrichstraße, 11.00 Uhr. 

Dinslaken: „Pflegenotstand - Düstere 
Zukunft für Pflegende und Gepflegte“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP Kreis 
Wesel/Kleve mit Irmgard Bobrzik, DKP- 
Ratsfrau aus Bottrop und lange Jahre in 
der Altenpflege tätig. City-Hotel am Bahn¬ 
hof Dinslaken, 10.30 Uhr. 


Dl ★19. FEB 


Bremen: „Antisemitismus und Endlö¬ 
sung - Die Frage nach dem Warum.“ Ver¬ 
anstaltung der MASCH Bremen mit Prof. 
Kurt Pätzold. Villa Ichon, 20.00 Uhr. 


Ml ★ 20. FEB 


Dortmund: Seniorenarbeitskreis der DKP 
im Z, Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr. 



Dampf machen für d 


Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 


Hoffnung Straße 18 
45127 Essen 


von den Schienen zu räumen. 


Rüc kf ragen: 0201 /225447 


Die Repression durch die Staatsschul¬ 
den (Schuldenbremse, Sparprogram¬ 
me, usw.) trifft dabei die Angehöri¬ 
gen der Arbeiterklasse am heftigsten, 
wirkt sich aber auch auf die Arbeits¬ 
und Lebensverhältnisse der anderen 
gesellschaftlichen Klassen und Schich¬ 
ten aus. Das unmittelbare Erleben der 
Repression durch die Staatsschulden 
soll dem Antrag zufolge Anhaltspunkt 
sein, den Widerstand zu forcieren. Der 
Kampf der Gegenkräfte soll auf diesen 
Punkt konzentriert werden. Dies ist die 


strategische Grundlinie des Antrages. 
Mit der Forcierung des Widerstands auf 
die Institution der Staatsverschuldung 
wird zugleich die Eigentumsfrage als 
„Grundfrage der Bewegung“ (Mani¬ 
fest) gestellt. 

Deshalb unsere Bitte: lest den An¬ 
trag (http://dkp-karlsruhe.de/arti- 
kel/2012/20 121 218.html) sorgfältig 
durch, formuliert Ideen und Kritik und 
tragt so und dadurch dazu bei, dass der 
Parteitag diese dringende Schlüsselauf¬ 
gabe wirkungsvoll lösen kann. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 26 . Januar bis 1 . Februar 

Dienstag 


An ihren Autos sollt ihr sie erkennen 



Foto: Bentley 


Ein gewöhnlicher Volkswagen ist der EXP 9F (nicht). Er gehört in die Kategorie Sport Utility Vehicle (SUV), auch 
Geländelimousine. Die SUV ähneln wohl nicht zufällig dem US-Militärfahrzeug Humvee. 

Die Automarke Bentley, eine Tochter des VW-Konzerns, stellte das Luxus-Gefährt auf dem Genfer Autosalon 
2012 vor. Jetzt entschied VW das Gefährt zu bauen. 200 000 Euro soll die Basis-Version kosten. Unser Bild zeigt 
eine mögliche Variante der Heckklappe als Picknick-Bank - Sektkelch inklusive. 

Der Bentley soll das größte aller SUV-Mobile werden. Die von fast allen Herstellern reichlich angebotenen 
Autos sind schwerer als Limousinen, verbrauchen deutlich mehr Benzin, sind unfallträchtiger für Insassen 
und andere Verkehrsteilnehmer. Das Risiko eines Überschlages z.B. ist achtmal höher als bei anderen Autos. 
Fußgänger, insbesondere Kinder, gefährdet das massive SUV bei Kollisionen kaum weniger als ein Kampfpan¬ 
zer. Wahnsinn. 

Gerechtfertigt wird die Produktion mit dem „Bedürfnis der Verbraucher“. Genannt werden die üblichen 
Verdächtigen: arabische Scheichs und russische Neureiche.Tatsächlich bedienen die Autobauer mit den 
martialischen Statussymbolen - durchaus gewollt - gesellschaftliche Hierarchisierung und Militarisierung. 
SUV's reproduzieren nichts anderes als den gewöhnlichen Kapitalismus. 


Fußball-Fans gegen Nazis 

Holocaust-Gedenktag 2013 


Totaalvoetbal, Maler von Weltrang, Cof- 
fee-Shops, das Einsparen von Gardinen 
und die Erfindung der indonesischen 
Reistafel; man kann unseren niederlän¬ 
dischen Nachbarn einiges neiden - ihre 
Dynastie nicht. 

Die hat ein Riesenvermögen gemacht 
und sich im Laufe der Jahrhunderte so 
einiges an den Stecken geschafft, Koloni¬ 
alverbrechen und Waffenschiebereien in¬ 
klusive. Über dem neuen König Wilhelm 
Alexander liegt aber nicht nur der Schat¬ 
ten seiner Ahnen - von denen die meisten 
aus Deutschland stammen. Ausgerechnet 
seine Gattin, die schöne Maxima, lässt an 
seinem Charakter zweifeln. Ihr Vater, der 
Argentinier Jorge Zorreguieta, war von 
1976 bis 1979 Staatssekretär und bis 1981 
Minister für Landwirtschaft in der Dik¬ 
tatur von Jorge Rafael Videla. Damals 
ermordeten Todesschwadronen 30 000 
Regimegegner, wovon Maximas Papa 
nichts gemerkt haben will. Von Tochter 
und Schwiegersohn sind kritische Worte 
öffentlich nicht vermeldet. 

Allerding durfte er an der Hochzeit seiner 
Tochter seinerzeit nicht teilnehmen. Mal 
sehen, ob er Maxima bei ihrer Inthroni- 
sierung das Händchen hält. Weit reisen 
müsste er dafür nicht. Er wohnt seit Jah¬ 
ren unbehelligt in den Niederlanden. 

★ 

Nachdem Bundesumweltminister Alt¬ 
maier zu Beginn seiner Amtszeit einigen 
Wirbel verursacht hat, ist der Lack nun 
ab. Nur noch die engste Verwandtschaft 
durchschaut die Fadenscheinigkeit seiner 
Politik nicht. Jetzt behauptet Altmaier, die 
Strompreise einfrieren zu wollen. Da la¬ 
chen die Hühner, da wackelt die Hackord¬ 
nung. Sogar der zerzauste Philipp Rösler 
darf dem tief gesunkenen Altmaier ins Ge¬ 
nick picken. Armer Umweltminister. 

Mittwoch 

Immer wieder reden interessierte Kreise 
vom Ende der Krise. Der heute veröffent¬ 
lichte „Stressreport Deutschland 2012“ 

„Wir sind 

Erinnerung an 

„Wem schon ist bekannt, dass Lud¬ 
wig Lessen zu den deutschsprachigen 
Arbeiterschriftstellern zählt und so 
seinen Platz in der deutschen Natio¬ 
nalliteratur hat.“ Das schreibt Hans- 
Dieter Schneider in dem Beitrag „Ein 
,Doppelbelasteter’ und sein Erbe“ über 
Ludwig Lessen im Heimatkalender 
des Stadt- und Landkreises Eisenhüt¬ 
tenstadt 1988. Auch wir wollen weitere 
25 Jahre später an den Arbeiterschrift¬ 
steller erinnern, der als Sozialdemokrat 
und Jude von den Faschisten 1943 in 
den Tod getrieben wurde und dessen 
Todestag sich am 11. Februar 2013 zum 
70. Mal j ährt. 

Geboren wurde er als Louis Salomon 
am 17. September 1873 in Lessen - da¬ 
mals Provinz Westpreußen, heute Po¬ 
len. Nach diesem Geburtsort nannte 
sich der Schriftsteller später. Sein Le¬ 
bensweg führte ihn nach Berlin; nach 
1896 begann er seine Redakteurlauf¬ 
bahn in der sozialdemokratischen 
Arbeiterpresse. „Von der Stunde an, 
da Lessen redaktionell tätig wurde, 
hat er mit seiner Feder der SPD treu 
gedient“, erfahren wir im Heimatka¬ 
lender. „Immer habe er aufrecht zur 
Arbeiterklasse gestanden, sei er sich 
doch bewusst gewesen, dass ein Sieg 
des Proletariats notwendig ist und 
kommen wird“ 

Allerdings bleibt festzuhalten, dass bei 
Ludwig Lessen die Sehnsucht des Pro¬ 
letariats nach einem besseren Leben 
unkonkret und verschwommen dar¬ 
gestellt wird. „Das Morgenrot, das wir 
ersehnen“, wie es Lessen in dem Ge¬ 
dicht „Wir sind der Sieg!“ beschreibt, 
bleibt - wie in anderen Werken - doch 
sehr unbestimmt. Zwar benennt er die 
Arbeiter als Saat, Licht, Kraft, Zorn 
oder Sturm, „die fest im Kampfgewüh- 
le“ stehen, aber das Ziel bleibt im Ne¬ 
bel verborgen. 

Trotz allem: „Wer sich in seine Verse 
hineinliest, der spürt, dass Lessen das 
Proletariat für eine neue, bessere, sozi- 


der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin spricht eine andere Spra¬ 
che. Überstunden, Arbeitshetze, Schlaf¬ 
störungen, immer mehr physische und 
psychische Erkrankungen, freiwilliger 
Verzicht auf Pausen sind nur einige der 
Stichworte. Gleichzeitig wird heute gemel¬ 
det, dass die Mehrheit der deutschen Un¬ 
ternehmer zuversichtlich in die Zukunft 
blickt. 

„ Was dem einen sin Uhl, ist dem ande¬ 
ren sin NachtigallDas alte Sprichwort 
passt auf den täglichen Klassenkampf 
wie die Faust aufs Auge. Die Rollen 
können allerdings wechseln - es wäre 
an der Zeit. 

Freitag 

In Griechenland und Spanien sind un¬ 
glaubliche 57,6 beziehungsweise 55,6 Pro¬ 
zent der jungen Menschen arbeitslos. Das 
meldet die EU-Statistikbehörde Eurostat. 
Dieser Zustand dauert nun schon eini¬ 
ge Jahre an. Besserung ist nicht in Sicht. 
Gleichzeitig wird gemeldet, dass in Spani¬ 
en (und anderswo) die Wirtschaft weiter 
schrumpft - seit mittlerweile eineinhalb 
Jahren. 

Die Folgen sind katastrophal; in Grie¬ 
chenland haben wir Selbstverbrennungen 
erlebt; Menschen sterben, weil sie über¬ 
lebensnotwendige Medikamente nicht 
mehr bekommen; wer zählt die, die still 
zu Grunde gehen, während verantwortli¬ 
che Politiker jede Schuld von sich weisen? 
Es bleibt beim inhumanen Spardiktat aus 
Brüssel und Berlin, es bleibt beim Klas¬ 
senkampf von oben, mit dem Ziel den 
Wert der Arbeitskraft immer weiter nach 
unten zu drücken. Syrien, Mali, Ägypten 
beherrschen die Schlagzeilen. Den Herr¬ 
schenden sind ihre Interessen dort allemal 
wichtiger als das Elend der Menschen in 
Europa. Das ist so und das wird so blei¬ 
ben. 

Überwinden können wir diesen Zustand 
nur, indem wir den Kampf für unsere In¬ 
teressen aufnehmen. 

Adi Reiher 

der Sieg“ 

Ludwig Lessen 





Foto: Paul Sielaff 

Der Arbeiterschriftsteller 
Ludwig Lessen wurde als 
Louis Salomon geboren. 

al gerechte Welt begeistern, gewinnen 
wollte“, betont Hans-Dieter Schneider. 
1933 bei Machtantritt der Faschis¬ 
ten wurde Ludwig Lessen das Leben 
gleich zur Hölle gemacht. Buchhand¬ 
lungen und Bibliotheken wurden von 
seinen Schriften „bereinigt“. „Es sollte 
ihn nicht gegeben haben “ 

Außer seiner sozialdemokratischen 
Einstellung wurde Lessen seine jüdi¬ 
sche Herkunft zum Verhängnis. „Als 
gefürchteter ,Doppelbelasteter’ kam 
er auf die Abschussliste der faschis¬ 
tischen Machthaber und wurde nach 
qualvollen Jahren eines der Millionen 
Opfer des Rassenterrors“, heißt es im 
Heimatkalender. „Gebrandmarkt mit 
dem Davidstern, sollte er den Weg ins 
KZ antreten. Fast 70-jährig ging er frei¬ 
willig aus dem Leben.“ 

In Müllrose bei Eisenhüttenstadt er¬ 
hielt Ludwig Lessen auf dem dortigen 
Friedhof einen Ehrenplatz. Auch im 
Heimatmuseum der Stadt wird an den 
nahezu vergessenen Arbeiterschrift¬ 
steller heute noch erinnert. Paul Sielaff 


Die bundesweite Koordinierungsstelle 
der Fanprojekte berichtet auf ihrer Web¬ 
site über den „Erinnerungstag im deut¬ 
schen Fußball“ 2013. Dort heißt es u.a.: 
Seit 2005 gibt es den Erinnerungstag 
im deutschen Fußball. Rund um den 
27. Januar, den Jahrestag der Befrei¬ 
ung des Konzentrationslagers Ausch¬ 
witz, gedenken Vereine, Verbände und 
Fans durch verschiedene Aktionen der 
Opfer des Nationalsozialismus. Mit da¬ 
bei sind auch die Fanprojekte. 

Die Initiative, die eine Idee aus Italien 
auf greift, ging von der Evangelischen 
Versöhnungskirche in Dachau aus, 
die im jüdischen Sportverein Maccabi 
München und den „Löwenfans gegen 
Rechts“ schnell Mitstreiter fand. Seit 
2005 wird in Abstimmung mit DFL 
und DFB ein Textvorschlag zum Ge¬ 
denktag versandt, der im Stadion ver¬ 
lesen werden kann. Die weitere Aus¬ 
gestaltung ist den Vereinen und weite¬ 
ren möglichen Initiativen überlassen, 
das Spektrum der Veranstaltungen ist 
vielfältig und auch Fanprojekte betei¬ 
ligten sich an mehreren Orten an den 
Aktivitäten. 

Am 25. Januar veranstaltete beispiels¬ 
weise das Fanprojekt Darmstadt eine 
antifaschistische Stadtführung , um an 


historischen Orte in der eigenen Stadt 
über Verbrechen des Nationalsozialis¬ 
mus zu informieren: „Aus dieser Ge¬ 
schichte lernen, heißt heute: Im Stadion 
und im Alltag entschieden gegen Anti¬ 
semitismus, Rassismus und Fremden¬ 
feindlichkeit Widerstand zu leisten“, 
schreiben die Kolleg/innen in Darm¬ 
stadt. 

Der Fanladen St. Pauli ist auch 2013 bei 
den Veranstaltungen dabei. Nach einer 
kurzen Einführung am Treffpunkt am 
ehemaligen NSDAP-Parteigebäude 


gab es einen gemeinsamen Marsch zum 
Stadion, wo der Journalist Patrick Gen¬ 
sing über die aktuelle Neonaziszene 
berichtete. Eine Kranzniederlegung an 
der Gedenktafel vor dem Stadion bil¬ 
dete den Abschluss der Veranstaltung. 
Auch in Augsburg standen die lo¬ 
kalen Bezüge zum Nationalsozialis¬ 
mus im Mittelpunkt. Am 26. Januar 
veranstaltete das Fanprojekt Augs¬ 
burg einen Besuch auf dem Gelän¬ 
de des ehemaligen KZ-Außenlagers 
Haunstetten. 

In Münster hat der FANport, das lo¬ 
kale sozialpädagogische Fanprojekt, 
aus Anlass des Erinnerungstages den 
Journalisten Werner Skrentny einge¬ 
laden. Er wird am 31. Januar aus sei¬ 
ner Biografie über den Nationalspieler 
Julius Hirsch vortragen, der als deut¬ 
scher Jude im KZ Auschwitz ermor¬ 
det wurde. Die Fußballvereine betei¬ 
ligen sich ebenfalls mit eigenen Veran¬ 
staltungen und über das Verlesen der 
Stadiondurchsage hinaus am Erinne¬ 
rungstag. So fand in Nürnberg bereits 
am 22. Januar ein Festabend unter 
dem Titel „Jenö Konrad, Franz Salo¬ 
mon und der Club“ zum Gedenken an 
die jüdischen Aktiven des Clubs. Eh¬ 
rengast der Veranstaltung war die aus 
New York angereiste Eve¬ 
lyn Konrad, Tochter des jü¬ 
dischen Trainers Jenö Kon¬ 
rad. Zu seinem Andenken 
hatten die Ultras Nürnberg 
zum Derby gegen den FC 
Bayern München bereits 
eine eindrucksvolle Cho¬ 
reografie präsentiert. 

Der Anteil jüdischer Spie¬ 
ler, Trainer und Mitglieder 
an der Vereinsgeschich¬ 
te steht auch bei weiteren Klubs im 
Fokus: Der FC Bayern München ver¬ 
anstaltete am 27. Januar u.a. eine Le¬ 
sung mit Fußballautor Dietrich Schul- 
ze-Marmeling. Der Hamburger Sport- 
Verein bot am 27. Januar 2013, um 14 
Uhr im HSV-Museum eine Tour zur 
NS-Geschichte des Vereins an, bei der 
die interaktive Lernstation zum Thema 
„Die Raute unter dem Hakenkreuz“ 
eingeweiht wird. Die Einnahmen kom¬ 
men der Sammelaktion für die KZ-Ge- 
denkstätte Neckarelz zugute. Dorthin 


wurde der ehemalige HSVer und Wi¬ 
derstandskämpfer Asbjorn Halvorsen 
deportiert. Der FC Schalke 04 weiht 
am 30. Januar im Beisein der Profis Be¬ 
nedikt Höwedes, Christoph Metzelder 
und Julian Draxler eine Gedenktafel 
für neun jüdische Mitglieder und För¬ 
derer, die während des Nationalsozia¬ 
lismus verfolgt und ermordet wurden, 
offiziell ein. 


Der rote Kanal 


Lennon, NYC, USA 2011 

Die Dokumentation befasst sich mit 
John Lennons politischster Zeit An¬ 
fang der 70er Jahre. 

Sa., 9.2., 21.40-23.55 Uhr, arte 

Die Mörder sind unter uns, D1946 

Wolfgang Staudtes erster Film nach 
dem Krieg ist einer seiner besten. 
Der ehemalige Militär-Chirurg Mer¬ 
tens leidet unter den schrecklichen 
Kriegserinnerungen und wird zum 
Alkoholiker. Er begegnet seinem 
ehemaligen Hauptmann Ferdinand 
Brückner, der 1942 36 Männer, 54 
Frauen und 31 Kinder einer pol¬ 
nischen Ortschaft erschießen ließ. 
Inzwischen ist er erfolgreicher Ge¬ 
schäftsmann. Mertens beschließt ihn 
zu töten. 

So., 10.2., 20.15-21.35 Uhr, 3sat 

Die Macht der Lobbyisten 

Arte-Themenabend: gezeigt werden 
Filme über die 2 500 Lobbyisten in 
Brüssel, ihre 5 000 (!) Artgenossen 
in Berlin und die Folgen der Privati¬ 
sierung am Beispiel der Wasserver¬ 
sorgung. 

Di., 12.2., 20.15-23.20 Uhr, arte 

Fettleibigkeit vorprogrammiert, 

D 2013 

Der Dokumentarfilm stellt die wis¬ 
senschaftliche These vor, dass die 
ständig wachsende Aufnahme che¬ 
mischer Substanzen und Hormone 
verantwortlich für Übergewicht sind. 
Do., 14.2., 20.15-21.00 Uhr, 3sat 
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Gedenktag 

26.01.2013 
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Rode - Kranzniederlegung 


Einladung zur Veranstaltung der St-Pauli-Fans. 





















